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„Racksackbowbe K : Die umstrit- Israel: Regieriai^cbef Peres be- 
' teneri atomares Mmisprengsätze rief gestern den. für Stoherbeits- 
’der Amerikaner werden bis späte- fragen abständigen Sonderaus- 
stens .1988 aus der Bundesrepu- schuß des Kabinetts zu dringen- 
blik abgezogen. Sie gehören :m je- den Beratungen über die Zukunft 

nen 1400 Gefechts^-Kernwaf- der MDitärverhanrihingen mit Li- 
fen. deren Jtotfemung 198J von bantin ein.' Dabei geht es auch um 

'■ der Nuklearen Planungsgruppe einen einseitigen Abzug aus Liba- 
beschtossen worden war. (S. '4) - non und' die Holle Syriens. (S. 5) 

Gedenktakt: Der Bundestag wird Entfuhrimp Der am Donnerstag 
voraussichtlich am 8. Mai in-einer in Beirut entführte Schweizer Di- 
Sondersatzung des Endes des ^ plomat Eric Wehrii ist von schit- 
Zweiten Weltkriegs und der NS- tischenMilizen befreit worden, als 
Herrschaft vor 40 Jahren geden- seine Entführen - 

feen. Tjn Mittelpunkt soll eine An- Versteck bringen wollten. Weni- 
sprache des Bundespräsidenten . ger Stunden später wurde auf of- 
stehen. (S. 4) fener Straße der amerikanische 

katholische' Pfarrer Lawrence 
Berliner Wahlen: Die Grünen Jenco verschleppt (S. 5) 
sind ' vom Ls^eswahlamsdnxß ' 

nur unter Vorbehalt zügelassen Apartheid: Sieben führende Wirt- 
worden. Sollte der Bundesver- schaftsverbände Südafrikas, de- 
band wie angekündigt die Berli- ren Mitglieder 80 Prozent der Ar- 
ner Grünen ausschließen, wird er- beitnehmer des Landes beschäf- 
neut beraten. (S. 4) tigen, haben von der Regierung 

die Aufhebung der Rassen- 
palästinenser: Eine neue Frie- trennung verlangt 
densmitiative zur Lösung der Pa- ’ 

lästinenserfrage kündigte der frü- Reagan: Die Popularität des US- 
• here österreichische Bundeskanz- ' Präsidenten hat den höchsten 
ler Kreisky an. Im Feburar will er Stand seit Beginn seiner ersten 
nach Israel und in die USA reisen. Amtszeit erreicht In einer Mei- 
nungs umfrag e m g tm sich 65 Pm- 
Nene Doktrin: Der griechische zent der Befragten mit seiner 
Eabihettsrat für Äußeres und Ver- Amtsf ührun g gnfriwfen. 
teidigung hat eine- neue Verteidi- 

gimgsdoktrin gebilligt Sie gäbt Harte: Pressekonferenz Reagans 
‘ davon aus, daß Griechenlands Si- zu Genfer Gesprächen. - NRW- 
cherheit nicht von der UdSSR, Ministerpräsident Rau beginnt 
sondern vom türirischen NATO- „DDR^Besuch. -FDP-Präsrihirn 
Partner bedroht wird. (S. © tagt in Berlin. 

ZITAT DES TAGES 


• 99 Ich werde keine unbedachten 
Versprechungen machen, aber 
auch nicht in Euro-Pessimismus 
verfallen 99 . 

Jacques Delors. neuer Präsident der 
EG-Koramlssion. in einer Pressekonfe- 
renz Mrh cplrn>m Amtsantr itt (S. 10) 

FOTO; CAMERA PRESS 

• WIRTSCHAFT . 

Ärzteschwemme: ln der Bundes- Ölmarkt: Die Weltxohölfördening 
republik werden nach Darstellung ät im vergangenen Jahr erstmals 
des Zentralinsfituts für kassen- seit 1979 wieder gestiegen. Mit 
. ärztliche, Versorgung bis 1995 rund 2,7 Milliarden Tonnen wur- 
112 000 Ärzte neu approbiert wer- den knapp zwei Prozent mehr ge- 
den. Davon würden rund 50 000 fordert als im Vorjahr. (S. U) 

keine WeaterbüdungsstePen in , . . 

Krankenhäusern finden. (S. 11) Börse: Zum Teil hausseartige 

Kurssteigerungen gab es a m deu t- . 

. Baagemana: Der massive Aus- sehen Aktienmarkt D er WELT- 
fuhrüberschuß Japans ist das be- Aktienindex erreichte mit 160,1 
herrschende Thema der gestern 1 (164,5) einen neuen Höchststand, 
begonnenen Gespräche des Bun- Am Beritenmarkt wurden öffent- 
deswirtschaftsministeTS in Tokio. liehe An leihen leicht höher bewer- 
Regierungschef Nakasone beauf- tet BHF-Rentenindex 102,735 
tragt» seine Ifachminister, bis En- (102,715). ' Performance-Index 
de März neue Maßnahmen zur 90,993 (99,945). Dollar-Mittelkurs 
Öffnung des japanischen Marktes . . 3,1385 (3,1767) Marie. Goldpreis je 
vürzuschlagen. (SU). Feinunze 302,00 (298,25) Dollar. 

KULTUR 

Geistliche Musik: Wie kaum ein Foppen: Deutschen Spielpappen 
anderer Ort ist Jerusalem berufen, aus der Zeit zwischen 1880 und 
die Traditionen geistlicher Musik dem -Zweiten Weltkrieg, einSam- 
zu pflegen. Em vorzügliches Fo- melgebiet, das neuerdings beson- 
rum bietet die „Utorgika“, ein vor dos unter Frauen vehement an 
sieben Jahren erstmals veranstal- Beliebtheit gewinnt, hat das Mu- 
tetes interkonfessioDelles Musik- seum-für Deutsche Volkskunde in 
ÜestivaL (S. 17) IcBhe^tlghe Ausstellung ge- . 

SPORT 

Fußball: Das FußbaD-Länder- Ski: Do- Schweizer Thomas Bmg- 
spiel Deutschland gegen Ungarn ler gewann in Schladming den 
am 29. Januar in Hamburg (20.15 Wettcup-Rtesentoriauf. Zweiter - 
Uhr) wird hve im Femsdien über- wurde der für Lwxemburg starten- 
tragen. Die Sendeanstalt dafür de Österreicher Giranten! vor 
steht allerdings noch nicht fest Burgtors Landsmann HangL 

AUS ALLER WELT 

Scholl: In der Affäre um den an- Stolze Zoo-Inventur: Mit 10 542 
geblichen Raubüberfall des frühe- Heren und 1579 Tierarten bleibt 
ren FDP-Spüzenpolitikers prüft der Zoologische Garten in Berlin 
die Polizei, ob auch Familienange- der größte der. Welt - vor dem 
hörige eventuell mit dem Verbre- Herpark in San Diego (USA), 
eben zutun haben. Zeugen wollen . 

eine Frau und ein Kind im Flucht- Wetter: Bedeckt, teilweise 

auto gesehen haben. <S. 18) Schneefall. Um 5 Grad minus. 

AnBerdem lesen Sie in dieser Ausgabe: 

Meinungen; Die neue alte Kampa- Schach-WM: Kaipow ahmte nur 

gne - Gastkommentar von Mi- Kasparows Spiel nach - Von Lu- 

chaelVoslensky . S.2 dek Pac hm a nn ' ... S.9 

- JDDR“; Ein leiser Hauch von Chile: Die Experten bezweifeln 

, : Selbstständigkeit v Überall , Pinochets Optimismus für dieses ; 
yMag t G wchtohtA durch -S.3 Jahr - Von W. Thomas 8L12 

' miPiniattH -PfaW- ihe Umbildung Fernsehen: Heiter, wenn’s ernst 

seines Kabinetts bereitet "Vogel wird - Gratulation zum 65. G&- 

■ ltoAKop^ : S.4 burtstag von Curt Flatow S.16 

Medien: «Der Staat muß den-Pri- Frankftuter Ballett: Ein beson- j 
vatfimk «yhntTgri" - Von frofes- neuer Mann wagt den Ritt über 

- sor Remhart Ricks •• • ■' -S.6 denBodensee S.17 , 

Forum: Pcasonalien und Leser- Bubi Schote Mass ena n dr ang zum 

briete an die Redaktion der VerfidaBnerwaItö:-J^achtIank , * 

WELT. Wort desTages S.7 nacfademTodesschuß? • S.I8 

SctaM tmd Wuttol« beWodoia «ton Vwtrteb itor WHT. Wir «ttoii ifie 

Leser fBr ntfgficheVw zö gefnagw boi<tecZwtefl u agpwVw»tflBdiiis. 
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Dreggen Wichtiger als die 
Grenzfrage ist die Freiheitsfrage 

Plädoyer für Ergänzung des Schlesier-Mottos I Gespräch mit der WELT 


DW.Bmm 

Tn der aktuellen Diskussion um die 
Oder-Neiße-Linie hat der CDU/CSU- 
Fraktionschef Alfred Dreggeran die 
Absicht des sowjetischen Diktators 
Josef Stalin erinnert, „ewige Feind- 
schaft zwischen Deutschen und Po- 
len“ zu stiften In einem Interview 
mit der WELT, in dem Dregger eine 
Nuancierung des umstrittenen Mot- 
tos des Schlesier-Treffens befürwor- 
tete, appellierte der Unionspolitiker 
an beide Seiten, zu erkennen, daß die 
Freiheitsfrage wichtiger sei als die 
Grenzfrage. Er erinnerte an die Ver- 
pflichtung, daß die deutsche Frage 
völkerrechtlich nur in einem Frte- 
densvertrag geregelt werden kann. 
Mit Dregger sprach Thomas KieSn- 
ger. 

WELT: Die Landsmannschaft 
RpKtosipn hat ihr nächstes Tr effen 
unter das Motto gestellt „Schlesien 
bleibt unser". Was meinen Sie da- 
zu? 

Dregger: Die Westverschiebung Po- 
lens, das heißt die Annexion Ost-Po- 
lens durch die Sowjetunion, die Ver- 
treibung der Deutschen aus Ost- 
Deutschland und die Umsiedlung der 
Ost-Polen in die Heimat der Ost- 
Deutschen (unter anderem Schle- 
sien), war eine Operation, die Stalin 
durchgesetzt hat Sie hatte auch «rtn 
Ziel, ewige ■ Feindschaft zwischen 


Deutschen und Polen zu stiften. Ich 
warne Polen und Deutsche davor, 
dieses Vermächtnis Stalins zu erfül- 
len, Wichtiger als die Greszfrage ist 
für beide Völker die Freiheitsfrage. 

Was das Motto angehfc es sollte ein- 
deutiger das ausdrücken, was die 
Schlesische Landsmannschaft nach 
ihren eigenen Angaben gemeint hat 
Dazu k?rnntp es mm Beispiel um ei- 
nen Buchstaben und ein Wort ergänzt 
werden, etwa wie folgt: „Schikien 
bleibt unsere Heimat“ Daran würden 
auch einige Leute Anstoß nehmen, 
aber zu Unrecht Auch wenn man in 
unmenschlicher Weise aus der Hei- 
mat vertrieben wird, blrnbt dieses 
Land TTgwwat- 

WELT: Wie kann nach Huer Vor- 
stellung die Zukunft Schlesiens 

aussefaen? 

Dreggen Es wird nicht wieder so 
sein, wie es vor 1945 war. Aber, ich 
denke, es wird auch nicht so bleiben^ 
wie es zur Zeit ist Das Chaos, das der 
Zweite Weltkrieg hinterlassen hat, 
trannw völkerrechtlich Dur in einem 
Friedensveitrag geregelt werden, den 
di e j enigen abschließen, die in Zu- 
kunft als Nachbarn neben- und mit- 
einander lehen werden. Das «and Po- 
len und Deutschland. Ein snlrher 
Friedensvertrag setzt die Überwin- 
dung der Teilung Europas imd die 


Rückgewinnung des Selbstbestim- 
mungsrechts für das polnische tmd 
das ganze deutsche Volk voraus. 

WELT*. Moskau überzieht die Bun- 
desrepublik Deutschland mit einer 
Revanchism uskampagne Ist sie 
berechtigt? 

Dregger: Nein. Revanchistische Poli- 
tik läge weder im Interesse der Deut- 
schen noch der Polen. Sie läge allen- 
falls im Interesse des sowjetischen 
Impe rialismus. Sobald sie beide frei 
sind und über sich selbst bestimmen 
können, werden Polen und Deutsche 
sich ebenso versöhnten, wie Deutsche 
und Franzosen sieb versöhnt haben. 
Polen ist «rin» europäische Bruderna- 
tion, die nach eigenem Selbst ver- 
ständnis zum Abendland gehört Sie 
sollte wie wir Deutschen ihren Platz 
unter dem Dach eines freien und eini- 
gen Europas finden, das mit der So- 
wjetunion ebenso wie mit aiipn ande- 
ren Völkern in Frieden lebt Ich bin 
überzeugt, daß eine solche Zukunfts- 
perspektive die Zustimmung der 
überwältigenden Mehrheit alter Po- 
len und Deutschen findet Sie liegt 
auch im wohlverstandenen Interesse 
der Sowjetunion, für die es immer 
schwieriger und kostspieliger werden 
wird, Polen «nH Teile D eutschlands 
gegen ihren Wüten im sowjetischen 
Imperium festzuhalten. 


Nach drei Sitzungen Schweigen in Genf 

Sibnhz and Gromyko gaben sich locker / Beide Seiten wahren strikte Diskretion 


BERNT CONRAD, Genf 

Unter strengster Abschirmung gin- 
gen gestern die zweitägigen Genfer 
Gespräche des amerikanischen Au- 
ßenministers George Shukz mit sei- 
nem sowjetischen Amtskoltogen An- 
drej Gromyko über die Möglichkeit 
neuer Abrüstungsverhandlungen in 
Ihre letzte Runde. Beide Seiten hatten 
eine absolute Nachrichtens perre VCT- 
hängt, so daß bis zum Abschluß kei- 
nerlei Informationen über den Ver- 
lauf der Beratungen Vorlagen, die am 
.Vonnittag zwei Stunden und acht- 
zehn Minuten dauerten und am Nach- 
mittag forteeaetzt wurden. 

An die Öffentlichkeit drangen nur 
atmosp härische Nuancen. Auffallend 
war, daß Gromyfeo schon am Montag- 
nachmittag in der US-Botschaft auf- 
gelockerter wirkte als beim morgendr 
lichen Gesprächs beginn in der So- 
wjetbotschaft War anfangs noch von 
einpyn „geschäftsmäßigen“ Klima die 
Rede gewesen, so sahen amerika- 
nische Reports; den 75jährigen So- 
wjetveteranen beim zweiten Ge- 
spräch ^außergewöhnlich angeregt“ 
parlieren und lauthals lachen. Beide 
Mi Tngter diskutierten vor dm Photo- 


graphen über die beste Technik beim 
Auf zeichnen von Gesprächsnotizen. 
Dabei gab Shultz mit einem gäben 
Kugelschreiber praktische Anleitun- 
gen. Irgend jemand rief Gromyko zu: 
„Haben sie bei Ihren Notizen alles 
ntitbekommeri?“ Darauf der Russe: 
„Alles perfekt.“ Dann stimmte er in 
das allgemeine Gelächter ein. 

Ziemli ch entspannt entwickelte 
sich am Montagabend auch ein ame- 
rikanischer Empfang bei Scotch, 
■Wodka und Bourbon. Shultz und 
Gromyko erschienen auf der Party 
kuirvor 19: Uhr lächelnd und in of- 
fensichtlich guter Laune. „Wir haben 
eine Abmachung, wie wir diesen 
Raum betreten“, verkündete der US- 
. Außenminis ter schmunzelnd. „Er 
. (Gromyko) geht links, und ich gehe 
rechts.“ Brätes Gelächter. Gegen- 
über Journalisten verweigerte der so- 
wjetische Cheftfiplomal jede Aus- 
kunft. „Keine Interviews. Nicht fair,“ 
erklärt er heiter. 

Allzu erbittert können die voraus- 
gegangenen Debatten angesichts die- 
ser demonstrativen Lockerheit kaum 
verlaufen sein. Doch das besagt noch 
nichts über den Grad möglicher 


Übereinstimmung oder den Umfang 
fortbestehender Sachdifferenzen, be- 
sonders in dem entscheidenden 
Streitpunkt: dem von Moskau scharf 
abgetehnten Mmerifcaniwch«»n For- 
schungsprogramm für eine „strate- 
gische Verteidigung“ im Weltraum. 

Wie strikt die Geheimhaltung des 
Sachstandes in Genf von den Ameri- 
kanern gehandhabt wurde, zeigte ein 
Vorfall um Mitternacht im Caf§ des 
Intercon ü -Hiotels: Dort saßen an ei- 
nem Tisch prominente Washingtoner 
US-Korrespondenten und am Neben- 
tisch ihnen sehr vertraute Mitglieder 
der amerikanischen Delegation. Es 
gab keinen Kontakt von Tisch zu 
Tisch. Als die Journalisten einen spa- 
ter dazukommendea US-DipIomaten 
aufförderten, doch kurz bä ihnen 
Platz zu nehmen, rief der entsetzt: 
„Ich will doch nicht rausgeworfen 
werden.“ 

Das war kein Witz, sondern eine 
Folge der von Präsident Ronald 
Reagan schon bei der internen Vorbe- 
reitung der Genfer Gespräche verord- 
neten absoluten Diskretion. Auf Wei- 
sung des Präsidenten mußten alte da- 
• Fortsetzung Sehe 10 


Wieder Diskussion üb£r Kontaktsperre 

Wernitz (SPD): Von inhaftierten Terroristen darf keine Gefahr mehr ansgehen 


PETER PHILIPPS, Bonn 

Die -Serie neuer Terror-Anschläge 
in den vergangenen. Wochen hat in 
Bonn die Diskussion um eine Ver- 
schärfung der gesetzlichen Bestim- 
mimgen auftoben lassen. Doch wäh- 
rend der Vorsitzende des Innenaus- 
schusses im Bundestag, Axel Wernitz 
(SPD), die Möglichkeit einer Wieder- 
einführung des Kontaktsperregeset- 
zes in voll» Schärfe ansprach, damit 
von inhaftierten RAF-Terroristen kei- 
ne Gefahr mehr miggehm 1 k ö n ne , 
warnte der Sprecher des Generdbun- 
desanwahs Kurt Rebmann, Alexan- 
der Prechtel, vor „Hysterie“, für die 
^einerlei Veranlassung“ bestehe. 

Bereits in der vergangenen Woche 
hatte der steEvertretende Fraktions- 
vorsitzende der SPD, Alfred Emmer- 
lich, davor gewarnt, „die herau&ie- 
hende Gefahr zu 'unterschätzen“, die 
sich in den neuen Anschlägen zeige. 
An der „Unerbittlichkeit“ der Terrori- 


sten habe sieh nichts geändert „ S o 
unangenehm " dies auch sei, so müß- 
ten rinch „sämtliche früheren Maß- 
nahmen“ zur Sicherung von Perso- 
nen und Einrichtungen wieder in 
Kraft gesetzt und die „Kommunika- 
tiönsstränge“ zwischen inhaftierten 
und freien Terroristen „zerschnitten“ 
werden. 

Wernitz hat diesen Gedanken jetzt 
in der Hannoverschen Neuem Presse 
aufgegriffen und „Konsequenz und 
Härte bis hin zur Verschärfung ge- 
setzlicher B es timmunge n“ gefordert 
Wenn nicht das Kbittaktsperregesetz 
Jn voller Schärfe“ wieder emgeführt 
werde, sei es nur noch eine Frage der 
Zeit, wann die neue RAF-Gfeneration 
es nicht mehr bei Gewalt gegen Sa- 
chen belasse, sondern auch Attentate 
auf Repräsentanten des Staates aus- 
übe. 

Doch wahrend ühnmeriieh selbst 
gegenüber dpa -diese Worte seines 


Fraktionskollegen abschwächte und 
darauf verwies, daß es bisher über- 
haupt keine Erleichterungen beim 
Kontaktsperre-Gesetz gebe, die rück- 
gängig gemacht werden müßten »md 
es im Gegenteil Jn der SPD entspre- 
chend unserem Vorbehalt bei Erlaß 
des Kontaktsperre-Gesetzes und der 
Terrorismus-Gesetzgebung insge- 
samt zu einer Überprüfung auch des 
Kontaktsperre-Gesetzes“ kommen 
werde, war die Ablehnung des Gene- 
ralbundesanwalts n <y»h deutlichen 
„Die Verhängung der Kontaktsperre 
muß ripm Gebot der V erhaltnismä - 
ßigkeit entsprechen, und für ein so 
starkes Kaliber gibt es derzeit über- 
haupt keine Notwendigkeit“ 
Während auch vom innenpoliti- 
schen FDF-Fraktionssprecher Burk- 
hard Hirsch kritisiert wurde, daß der- 
zeit „keine Veranlassung zu unbe- 
dachtem Krisengeschwätz“ besteh^ 
■ Fortsetzung Seite 10 


DER KOMMENTAR 

Konsequenz 

ENNO v. LOEWENSTERN 


E s ist verblüffend, nach all den 
sozialdemokratischen An- 
schlüssen an die so oft ge 1 
walttätigen und gewaltrecht- 
fertigeoden Straßenaktio nisten 
jetzt von zwei prominenten Sozial- 
demokraten de 71 Ruf Tianh df»m 
Kontaktspemegesetz zu hören. 
Nach Emmeriich spricht Wernitz 
von Konsequenz, Harte und An- 
wendung des Gesetzes in „voller 
Schärfe“. Auch er sieht als Folge 
des seit Dezember inszenierten 

HnnggrgtrwW und der um die 

Jahreswende gelegten Bomben 
die Gefahr, daß die „Gewalt gegen 
Sachen“ zu Attentaten gegen füh- 
rende Re p räsentanten von Staat 

und Wirts chaft eskaliert 

In der ersten Überraschung 
könnte manch ein Kulissen- 
blicker vermuten, hier werde spä- 
te Rache an der FDP geübt. War es 
nicht so, daß fast die ganze SPD 
und die ganze Union seinerzeit ein 
viel strengeres Gesetz wollten - 
die Überwachung aller Gespräche 
zwischen Rechtsanwälten und ih- 
ren Mandanten, wenn letztere we- 
gen schwerer Verbrechen (nicht 
allein terroristischer Taten) inhaf- 
tiert sind ? Damals hatte die FDP 
das Parlament zu eines: weit weni- 
ger effektiven Regdung in Form 
des Kontaktsperregesetzes ge- 
zwungen. 

Damals hatte es die ersten 
ernsthaften Spekulationen über 
eine Abstimmung quer durch die 
Parteien ohne Rücksicht auf Koa- 
litionsbiodungen gegeben, ehe die 


SPD sich zähneknirschend unter- 
warf Könnte es SPD-Politikem 
interessant erscheinen, jetzt einen 
Keil in die neue Koalition zu trei- 
ben? Das ist sicherlich nicht das 
Motiv. Über die jeweilige Anwen- 
dung der Kontaktsperre entschei- 
den heute die Justizbehörden, 
nachdem dies Gesetz nun einmal 
in all seiner Unzulänglichkeit er- 
lassen wurde. 

Wir dürfen wohl davon aus- 
gehen, daß hier zwei Politiker 
wirklich nach ihrem Gewissen ge- 
sprochen haben. Um so verblüff- 
ter ist man als nächstes über die 
Reaktion des Sprechers der Bun- 
desanwaltschaft: Für „Hysterie“ 
bestehe „keinerlei Veranlassung“. 

A m sogenannten Hungerstreik 
beteiligen sich dreißig wegen 
Terrorismus Verurteilte oder Be- 
schuldigte. Offensichtlich steht 
dahinter wieder, wie bei allen frü- 
heren Vorgängen dieser Art, die 
fenkwvto Hand bestimmter An- 
wälte. Hier werden nicht nur In- 
formationen verbreitet, sondern 
hier werden Menschen durch Dro- 
hung in das Risiko des Todes ge- 
trieben. Hier werden darüber hin- 
aus im ersten größeren Manöver 
die Disziplin und Aktionsfähig- 
keit der mühevoll neu aufgebau- 
ten Terrorbanden samt ihrer 
Handlanger draußen durchexer- 
ziert. „Hysterie“? Auf welche 
Katastrophe will man warten, ehe 
man offene kriminelle Umtriebe 
in den Strafanstalten unterbin- 
det? 


Entführung 
„ganz oben 
beschlossen“ 

DW.Thom 

Der polnische Geheim polizei- 
Hauptmann Grzegorz Piotrowski, der 
wegen der Entf ührung und Ermor- 
dung des Priesters Jerzy Popieluszko 
in Thom vor Gericht steht, hat ge- 
stemausgesagt, die Entscheidung zur 
Entführung des Pfarrers sei „ganz 1 
oben“ gefallt worden. Piotrowski 
zeigte sich davon überzeugt, daß ein 
Stellvertretender Innenminister von 
dem Plan gewußt habe, ohne aber 
dessen N amen zu nennen. Allerd in gt; 
war bereits am Montag bei der Zitie- 
rung früherer Vemehmungsprotokolr 
to der Name eines Vizeministers, Ge- 
neral Ciaston, genannt worden. 

Piotrowski betonte, er habe seinen 
zwei Untergebenen gesagt, der Be- 
schluß sei nicht auf Abteihmgsebene 
gefaßt worden. „Für mich war die 
niedrigste Ebene, die eine solche Ent- 
scheidung getroffen haben könnte, 
ein stellvertretender Minister.“ Auf 
eine Nachfrage des Richters, was ihn 
zu dieser Annahme veranlaßt habe, 
antwortete der Hauptmann, er habe 
den Führungsstil gekannt und „ge- 
wußt, wer es rieh leisten konnte, eine 
solche Entscheidung zu treffen. Also 
ist es klar, Haft die Enfaphpiduog g a n ? 
oben getroffen wurde“. Ihm sei stets 
bedeutet worden, daß die Entführung 
„auf höherer Ebene autorisiert" sei 
Nun eikenne er jedoch, nie einen Be- 
weis dafür in der Hand gehalten zu 
haben, daß es einen „Kopf* gebe. Der 
Richter hakte nach: „Also hat es nie 
einen Kiopf gegeben?“ Piotrowski 
breitete die Arme aus und antwortete: 
„Vielleicht ist es besser, daß es kei- 


Nur geringer 
Anstieg der 
Arbeitslosigkeit 

PETER JENTSCH, Bonn 

Die „ein wenig bessere Konjunk- 
tur“ sowie die müde Witterung Ende 
1984 haben nach Darstellung des Prä- 
sidenten der Bundesanstalt für Ar- 
beit, Heinrich Franke, zu einem „für 
einen Dezember geringen Anstieg der 
Arbeitslosigkeit“ geführt Insgesamt 
ist die Arbeitslosenzahl im Dezember 
auf 2325183 gestiegen; das sind 
135992 Arbeitslose mehr als im No- 
vember. Die Arbeitslosenquote stieg 
damit von 8,8 auf 9,4 Prozent 

Die milde Witterung sowie die kon- 
junkturelle Verbesserung kommen, 
so Franke, in der Entwicklung der 
saisonal bereinigten Arbeitslosenzah- 
ton zum Ausdruck, die auf 2^30 
(2^52) Millionen abnahm. Das gelte 
auch für die Zahl der Kurzarbeiter, 
die sich zwar gegenüber November 
um 11 036 (4^ Rezent) auf 268 419 
erhöhte. Gegenüber Dezember 1983 
ging sie jedoch um 47,7 Prozent zu- 
rück: 

Auch das Landesarbeitsamt Nord- 
rhein-Westfalen betrachtet die Ent- 
wicklung der Arbeitslosigkeit optimi- 
stisch. Zwar waren Ende Dezember 
im größten Bundesland 720 000 Men- 
schen arbeitslos gemeldet was einer 
Steigerung von 17 600 Arbeitslosen 
(2^> Prozent) entspricht Das Amt hob 
gestern aber hervor, daß der Dezem- 
beranstieg der Arbeitslosigkeit in den 
vergangenen vier Jahren jeweils 
deutlich höher lag, und zwar zwi- 
schen 24 000 im Jahre 1983 und gut 
41 000 Ende 1981. Die Zahl der Kurz- 
arbeiter hat an Rhein und Ruhr Ende 
1984 gegenüber Ende 1983 um gut die 
Hälfte auf 62 000 abgenommen. 

Sette & Höhepunkt überschritten 


nen Kopf gibt“ 

Kampfkraft der Khmer 
bleibt ungebrochen 

Vietnamesen nberrannten Hauptquartier der Befreioogpfront 


Zwei Abgasgrenzwerte für Altwagen? 

Koalitionsgespräch über Experten-Voriage / Umstellung läuft schneller an als erwartet 


HEINZ HECK, Bonn 

Vor dem heutigen Koalitionsge- 
spräch über die steuerliche Entla- 
stung nachgerüsteter Altfahrzeuge 
zeichnet sich ab, daß es voraussicht- 
lich doch zwei zusätzliche Abgas- 
grenzwerte geben wird. Mit einer sol- 
chen Staffelung bei etwa 30 und 50 
Prozent der Grenzwerte für Neufahr- 
zeuge würde eher dem Anliegen von 
Tnnpnrpinister Zimmenrann Rech- 
■ nung getragen, ifranzminister Stol- 
tenberg hatte sich dagegen bisher aus 
Gründen der Übersufatiichkeit, für 
nur einen Grenzwert ausgesprochen. 

Die Experten der Ministerien ha- 
ben nach mehreren Sitzungen auch 
gestern noch an der Vorlage für das 
heutige Gespräch der Köahüons- 
experten gearbeitet Zeitdruck 
herrscht auch deshalb, weil die Alt- 
wagenregelung zusammen mit den 
Gesetz über die Steuerbefreiung für 
Neufahrzeuge, das sich in der parla- 


mentarischen Beratung befindet, ver- 
abschiedet werden solL 

Wie in der gestrigen Ausgabe be- 
richtet, werden die Besitzer von nicht 
nachgerüsteten Altfahrzeugen von 
1986 an mit einer Kfe-Steuer um 20 
Mark je- hundert Kubikzentimeter 
rechnen müssen (im Gesetzentwurf 
war noch eine Erhöhung von derzeit 
14,40 auf 16 Mark vorgesehen). Nur 
eine so kräftige Erhöhung kan n nach 
Meinung der Experten bei dem vor- 
aussichtlichen Interesse an steuerbe- 
günstigter Nachrüstung noch eine 
anflmmmensnHit rale Reg elung ge- 
währleisten. 

Damit kommt man bereits in die 
Nähe des von 1986 an geplanten Kfa- 
Steuersatzes von 21,60 Mhrk für Neu- 
fabrzeuge ohne Katalysator. Jedoch 
nährt die jüngste Entwicklung der 
'Nachfrage nach Katalysator-Fahr- 
zeugen die Vermutung, daß derUm- 
steÄmgsprozeß am deutschen Auto- 


mob ümar kt wesentlich rascher voll- 
zogen sein wird, als bisher zum Bei- 
spiel von Innenminister Zimmer- 
mann befürchtet Gelänge der Indu- 
- strie die rasche Umstellung ihrer 
Fahrzeuge auf Katalysatorbetrieb im 
Laute dieses Jahres, so käme der 
„Strafoteuer* von 21,60 Mark mangels 
Stesse kaum noch Bedeutung zu. 

Vor altem die Automobilindustrie 
zeigt Interesse an einer differenzier- 
ten s teuerlichen Entlastung für Alt- 
fahizeuge. Sie erhofft sich davon eine 
Entlastung des Kfz-Marktes, bis die 
Umstellung auf die neue Autogenera- 
tion technisch abgeschlossen ist Die 
Bundesregierung hat auf eine Kleine 
Anfrage der Grünen erklärt, rie erwä- 
ge „gegenwärtig nicht, Sondermittel 
für die Umrüstung* von Bundesfahr- 
zeugen zu bewilligen, da noch keine 
wirtschaftlich und technisch ausge- 
reiften Verfahren dafür vorhanden 
seien. 


CHRISTEL PILZ, Bangkok 

Unter intensivem Artillerie- und 
Panzerbeschuß haben vietnamesi- 
sche Elitetruppen das schwer befe- 
stigte militärische Hauptquartier der 
Nationalen Befreiungsfront (KPNLF) 
überrannt und die etwa 5000 Verteidi- 
ger zur Aufgabe ihres Lagers „Ampü“ 
gezwungen. Dabei zerstörte ein Voll- 
treffer auch die Kommandozentrale 
des militärischen KPNLF-Chefe, Ge- 
neral Din Del Politisch untersteht die 
KPNLF der Führung des ehemaligen 
Tramh nda ehanisfthgn Premiermini- 
sters Son Sann. 

Die KPNLF-Truppen haben sich 
zur Rückeroberung dieses strategisch 
wichtigen Lagers neu formiert. Dies 
hat der thailändische Oberbefehlsha- 
ber; General Arthip, vor der Presse in 
Bangkok erklärt Nach seiner Dar- 
stellung ha hon dja Vietnamesen das 
Khmer-Lager mit über tausend Run- 
den schwerer Artillerie bombardiert, 
Hanois Infanterie wurde von 20 Pan- 
zern unterstützt 

Psychologisch ist der Vertust von 
„Ampil“ ein schwerer Schlag für die 
Son-Sann-Gruppe, die ■ insgesamt 


15 000 bewaffnete Kämpfer zählt. 
Kpinpgfan«: aber sind damit die 
Kampfkraft und der Kampfeswillen 
dieser nichtko mmunistischen Wider- 
stanrtsgruppe gebrochen. 

Bei den jüngsten Kämpfen sind 
übfr hundert Geschosse vietnamesi- 
scher Artillerie auf thailändischem 
Boden eingeschlagen. Tausende Be- 
wohner thailändischer Grenzdörfer 
mußten ins Landesinnere fliehen. 
Mehr als 130 000 Zivilisten sind inzwi- 
schen nach Thailand geflohen. Viet- 
namesische Artilleristen haben am 
Montag auch ein Aufklärungsflug- 
zeug der thailändischen Luftwaffe 
vom Typ A-37 abgeschossen. 

In Peking hat unterdessen der chi- 
nesische Außenminister Wu Xueqian 
in einem Gespräch mit Prinz Siha- 
nouk den antivietnamerischen Wider- 
standsgruppen den „vollen und an- 
haltenden Beistand“ versprochen. 
Sihanouk, der Chef der Drei-Par- 
teien-Koalition, will im nächsten Mo- 
nat zu einer Kabinettsitzung der Wi- 
derstandskoalition in das thailän- 
disch-kambodschanische Grenzge- 
biet reisen. 
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Höhepunkt überschritten 

Von Peter Giliies 

D ie Arbeitslosigkeit bleibt die gewichtigste innenpolitische 
Herausforderung. Im Jahresdurchschnitt 1984 waren 2,266 
Millionen erwerbslos gemeldet, fast genauso viel wie im Jahr 
zuvor. Hoffnung ist aus der Statistik nur in homöopathischen 
Dosen zu ziehen. Zwar bewegt sich die absichtsvoll beschwore- 
ne Horrorvision von drei, vier oder mehr Millionen Arbeitslo- 
sen fern jeder Realität indes ist auch auf mittlere Sicht Vollbe- 
schäftigung nicht absehbar. 

Filtert man jedoch die Saison-Einflüsse aus der Statistik 
heraus, ergibt sich seit August 1984 eine stete Verbesserung 
der Lage. Im vergangenen Jahr hat sich die Kurzarbeit nahezu 
halbiert es wurden rund zwölf Prozent mehr offene Stellen bei 
den Arbeitsämtern gemeldet 

Daß der Sozialstaat daran nicht zerbricht ist Gütesiegel und 
Herausforderung zugleich. Man mag die Ungeduld derer ver- 
stehen, die durch Griff in die Staatskasse Arbeitsplätze „be- 
schaffen“ möchten, aber sie wäre ein schlechter Ratgeber. Die 
Erfahrungen ermuntern nicht Noch frisch in der Erinnerung 
ist das Bauprogramm von 1982, das unter Milliardenkosten 
, : ankurbelte“, aber keine nachhaltigen Besehäftigungswirkun- 
gen zeitigte. Vielmehr ist die Krise der Bauwirtschaft nur 
aufgeschoben, keineswegs aufgehoben worden. 

Der sibirisch-kalte Jahresbeginn dürfte die Arbeitslosenzah- 
len nochmals emportreiben, aber in diesem Jahr werden sie 
bereits für kurze Zeit die Zwei-Millionen-Marke unterschrei- 
ten. Mit aller Vorsicht deshalb die Prognose: der Höhepunkt 
der Beschäftigungskrise ist überschritten. In den USA wurden 
in einem Jahrzehnt rund zwanzig Millionen Arbeitsplätze ge- 
schaffen, in der Bundesrepublik ging dagegen eine Million 
verloren. Je opulenter die Absicherung bestehender Arbeits- 
plätze ist, desto schwerer ist es, unter hohen Kosten neue 
einzurichten. 

Vieles spricht jedoch dafür, daß dem schwungvollen Export 
eine Investitionsbelebung folgt Die Personalplanungen sprin- 
gen in den meisten Branchen auf Grün. Das ist bei einem 
erstarrten Arbeitsmarkt schwieriger als auf flexiblen wie in 
den USA. Das deutsche Beschäftigungswunder dauert etwas 
länger. 


Warnung an Washington 

Von Werner Thomas 

D ie Regierung von Honduras hat den „Contras“ die Tür 
gewiesen. Sie will nicht mehr dulden, daß die antisandini- 
stischen Guenilla-Verbände von honduranischem Gebiet den 
Krieg gegen das marxistische Nicaragua fuhren. Am Wochen- 
ende wurde der Indianerführer Steadman Fagoth Müller fest- 
genommea Er soll nach Miami abgeschoben werden. 

Diese Entscheidungen lösten in Mittelamerika und Washing- 
ton Überraschung und Verwirrung aus. Ändert der bisher 
engste Verbündete der USA in dieser Region seinen Kurs? 

Außenminister Edgardo Paz Barnica erläuterte, sein Land 
wolle den „Souveränitätsanspruch“ unterstreichen und „mit 
den Nachbarn in Frieden leben“. Diplomatische Beobachter 
glauben jedoch, daß hinter diesen Entwicklungen auch die 
Absicht steht, ein warnendes Signal an Washington zu senden. 

Das Verhältnis zwischen Honduras und den USA war nie so 
harmonisch, wie es schien, obgleich die Regierung der Präsi- 
denten Roberto Zuaso Cordova die antisandinistischen Parti- 
sanen lange unkontrolliert gewähren ließ, obgleich die Streit- 
kräfte beider Nationen eine Reihe gemeinsamer Manöver 
durchführten und obgleich die Vereinigten Staaten 
Stützpunkte und eine Militärschule einrichten durften. In 
Honduras gab es immer Leute, denen Washingtons Wünsche 
zu weit gingen. Paz Barnica zählt dazu. 

Diese Kritiker haben nun Auftrieb erhalten durch die Konfu- 
sion in Washington. Das State Department sieht noch immer 
die Möglichkeit einer diplomatischen Losung, die Pentagon- 
und die CIA-Führung nicht Die Reagan-Regierung bemüht 
sich um eine Wiederaufnahme der vom Kongreß stornierten 
Hilfe für die antisandinistischen Freiheitskämpfer, die Opposi- 
tion auf dem Kapitolshügel will diese Absichten jedoch durch- 
kreuzen, und ihre Chancen sind gut Da die Sandinisten wieder 
massive Waffenlieferungen aus dem Ostblock erhielten, könn- 
ten die „Contras“ bald militärisch in Bedrängnis geraten. 

In der honduranischen Hauptstadt Tegucigalpa ist zu erfah- 
ren, daß die Regierung Zuaso Cordova noch mit sich reden 
lassen will über die Situation der Rebellen. Voraussetzung sei 
jedoch eine klare Linie der USA. Der Ball ist in Washington. 


Das andere Deutschland 

Von Joachim Neander 

E s mehren sich die Fälle, in denen die „DDR“ hierzulande 
das „andere Deutschland“ genannt wird. In Rundfunksen- 
dungen taucht dieser Begriff - scheinbar gart? simpel und 
selbstverständlich aus dem „anderen Teil Deutschlands“ fort 
entwickelt - sogar schon als verbindender Obertitel für Be- 
richte von drüben auf. 

Viele, vor allem jüngere Menschen werden nichts Böses 
dabei denken. Im Gegenteil, die neue Formel scheint doch 
trutziges Festhalten am Gemeinsamen, Widerstand gegen die 
Abgrenzungssprache der SED zu enthalten. Auch drüben ist 
Deutschland - da klingt doch Gewißheit mit, daß die dauernde 
Trennung wider alle Logik der Geschichte sei 
Aber dabei wird vergessen, daß das „andere Deutschland“ 
ein fest von Inhalt geprägter Begriff ist, nicht mehr frei verfüg- 
bar für neue Bedeutungen. Mit ihm haben in den Jahren des 
Nationalsozialismus aufrechte Deutsche und wirkliche Freun- 
de Deutschlands der übrigen Welt klarzumachen versucht, daß 
Hitler, die NSDAP, der Rassenwahn, die SS und die Konzen- 
trationslager nicht dasselbe seien wie Deutschland. 

Das „andere Deutschland“ - das meinte die Verfolgten, die 
Emigranten, die zum Schweigen Gebrachten genauso wie die 
auch vom NS-Staat nicht pervertierbe geistige Tradition. Das 
meinte auch jene Deutschen, die innerhalb des N ^Machtbe- 
reichs unter eigener Lebensgefahr Juden halfen oder sie ver- 
steckten, die tapfer an geschriebenem und ungeschriebenem 
Recht festhielten, obwohl ihnen unter Drohungen anderes 
befohlen war. Das „andere Deutschland“ war das bessere, das 
eigentliche, im Grunde nicht zerstörbare Deutschland. 

Es wäre fast gespenstisch, würde dieser Ehrentitel nun fast 
unbemerkt an die „DDR“ weitervererbt an einen Staat der 
seine Bewohner mittels Maschinenpistolen und Schießauto- 
maten von den Grenzzäunen und mit Erpressung aus fremden 
Botschaftsgebäuden einsammeln muß. 

Daß auch drüben Deutschland ist bleibt wahr. Daß es dort 
sehr anders zugeht, bezeugen die Flüchtlinge. Aber das „ande- 
re Deutschland“ für den SED-Staat - das wäre eine Verhöh- 
nung derer, die wirklich das „andere Deutschland“ waren. 
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Man trifft sich ioausböme 


Die neue 

Von Michael Voslensky 

D ie sowjetische Propaganda- 
kampagne gegen den „west- 
deutschen Revanchismus“ « wild 
hartnäckig fortgesetzt Was ist ihr 
Zweck? 

Die sowjetischen Führungs- 
kreise glauben natürlich nicht, an 
einen Bonner Revanchismus. In 
der Tat: Welchen Sinn hätte er? 
Das Kräfteverhältnis zwischen der 
UdSSR und der Bundesrepublik 
ermuntert in keiner Weise dazu, 
mit dem Gedanken an eine kriege- 
rische Rache für die Niederlage an 
der Ostfront zu spielen. Deshalb 
gib t es hier kernen normalen Men- 
schen, der an ein solches Aben- 
teuer depkt Das ist jedem jn der 
Bundesrepublik so klar, daß es 
schade um die Zeit ist, darüberlan- 
ger zu schreiben. 

Etwas anderes ist wahn Die No- 
menklatura erwartet keine beson- 
ders warme Sympathie von der 
deutschen Bevölkerung - in Ost 
und West Der sowjetische Vier- 
Steme-General Iwan Iwanowitsch 
Fedjuninsldj, der frühere stellver- 
tretende Oberkommandierende 
der Gruppe der sowjetischen 
Streitkräfte in Deutschland, sagte 
mir in Dresden im Oktober 1970: 
„Die Deutschen werden uns das 
nie verzeihen, was wir ihnen ange- 
tan haben. Wir haben das halbe 
Deutschland unter unsere Kon- 
trolle gebracht, ihre Fabriken de- 
montiert, Reparationen bekom- 
men, mit ihren Soldaten und auch 
mit der Zivilbevölkerung waren 
wir nicht zimperlich. Welches Volk 
wird das schon vergessen?“ Aber 
diese in Nomenklaturakreisen 
ziemlich verbreitete Einstellung 
hat mit unrealistischen Befürch- 
tungen vor gingm deutschen An- 
griff auf die Sowjetunion nichts zu 
tun. 

Übrigens - sollten dieSowjets 
tatsächlich aus inniger Überzeu- 
gung über den „westdeutschen Re- 
vanchismus“ reden, wieso hatten 
sie mehr als »hn Jahre darüber 
geschwiegen? Nein, keine Über- 
zeugung, sondern politische Taktik 
führt Moskau wieder in einen „An- 
ti-Revanchismus“ -Kamp £ 

Sein Zweck befindet sich im Ein- 
klang mit strategischen Zielen der 
sowjetischen Europapolitik. Mos- 
kau will Westeuropa von Amerika 
abkoppeln und die NATO lahmle- 
gen. Auf die Bundesrepublik bezo- 


alte Kampagne 

\ 


gen, bedeutet das den Versuch, die 
Bonner Politik bei anderen NATO- 

pfnsnhlipBlfrh der 

USA, suspekt ZU TnafliAn und die 
Bundesrepublik als das stärkste 
europäische NATO-Land politisch 
in die Defensive zu drängen. Der 
aus Stalins Mottenkiste her- 
ausgeholte Popanz des „westdeut- 
schen Revanchismus“ soll diesem 
Zweck dienen. Die Moskauer An- 
kläger des Bonner „Revanchis- 
mus“ versuchen den NATO-Staa- 
ten zu suggerieren, Bonn wolle das 
Süppchen seiner „revanchisti- 
schen Pläne“ unter der Maske der 
NATO-Treue kochen und dies kön- 
ne seine ahnungslosen Verbünde- 
ten in Gefahr bringen. Zwar ist eine 
solche Konstruktion auf Sand ge- 
baut, inan hofft aber in Moskau auf 
pinpn gewissen Erfolg: Werden 
doch die Siegesfeierlichkeiten in 
Ost und West im Mai dieses Jahres 
für eine versuchte Wiederbelebung 
antideutscher Stimmungen im We- 
sten günstig sein. Daher das Ti- 
ming der sowjetischen „Revanchis- 
mus-Kampagne“: Die Monate vor 
den Feiern. 

Wie immer bezieht Moskau die 
deutsche innenpolitische Land- 
schaft in sein Kalkül ein. Die Frie- 
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Professor Dr. Michael Voslensky, 
früher Mitglied der sowjetischen 
Akademie der Wissenschaften, lei- 
tet heute ein Institut zur Erfor- 
schung der UdSSR In Mönchen 
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densbewegang hat den Knmni ent- 
täuscht Sie erwies sich als zu auf- 
richtig pawfig fiyh und li e ß steh 
wi rbt in flpm Maflp für die %ielp der 

y>wjp Hy»hpn Arrfriighmg miR hren. 
phen , wie rnan in Mnabn gehofft 
hatte. Jetzt aber wirft die sowjeti- 
sche Propaganda die Revanchis- 
musKae als einen Zankapfel in die 
Bonner pflrtei pQiitiBnhp Arena- 
Vielleicht wird die Opposition die- 
se faule Frucht gegen die Regie- 
rungskoalition verwenden! 

Die sowjetischen Berechnungen 
nnri klar. Noch klarer ist, daß da . 
„westdeutsche Revanchismus“ ei- 
ne glatte Erfindung ist, ein Phan- , 
tom, ein Nicfats. 

Aber auch in der Bundesrepu- 
blik beginnt man, über dieses 
Nichts zu diskutieren- in der Form 
der Dementis »mii der Kritik an 
Parolen der Vertriebenenverban- 
de. Seinerzeit in Moskau wunder- 
ten wir uns insgeheim über die für 
uns unerklärliche Bereitschaft der 
Menschen ' im Westen, auf jede 
noch so unseriöse Erfindung der 
östlich e n Propaganda mit unge- 
bührendem Ernst zu reagieren. Ge- 
nau so einen ihH erleben wir jetzt 

Jede Bonner Entgegnung: „Wir 
sind keine Revanchisten!" erfüllt 
Moskauer Propaganda-Funktionä- 
re nicht mit Scham, sondern mit 
berechtigtem Stolz gut getaner Ar- 
beit Jhr seid Revanchisten!“ wer- 
den sie jetzt erst recht genüßlich 
laut wiederholen. Dieser inhaltsar- 
me Dialog kann nur ein Ergebnis 
haben: Allmählich wird der Ein- 
druck in der Welt entstehen, es sei 
wohl doch etwas Wahres an der 

Bevanchismusbeschuldigung, 
sonst hätte man sie in der Bundes- 
republik nicht ernst genommen. 

Was sollte man tun? Als gebürti- 
ger Russe empfehle ich, dem im 
russischen Sprichwort ausge- 
drückten Prinzip zu folgen: „Der 
Hund bellt, der Wind verweht“; als 
österreichischer Staatsbürger emp- 
fehle ich die bekannte Formel: 
„Nicht einmal ignorieren“. Darm 
würde die ignorierte Kampagne 
bald langweilig werden »wd sich 
zusammenfallen. 

Shakespeare hat eine präzise 
Formel geprägt: „Viel Lärm um 
nichts“. Lohnt sich dieser Lärm? 


IM GESPRÄCH Fidel Ramos 

Neuer Wind in Manila 


Von Christel Pilz 

D em neuen Generalstabschef der 
{ASqqnteschen Strotezäfte, Ge- 
noaSeatoarit Fidel Ramm, eilt die 
Zeit Dem wenn Präsdent Marcos 
aus fl p gi n d hPifaigHifiAfn Ausschei- 
den nmfl , wird d ies die Sfamrfp des 
Beknmens der Streitkzifie sein. Wer- 
den sie die Macht ergreifen, wie das 
Volk dies unter dem Bamos-Voigän- 
ger, Fabian Ver, bef ü rc hte t hatte? 
Oder werden sie sich darauf be- 
schränken, nur stabilisierend zu wir- 
ken, als Hüter der Verfassung, da 
sterilen Regierung unterstellt? 

Ramos hat Loyalität zur Verfas- 
sung gelobt Er genießt Vertrauen, 
denn er hat die Extravaganzen der 
Marcos-Entourage nicht mttgemacht, 
obwohl er seine Karriere Marcos ver- 
dankt Hamas, 57 Jahre alt, bheb ein 
Mann ilo« einfachen Lebens. Er ist 
besonnen und stetig, nicht flamboy- 
ant, eher trocken. & fragt soldatisch 

nanh A»nt P rofatBrniajiiwnn« «tpiner 

Leute, nicht nach persönlichen Loya- 
litäten zu ihm odadon Präsidenten. 
Nach Absolvierung der amerikani- 
schen Mlitärakademie West Point 
wurde er Tfangw nnH Fallschirmjä- 
ger; er hat philippinische Truppen in 
Südkorea nnri Süd Vietnam komman- 
diert 

Als 1961 der Genexaistabsposten 
neu zu besetzen war und Marcos ach 
nicht für Ramos, sondern für seinen 
Geheimdienstchef General Ver ent- 
schied, war Ramos enttäuscht Zwar 
wurde er Vas Stellvertreter, aber das 

urih st ok Kfimm a n. 

dem* der paramilitärischen FridpoH- 
zö m>ri der «ifanaiwi Polizei unter- 
stand er Genaal Ver. Fabian Ver 
stand Marcos näher. Wichtiger: Er 
Haft»» die Unterstützung da ehrgeizi- 
gen Marcos-Gattin Tw»Ha Jetzt wird 
es Ramm sein, der ihm Warhfnipwm. 
hrHnr*^ in ifasPwnii w rtWMmt bk>k- 
fcäert; nicht aus Revanche, sondern 
weil sie die bestgehaßte Frau des 
Tjnrias ist. 

Die Wende kam am 24. Gktoba. 
General Ver mußte unbefristeten Ur- 
laub «ntretor» Weda er «och Marcos 
hatten verhindern kfinnen, daß er 
sich wegen »inw* wahrarhamünhaw 
Verwicklung im Mord an den Oppo- 



Vorerst nur „armierend": Generat 
Stabschef Ramos fqtO: ap 


sidonsführerBenigno Aquino vor Ge- 
richt zu verantworten hat Ramos 
rückte auf Schon seine ersten Appel- 
le ™arhan klar, wo a die Prioritäten 
sieht; den Ruf der Streitkräfte zu revi- 
dieren, so daß stem Zukunft nicht als 
Unterdrücker, sondern als Beschüt- 
zer des Volkes erscheinen. Es spricht 
für ihn, daß es jetzt dfewaügxnilitir- 
freundiiehe Opposition ist, die auf 
seine endgültige Boufong drängt 

Noch ist Ramos nur „amtierend“ 
im AmL Noch hat er nicht das Sagen 
über Umbesetzimgen und Beförde- 
rungen. Das aba ist, was den jünge- 
ren Offizieren am meisten auf dem 
Herzen brennt Sie fordern, daß die 
Generale, die das Pensionsalter über- 
schritten haben und dennoch die 
Schlüsselpositionen der fest dreünm- 
derttausend Mann starken Streitkräf- 
te kontrollieren, endlich verabschie- 
det werden. Das sind mehr als fünf- 
zig. Ramos hat dazu die voDe Unter- 
stützung von Verteidigungsminister 
Juan Ponce Enrüe. 

Beide sind jetzt ein Team. Beide 
sind im Volk, bei da Truppe und den 
jüngeren Offiziere n respektiert und 
beliebt. Es liegt an Präsident Marcos, 
ob er ihnen freie Hand gewählt, die 
Streitkräfte zum Profe&äonalismus 
zuxückzoführen. Wenn nicht, riskiert 
er viel bei den jüngeren Offizieren. 


DIE MEINUNG DER ANDEREN 


BRAUNSCHWEIGER 

ZEITUNG 



fBr eiw Vetp- 


Was daeinst herauskommen wird, 
hängt sehr von da Art und Weise ab, 
wie die Unterredungen geführt wer- 
den. En praktikabler Kompromiß ist 
mir dann zu erwarten, wenn sie in da 
Stüle stattfinden. Fängt das Zum- 
Fenster-hinaus-Reden an, wäre das 
ein schlechtes Zeichen. Freilich ge- 
hört dies zur Taktik, vor allem der 
östlichen Seite. Sie hat hier von Haus 
aus einen Vorteil Da Kreml braucht 
auf niemanden zu hören, fallt seine 
Entscheidungen nach Gutdünken. 
Die amerikanische Seite muß Rück- 
sicht nehmen auf den Präsidenten, 
auf „Tauben* »nd „Falken" jm Ka- 
binett, auf Senat und Repräsentan- 
tenhan« , auf die öffentliche und ver- 
öffentlichte Meinnng, anf die Wähler 
und auf die europäischen Verbünde- 
ten. Die Sowjets sind es gewohnt, auf 
da Klaviatur dieser Rücksichtnah- 
men virtuos zu spielen. 


Kölner (ctoDtämäscr 


ErMWmuillchQB: 

NatiHfeh re< 7 t rite Vors tellung , daß 
ein Doktor da Rechte, da bis vor 
kurzem hohe ParteHhnter hmehatte, 
rieh als brutakr Krimineller 
entpuppt Man mag auch fragen, ob 
die FDP in Rheinland-Pfalz gut bera- 
ten war, als sie 1982 Scholl, obwohl er 
gerade erst mit Mühe einem Verfah- 
ren wegen Veruntreuung entgangen 
war; zum Fraktionsvorsitzenden 
wählte. Und zu wohlfeilen Witzen 


über die FDP imd ihren chronische) 
G eldmang el wird nun manch einer 
rieh versucht fühlen. Aba die Be- 
fürchtung des FDP-Folitikers Dö- 
ring, die Partei könne für Scholl in 
„Sippenhaft“ genommen werfet. ist 
ja wohl nicht ernst zu nehmen. Wer 
da FDP, wenn da Verdacht gegen 
Scholl sich bestätigen sollte, diesen 
Faü anhangen wollte, würde rieh lä- 
cherlich machen. 

LASUISSE 

We Genfer XeUmt m hMU wm ta Ce- 

aprlchea Efivl&lü 

Da Grund da Dinge ist der, daß 
die USA und die UdSSR heute ein 
dringendes und vorrangiges Interesse 
daran haben, das Anwachsen ihrer 
Verteidigungsausgaben zu verlangsa- 
men. Ein Abkommen ist daher nicht 
nur wünschenswert, sondern auch 
möglich. Diesen Punkt sollte man 
nie mals aus den Augen vertieren, 
ganz gleich, wie die Vohandlungen 
verlaufen. 


FINANCIAL TIMES 


Die Loadoaer Z dtm benrteflf A 

Scfewteriftetten, die GiaOd haben wM: 

Das allergrößte Problem, das da 
Ministerpräsident R«yiv Gandhi über 
winden muß, ist die Trägheit da indi 
sehen Gesellschaft. Sein Kampf ge- 
gen Korruption und für größere Effi- 
zienz mag zwar die Phantasie einige] 
in der Spitze beflügeln. Doch wird ö 
scheitern, wenn nicht auch die unte- 
ren Ränge involviert sind . . . Jawa- 
hari a l Nehru hat die britischen Kolo- 
nialherren herausgefordert und ge- 
wonnen. Sein Fnkp] R^jjv Gandhi 
muß die tiefverwurzelte indische Tra- 
dition besiegen. Das ist die sch w e rere 
Aufgabe. 


Es läuft doch auf Rückzug aus Neukaledonien hinaus 


Pisanis Vorschlag enthält nur ein Mäntelchen / Von August Graf Kageneck 


i 


I 


I 


D ie Weichen sind gestellt Mxt- 
terrands Sonderkommissar 
für Neukaledonien, Edgar Pisani, 
hat da Öffentlichkeit einen Plan 
für die politische Zukunft des 
Übersee-Territoriums unterbreitet, 
der auf eine Entlassung des parifi- 
schen Archipels in die Unabhän- 
gigkeit hinausläuft 
Eine Unabhängigkeit die for- 
mell noch einer Abstimmung da 
145000 Inselbewohner unterwor- 
fen werden soll und noch mit dem 
Mäntelchen eines Statuts da „As- 
soziation mit Frankreich“ umklei- 
det wird, um der Opposition in 
Frankreich keine allzu großen Rei- 
bungsflächen zu bieten. Aba nie- 
mand gibt sich einer Täuschung 
darüber hin, daß die Inseln am En- 
de des Prozesses ein ebenso souve- 
ränes Staatsgebilde wie alle ande- 
ren ehemaligen Kolonien Frank- 
reichs sein werden, über dessen 
künftigen Kurs im westöstlichen 
Spannungsfeld Paris ein nur sehr 
beschränktes, wenn überhaupt ein 
Mitbestimmungsrecht haben wird. 
Da Plan Pisanis entspricht gewiß 


den Überzeugungen Mitierraxtds 
über den Wert kolonialer oda se- 
mi-kolonialer Besitzungen einer 
europäischen Mrttelmacht im aus- 
gehenden 20. Jahrhundert 

Da Kandidat Mitterrand hatte 
im Präsidentschaftswahlkampf 
1981 klar zu erkennen gegeben, daß 
er für wiw Überführung da letzten 
französischen Überseebesitzungen 
(es sind ihrer sieben) in die Eigen - 
staatlichkeit sei Dies e n tsprach 
dem grundsätzlichen Standpunkt 
des So zialis ten und Mnndialisten 

von da „Befreiung da ^ Volker vom 
Joch des Wirtschaftsimperialis- 
mus“, den er aim - Erstaunen da 
Umstehenden nach seinem Wahl, 
sieg bei da Antrittsrede im Ely- 
see-Palais kundtat Es mag auch 
den Erfahrungen entsprochen ha- 
ben, die da einstige Kolonial- und 
Überseeminister in vielen Kabinet- 
ten da Vierten Republik insbeson- 
dere während der tragischen An- 
fangsperiode des Algerienkrieges 
sammeln mußte. 

Mitterrand hat einen instinkti- 
ven Horror vor Festlegungen 


Frankreichs auf unhaltbar gewor- 
dene Positionen. Man kann vom 
Verhältnis pinps gebrannten Kin- 
des zum Feuer sprechen. Als in Al- 
gerien yryi in rten hizxterindiscfrext 
Besitzungen im Herbst 1954 gleich- 
zeitig die Flammen da Rebellion 
hochschhigen, verlangte a als zu- 
-ständiger Ressortchef noch deren 
sofortiges tmd unbarmherziges 
Niedertreten. 

In Indochina folgte die Unab- 
hängigkeit auf rigm Fuße, nach ei- 
ner bedruckenden Niederlage. Al- 
gerien dauerte sieben traumatische 
Jahre. Im Libanon räumte Mitter- 
rand die Stellungen seiner Fall- 
schirmjäger in Beirat, als diese 
zum Opfer eines imkontroQkrba- 
ren Terrors geworden waren. Im 
Tschad peitscMeaeinesi Tn^pen- 
abzugakkord mit dem Libyer 
Khadhafi durch, um den Schick- 
ten eines Stellungskrieges ohne 
Ende in einer afrikaniarhen Magi- 
notr Linie ein Ende zu bereiten. 
Khadhafi hielt sich n ich t an das 
Abkommen, und es gab rin Ende 
mit S chrecken. 


Steht, wie einige Oppositionspo- 
litika in Frankreich vermuten, 
Khadhafi auch hinter dem Unab- 
hängigkeitsplan für Neukaledo- 
nien? Neun Delegierte da „Natio- 
nalen und Sozialistischen Kanaki- 
schen Befreiungsfront", die seit 
Novemba zum offenen Kampf ge- 
gen die französische Autorität auf 
den Inseln übergegangen ist, waren 
Anfang des letzten Jahres zur Aus- 
bildung in Libyen. Hat Khadhafi, 
als er im letzten August auf Mitto- 
rands Vorschläge für eine Räu- 
mung des Tschad einging, Garan- 
tien für gmp Entw icklung im Pazi- 
fik verfangt, die seinen Plänen von 
einer „globalen Befreiung da ver- 
sklavten Völker" entsprechen wür- 
de? 

Bei alter Ähnlichkeit in da 
Grundmotivation da beiden Män- 
ner kann man ein solches Ausmaß 
an Unterwürfigkeit dem französi- 
schen Präsidenten kaum unterstel- 
len. Francois Mitterrand hat nicht 
weniger als sein iHustrer Vorgän- 
ger Charles de Gaulle zuerst das 
Interesse Frankreichs im Auge, 


wenn a, wie dieser 1958, die Stun- 
de für e i nen Rückzug Frankreich 
aus zu groß gewordenen Verant- 
wortungen gekommen sieht 
Schließlich hat auch die andere 
große europäische Kolonialmacht 
Großbritannien diesen Rückzug in 
Etappen vollzogen und bewältigt 
Nicht ohne - wie im Fälle da Falk- 
land-Inseln — die Kraik .17 m zeigen, 
wenn Recht gebrochen wirf. 

Auch Frankreich wäre jederzeit 
hierzu in da Lage. Aba es wiD, ehe 
das Recht gewaltsam gebrochen 
kann, neues Hecht da 
schaffen, wo dies mit Frankreichs 
“ieressen vereinbar erscheint Da 
Weg dorthin wird lang nnd unend- 
lich mühsam sein. Mächtige poli- 
tische, wirtschaftliche, Staate* 
gische, historische und schheßßch 
a uch emotionelle Interessen bäu- 
men sich gegen Mitterrands Politik 
auf. Neukaledonien könnte nicht 
nur zum ersten Dominostein eines 

emstGr ®raten Restkok) malbest- 
zes, es könnte auch zu einem Nagel 

am Saig des Politikers Mitterrand 
werfen. 
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Biedenkopf bricht eine 
Lanze für die Beamten 

Gegen pauschale Beurteilung des Öffentlichen Dienstes 

Organ politischer Entscheidungen. 
Solle er effizienter gestaltet werden. 


Parteien weitgehend einig über 
Gedenkstunde zum 8. Mai 

Rede von Weizsäckers im Bundestag / Treffen in Torgau wird nicht mehr erwartet 
PETER PHILIPPS, Bonn 


Besoldung für 
viele Beamte 
schon bald höher? 

G. BADING, Bad Kissingen 
Die Bundesregierung räumt der 
Verbesserung der Einkommens!»- 
dingungen für Beamte der unteren 
Besoldungsgruppen offenbar erhöhte 
Priorität eia Er rechne damit, daß 
schon in den nächsten Wochen ein 
entsprechender Kabinettsbeschluß 
gefaßt werde, erklärte der Vorsitzen- 
de des Deutschen Beamtenbundes 
(DBB), Alfred Krause, am Rande der 
beamtenpolitischen Arbeitstagung 
des DBB in Bad Kissingen. Zuvor 
hatte Bundesinnenminister Zimmer- 
mann gesagt, er sehe deutlichen 
Handlungsbedarf. 

Es gehe nicht an, daß die Einkom- 
men der Beamten des einfachen 
Dienstes in der Nähe von Sozialhilfe- 
sätzen lägen. Allerdings hatte der 
Bundesinnenminister als Zeitrahmen 
für die Verbesserung der Besoldungs- 
Struktur die gesamte Legislatur- 
periode genannt Bundeskanzler 
Kohl, so Krause, stehe hinter den Plä- 
nen Zimme rmanns . 

Es gebe verschiedene Modelle fü- 
reine Verbesserung der Besoldungs- 
struktur, sagte Krause. Eine Mög- 
lichkeit sei etwa die Streichung der 
Eingangsstufen mit ihren Niedngge- 
haltem; eine andere, die Anhebung 
der Ortszuschläge. Er rechne mit 
Emkommensverbessenmgen in ei- 
nem U mfang von etwa 30-50 Mark 
monatlich. 

Die zusätzlichen Ausgaben für die 
Anhebung der unteren Beamtenge- 
häiter seien durchaus finanzierbar, 
hieß es in Beamtenkreisen in Bad 
Kissingen. Mit dem Tarifergebnis für 
den öffentlichen Dienst von 3,2 Pro- 
zent, das auf die Beamten besoldung 
übertragen worden ist, sei der ur- 
sprünglich als letzte .Auffang- 
position“ im Bundeskabinett vorge- 
sehene Rahmen für Einkom- 
mensverbesserungen von gut 3,5 Pro- 
zent von der Gewerkschaft ÖTV nicht 
voll ausgeschöpft worden. 


G. BADING, Bad Kissingen 
Die Rolle des öffentlichen Dienstes 
als Faktor unserer Gesamtwirtschaft 
kann nach Auffassung von Professor 
Kurt Biedenkopf sinnvoll nur mit den 
Aufgaben verglichen werden, die in 
einem Großunternehmen die Stabs- 
und Verwaltungsabteilungen neben 
dem dominierenden Produktionsbe- 
reich wahmähxnen. ln einem Vortrag 
vor der beamtenpolitischen Arbeits- 
tagung des Deutschen Beamten-Bun- 
des (DBB), die den Standort des öf- 
fentlichen Dienstes „zwischen Spar- 
zwängen und wirtschaftlicher Teilha- 
be“ zu bestimmen suchte, sagte Bie- 
denkopf über die Effizienz und die 
Leistungen des öffentlichen Dienstes 
werde gemeinhin zu pauschal geur- 
teilt Der öffentliche Dienst erfülle 
vielfach Aufgaben, die nicht mit 
marktrationalen Maßstäben gemes- 
sen werden könnten, etwa im Bereich 
der inneren und äußeren Sicherheit 
Vielfach müsse auch der öffentliche 
Bereich Ziele verfolgen, die durch 
den Markt nicht erreicht werden 
könnten. Der Grund seien politische 
Vorgaoen, etwa beim Vorhalt von 
Transportmöglichkeiten im öffentli- 
chen Nahverkehr. Dennoch hätten 
diese versteckten Leistungen konkre- 
te wirtschaftliche Bedeutung. So 
würden Standortentscheiducgen der 
Industrie maßgeblich davon beein- 
flußt welchen Ordnungsrahmen der 
öffentliche Bereich geschaffen habe. 
Biedenkopf sprach damit das durch 
die wirtschaftsfreundlichere Politik 
im Süden der Bundesrepublik ent- 
standene Problem des Süd-Nord-Ge- 
falb«; im Bereich der Ansiedelung 
von Zukunftstechnologien an. 

Bei der Beurteilung der Produkti- 
vität des öffentlichen Dienstes müsse 
man stets an die „Quelle“ jeglichen 
Handelns der Verwaltung gehen, 
mahnte der CDU-Polit£ker. Der öf- 
fentliche Dienst sei nur ausführendes 


so müsse auch die Auftragslage ent- 
sprechend anders aussehen. Das bei 
aüen Parteien populäre .Schlagwort 
von der Entbürokratisierung zur Er- 
langung höherer Efftofang verleite zu 
Fehlschlüssen. Denn die Ursache für 
das Anwachsen der Bürokratie liege 
nicht primär in der mangelnden Effi- 
zienz des öffentlich gm Dienstes, son- 
dern in einem zu hohen Regelungsan- 
spruch, der feste Vorgaben auch für 
jeden Einzelfell verlange. 

Umstritten waren in der Diskus- 
sion der Beamten Vertreter die von 
Prot Hans-Jürgen Krupp vom Deut- 
schen Institut für Wirtschaftsfor- 
schung in Berlin - einem ehemaligen 
Mitglied der Wahlkampfmannschaft 
des SPD-Kanzlerkandidaten Vogel - 
vorgetragenen Thesen. Krupp hatte 
gefordert, den statistisch gesehen 
besser als die abhängig Beschäftigten 
in der Wirtschaft bezahlten Öffentli- 
chen Dienst Marktbedingungen zu 
unterwerfen. DBB- Vorsitzender Al- 
fred Krause widersprach Krupp ener- 
gisch mit dem Hinweis, daß bei der 
Beamtenschaft der Durchschnittsver- 
dienst nur deshalb über den in der 
Wirtschaft hinausgehe, weil hier der 
Anteil der Beschäftigten mit hoher 
beruflicher Qualifikation weit höher 
liege als im privaten Sektor. Krause 
widersprach Krupp auch, als er fest- 
stellte, daß sich der öffentliche Dienst 
keinesfalls als Instrument der Ar- 
beitsmarktpolitik eigne. Die langen 
Vorlaufzeiten bei der Personalpla- 
nung des öffentlichen Dienstes, der 
sich beispielsweise schon heute auf 
die demographische Entwicklung 
einzustellen habe, die in den neunzi- 
ger Jahren einen Man ge] an qualifi- 
zierten Kräften bringen werde, ver- 
biete ein rasches Reagieren auf kon- 
junkturelle Schwächen am Arbeits- 
markt 


Nach den - auch kontroversen - 
Diskussionen der vergangenen Wo- 
chen zeichnet sich jetzt ab, daß der 
Bundestag den Jahrestag des 8. Mai 
mit einer Gedenkstunde begehen 
wird, in deren Mittelpunkt eine An- 
sprache von Bundespräsident Rich- 
ard von Weizsäcker stehen soIL Das 
R imrip-giranzi pr amt hat jedenfalls die 
Unterstützung Helmut Kohls für eine 
derartige Veranstaltung signalisiert, 
ein interfraktionelles Gespräch soll in 
der kommenden Woche letzte Klar- 
heit über die Einzelheiten bringen. 

Unabhängig davon wird immer 
noch die Idee eines ökumenischen 
Gottesdienstes am Morgen des 8. Mai 
im Kölner Dom verfolgt Es hat inzwi- 
schen erste Kontaktgespräche auch 
mit dem Kanzleramt gegeben, aber 
nachdem Kohl aus den Erchen Kri- 
tik darüber zu hören bekam, daß er 
öffentlich diesen Vorschlag in die De- 
batte eingebracht hat hält sich sein 
Amt mit Äußerungen zu dem Kom- 
plex zurück, verweist auf die „alleini- 
ge Zuständigkeit der christlichen Kir- 
chen - . 

Der Präses der evangelischen Kir- 
che im Rheinland, Gerhard Brandt, 
hatte erst vorgestern noch einmal auf 
der Synode in Bad Neuenahr klarge- 
stellt daß ein Gottesdienst „einzig 
und allein Sache der Kirchen - sei. 
Kohl habe den Eindruck erweckt, die 
Kirchen sollten die Kulisse für eine 
staatliche Veranstaltung abgeben. 
Dazu werde man sich nicht hergeben. 
Die Beratungen zwischen ka- 
tholischer B ischo fskonferenz und 
dem Rat der EKD seien auch noch 
abgeschlossen. 

Eine gewisse Erleichterung 
herrscht in Bonn darüber, daß es mit 
„ziemlicher Sicherheit" nicht zu ei- 
nem demonstrativen Treffen der ehe- 


maligen Alliierten USA und Sowjet- 
union im schicksaisträchtigen Tor- 
gau an der Elbe kommen wird. Auf 
den verschiedensten Kanälen hat die 
Bundesregierung der Regierung 
Reagan ihre Bedenken gegen eine 
derartige Begegnung übermittelt, un- 
ter anderem während des privaten 
Besuchs von US-Außenrninister 
George Shultz in dem Privathaus des 
Kanzlers. Dabei wurde auch auf die 
Revanchismus-Kampagne Moskaus 
der vergangenen Wochen Bezug ge- 
nommen. Wie es jetzt im Kanzleramt 
heißt, sei man allerdings nicht sicher, 
ob das Treffen in Torgau von der US- 
Regierung Je ernsthaft in Erwägung 
gezogen worden“ sei 

Noch, „schwebend unwirksam - ist 
Kohls Überlegung, den 8. Mai zu ei- 
ner Friedens-Geste mit US-Präsident 
Ronald Reagan - vergleichbar der 
Versö hnung sfeier mit dem französi- 
schen Präsidenten Francois Mitter- 
rand in Verdun - zu nutzen. Es gibt 
bisher aus Washington jedenfalls 
noch keine „feste Zusage“, daß 
Reagan noch zwei oder drei Tage 
nach dem Bonner Weltwirtschafts- 
gipfel in der Bundesrepublik 
Deutschland bleiben wird. Die „Ten- 
denz“ sei aber „positiv“, heißt es in 
Kohls Umgebung. 

Zugleich werden auch alle Speku- 
lationen zurückgewiesen, daß sich 
Kohl gegen einen eventuellen Besuch 
mit Reagan in einem Konzentrations- 
lager, „beispielsweise Dachau“, 
sträuben würde: Hierzu gebe es 
„überhaupt keine Einwände“. Im 
übrigen sei der Kanzler mit dem Bun- 
despräsidenten am 21. April aus An- 
laß der Befreiung auch im KZ Ber- 
gen-Belsen. 

Es scheint sich also ein Konsens 
unter den politischen Repräsentan- 
ten in Bonn über den 8. Mai abzu- 


zeichnen. Vor allem die SPD hatte 
sich im Vorfeld dieses Themas be- 
mächtigt und -unter Kritik an Kohls 
Idee des stillen Gedenkens wahrend 
«Ties ökumenischen Gottesdienstes- 
den Gedanken an eine Bundestags- 
Sondersitzung aufgebracht Von 
Weizsäcker, so die Aufforderung der 
Parteiführer Brandt und Vögel, sollte 
neben den Worten über die Vergan- 
genheit auch etwas Zukunftsweisen- 
des „für das ganze Volk“ sagen. Nach- 
dem vor wenigen Tagen Bundestags- 
Präsident Philipp Jenninger sich öf- 
fentlich positiv zu diesem Gedanken 
geäußert hatte, zeichnete sich die Ei- 
nigung bereits ab. 

Doch trotz der neuen Einheitlich- 
keit ist die Diskussion über den Sinn 
einer Gedenkstunde im Bundestag 
noch nicht verstummt - wohl auch 
angesichts der sich abzeichnenden 
Militär-Demonstrationen des Ost- 
blocks. Während Oppositionsführer 
Hans-Jochen Vogel beispielsweise in 
einem WELT-Gespräch mahnte, sich 
an diesem Tag der Kapitulation „als 
Republik“ nicht aa verschweigen“, 
weil dies ein „Offenbaxungseid ganz 
eigener Alt“ wäre, hat der Hambur- 
ger Theologe und ehemalige Mitstrei- 
ter der Bekennenden Kirche, Helmut 
Thielicke, ebenfalls in der WELT dar 
von gesprochen, daß er „am liebsten 
verstummen möchte“. 

Thielicke sagte, es würde ihm „als 
Heuchelei erscheinen, so etwas wie 
eine einheitliche, alle Gruppen unse- 
res Volkes umfassende Kundgebung 
zu planen, selbst wenn es ein Gottes- 
dienst im Kölner Dom” wäre. Aber er 
äußerte Verständnis dafür, daß es 
den Politikern schwer fällt, „auf ihr 
eigenes Wort zu verzichten und es in 
diesen religiösen Kundgebungen auf- 
gehen zu lassen“, die er für angemes- 
sen hält. 


Gebühren auch 
zugunsten der 
Privatsender? 

dpa. Hannover 

In der niedersächsischen CDU- 
Laadesregienmg scheinen Vorstel- 
lungen konkretere Formen angenom- 
men zu haben, privaten Betreibern 
von Rundfunk- und Fernsehsendern 
auf gesetdicher Grundlage die Mög- 
lichkeit zu geben, am allgemeinen 
Gebührenaufkornrnmen für die Öf- 
fentlich-rechtlichen Rundfunkanstal- 
ten zu partizipieren. Wie gestern ein 
Sprecher der Staatskanzlei in Hanno- 
ver mitteilte, gibt es entsprechende 
Überlegungen von Ministerpräsident 
Emst Aibrecht die Anlaß für eine 
Überprüfung der rechtlichen Mög- 
lichkeiten durch Mitarbeiter der 
Kanzlei seien. „Diese Prüfungen 
stecken allerdings noch sehr in den 
! Anfängen“, sagte der Sprecher. Hin. 
j tergrund für derartige Maßnahmen 
sei unter anderem, daß der Hessische 
Rundfunk vom 1. Januar an in sei- 
nem Dritten Fernsehprogramm Wer- 
besendungen ausstrahlt. 

Gegen eine Ausweitung des Werbe- 
fernsehens durch die öffentlich-recht- 
lichen Anstalten hatten die Minister- 
präsidenten der imionsregierten Län- 
der mehrfach schwere Bedenken er- 
hoben. Ministerpräsident Albrecht 
hatte nach dem Scheitern einer Kon- 
ferenz der Ministerpräsidenten der 
SPD- und unionsregierten Länder in 
einem dpa-Interview darauf hinge- 
wiesen, daß die von der Union re- 
gierten Länder der Ansicht seien, der 
private Rundfunk solle nicht durch 
Gebühren finanziert werden. Dies 
setze aber voraus, daß der Werbe- 
markt den Privaten auch zur Verfü- 
gung stehe und nicht über das bishe- 
rige Maß hinaus durch die öffentlich- 
rechtlichen Anstalten abgeschöpft 
werde. Sollten Landes rundfunkän- 
stalten in von der SPD regierten Lan- 
dein ihre Werbung ausdehnen, dann 
müßte möglicherweise auch die Fi- 
nanzierung privater Sender durch 
Gebühren sichergestelit werden. 


I 


i 
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Berliner Grüne: 
Wahlzulassung 
unter Vorbehalt 

F.D. Berlin 

Der für die Berliner Wahlen am 10. 
März dieses Jahres zuständige Lan- 
deswahlausschuß hat den Landesver- 
band der Berliner Grünen nur unter 
Vorbehalt zur Wahl zugelassen. Über 
die Z ulassung soll dann erneut bera- 
ten werden, falls der Bundesverband 
der Grünen die Berliner Mitglieder 
rechtskräftig ausschließen sollte. Ein 
solcher Schritt war am Montag in 
Bonn angekündigt worden, da nach 
Ansicht des Bundesverbandes der 
Grünen der Berliner Landesverband 
- er besteht ohnehin nur aus rund 130 
Mitgliedern - neonaastisch unter- 
wandert sein soll 

Sollte eine derartige Entscheidung 
erst nach Dmckbeginn für die rund 
4 5 Millionen Stimmzettel fallen, 
müßten im ungünstigsten Fall diese 
Stimmzettel - jeder der 1,52 Millionen 
Berliner Wahlberechtigten verfugt 
über drei Stimmen für die Landes- 
und Bezirksliste - eingestampft und 
neu gedruckt werden. Der Landes- 
vorsitzende der Berliner Grünen, Hu- 
bert Bjarsch, hält hingegen einen 
Ausschluß des Berliner Landesver- 
bandes für „unwahrscheinlich, da wir 
die gegen uns erhobenen Vorwürfe 
ausräumen werden“. 

Die Grünen wollen parallel zu der 
Alternativen Liste (AL) kandidieren, 
die bei den letzten Wahlen immerhin 
7,2 Prozent der Stimmen erreichte 
und in diesem Jahr in der Reihen- 
folge auf den Stimmzetteln erstmals 
vor der FDP vertreten ist, die 1981 
nur 5,6 Prozent der Zweitstünmen er- 
hielt und in diesem Jahr sogar um 
den Einzug ins Landespariament 
bangen muß. 

Auf Platz sieben der Stimmzettel 
wird am 10. März die „Demokratische 
Alternative“ auftauchen, die neue 
Partei des im November aus der CDU 
ausgescherten ehemaligen Bundes- 
tagsabge ordneten Dietrich Bahner. 
Sie wird in allen zwölf Bezirken um 
Stimmen werben. Parteigründer Bah- 
ner tritt im Wahlkreis Neukölln direkt 
gegen seinen langjährigen poli- 
tischen Weggefährten und Regieren- 
den Bürgermeister Eberhard Diep- 
gen an. 


Das Schauermärchen von 
der „ Rucksackbombe “ 


WOLFRAM VON RAVEN. Bonn 

Regierungssprecher Sudhoff und 
der verteidigungspolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Fraktion, Willi Weis- 
kirch, haben kritisiert, daß die Bevöl- 
kerung mit Meldungen von so- 
genannten Tornister-Atombomben 
verunsichert würde. Die Bewaffnung 
der amerikanischen Truppen in der 
Bundesrepublik Deutschland sei 
schon immer deren Sache gewesen. 
WeisMrch: „Wenn jetzt deutsche 
Oppositionspolitiker Alarm schlagen, 
dann müssen sie sich fragen lassen, 
wie es denn zur Zeit sozialdemokati- 
scher Regierungen gewesen war.“ 

Schreckensnachrichten scheinen 
wieder einmal anti-amerikanische 
Gefühle in unserem Lande aufzuput- 
schen: „Rucksackbomben“ - das 
heißt Kernwaffen in Miniaturformat 

- sollen bei den „Special Forces“ in 
Bad Tölz lagern. Derlei Sprengmittel 

- so wird daraus geschlossen - dien- 
ten dem Zweck, im Kriegsfälle von 
Einzelkämpfem in Feindesland ge- 
tragen und dann dazu verwendet zu 
werden, Flugplätze und dergleichen 
in die Luft zu jagen . . . 

Bei präziser Prüfung erweist sich 
die phantastische Geschichte, die 
zum Zerrbild des häßlichen, gar bös- 
artigen Amerikaners vortrefflich 
paßt aller din g s als ein Schauermär- 
chen. Worum handelt es sich denn in 
Wahrheit? 

Erstens: Zum Atomarsenal der 
US-Streitkräfte gehören Sprengmit- 
tel verschiedener Detonationswerte 
und Gewichte, sogenannte ADM 
(Atomic Demolition Means), die be- 
reits Mitte der sechziger Jahre - be- 
dingt durch die Fehlübersetzung 
JUomminen“ - für Erregung sorg- 
ten. Sie sind ihrer Natur nach im klei- 
nen wie im großen Format nur zum 
Einsatz auf eigenem Terrain geeignet, 
haben also den alleinigen Sinn, 
Engpässe etwa im gebirgigen Gelän- 
de zu sperren, um den Angriff in eine 
fiir die Verteidigung gewünschte 
Richtung zu lenken. 

zweitens: Die militärischen Ein- 
satzregeln wurden durch politische 
Richtlinien von der nukdearen Pla- 


nungsgruppe der NATO festgelegt, so 
daß die ADM dem gleichen Verfahren 
der Konsultation im Rahmen des 
Paktes unterliegen wie andere Kern- 
waffen. Es wäre zudem widersinnig, 
wenn es Washington, das die Verfü- 
gungsgewalt über Atomkampfmittel 
besitzt, Kommandotrupps freigestellt 
hätte, die Entscheidung zur Eskala- 
tion - zum Übergang von der konven- 
tionellen zur atomaren Kriegführung 
- gleichsam selbständig zu treffen. 

Drittens: ADM eignen sich kaum 
irgendwo für den Einsatz in unserem 
dichtbesiedelten Land, sondern allen- 
falls in menschenarmen Gebieten an- 
derswo. Zudem wurden die konven- 
tionellen Sprengmittel so weit ent- 
wickelt, daß es in den meisten Fällen 
keiner atomaren Detonationskörper 
bedarf um den erstrebten Zweck zu 
erreichen. Daher gehören die geschü- 
derten Mittel zu jenen 1400 Kernwaf- 
fen für das Gefechtsfeld, die nach den 
Beschlüssen der NPG aus dem Jahre 
1983 im Laufe von fünf Jahren vom 
eventuellen Schlachtfeld entfernt 
werden sollen. 

Die Regierungen der Stationie- 
rungsländer amerikanischer Streit- 
kräfte in Europa sind über die Lager 
von Atommunition jeglicher Art in 
Olren Hoheitsbereichen unterrichtet 
Sie haben im Umfeld der Depots Ver- 
antwortung für die Sicherheit Alle 
Bundesregierungen in Bonn richte- 
ten sich bisher nach dem Grundsatz, 
über die Orte der Lagerung keine Mit- 
teilungen an die Öffentlichkeit zu ma- 
chen. Auch das dient der Außensiche- 
rung dieser Depots, für deren Innen- 
schutz die Streitkräfte der USA zu- 
ständig bleiben. 

Die Affäre zeigt wiederum, daß es 
not tut, Klarheit in die Sprachverwir- 
rung zu bringen. Ein Jargon der Sen- 
sationsmache eignet sich nicht zur 
politischen und publizistischen Be- 
handlung der psychologisch sensiti- 
ven Felder militärischer Planung. 
Oder kommt es denen, die sich nun so 
empört gebärden, wider besseres 
Wissen darauf an, propagandistische 
Effekte zu erzielen, die der NATO 
Schaden zufügen? 


Die Umbildung seines Kabinetts 
bereitet Vogel noch Kopfzerbrechen 


Von JOACHIM NEANDER 

A ls Bernhard Vogel, aus den Ber- 
gen zurück, dieser Tage in sei- 
nem Mainzer Amtszimmer wieder 
die Last (und Lust) des Regierens 
übernahm, konnte er sich wie so oft 
in jüngster Zeit durch einen Blick 
aus dem Fenster trösten. Drüben der 
Kollege, Holger Börner auf der ande- 
ren Rheinseite, hat es wesentlich 
schwerer. 

Aber auch der CDU-Mann Vogel 
hat kein leichtes Jahr vor sich: Bis 
zur Verwirklichung seiner wichtig- 
sten eigenen politischen Vorhaben 
führt noch ein steiniger Weg. Auf das 
hingegen, was in (An kommenden 
Wochen die politische Öffentlichkeit 
des Landes Rheinland-Pfalz bewe- 
gen wird, hat er wenig oder gar kei- 
nen Einfluß. 

Vorhaben Nr. 1, der Medien- 
Staatsvertrag der Bundesländer und 
überhaupt die Wiederherstellung ei- 
nes Minimalkonsenses der Parteien 
auf diesem Feld, hätte eigentlich be- 
reits erledigt sein sollen. Daß Bern- 
hard Vogel, der sich als Vorsitzender 
der Rund funkkommission der Mini- 
sterpräsidenten wie ein Moderator 
unter Gesamtverantwortung fühlt, 
kurz vor dem Ziel der Vertragsunter- 
zeichnung scheiterte, hat nicht er zu 
verantworten. Es entmutigt ihn auch 
nicht Er will es weiter versuchen. 
Allerdings wird seine Doppelrolle - 
einerseits mit dem auch für das Sa- 
tellitenfemsehen bundesweit wichti- 
gen Ludwigshafener Pilotprojekt 
Vorreiter ins Medienneuland, gleich- 
zeitig aber auch Vermittler zu sein - 
zusehends schwieriger werden. 

Auch Vorhaben Nr. 2 trägt die per- 
sönliche Handschrift des jeder Vorei- 
ligkeit abholden Reperungschefs. 
Der Kabinettsbeschluß, den Um- 
weltschutz in Zeitgeistxnanier in die 
Landesverfassung aufzunehmen, ist 
in der eigenen Partei nicht ganz un- 
umstritten. Um dem zu erwartenden 
Vorwurf, das Ganze sei nicht mehr 
als eine leere Geste, von vornherein 
zu begegnen, will Vogel der Verfas- 
sungsänderug noch 1985 ein großes, 
schlüssiges Landesumweltpro- 


gramm mit konkreter Ziel- und Maß- 
nahmen benennung an die Seite stel- 
len. 

Da stecken natürlich noch viele 
Teufel im Detail Zwar hat der Mini- 
sterpräsident im neu entstandenen 
Gigantenressort Soziales, Gesund- 
heit und Umwelt mit Minister Rudi 
Geil und Staatssekretär Klaus Töpfer 
für das neue Programm zwei Männer 
parat, die erstens Ansehen auch über 
die Landesgrenzen hinaus genießen 
und zweitens genügend Durchset- 
zungsvermögen zu hahpn scheinen, 
um auch Unbequemes gegen Ver- 
wässerungsversuche von außen be- 
haupten zu können. Aber gerade 
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dies könnte am Ende Vogels Vorha- 
ben Nr. 3, die versprochene und nun 
endlich fällige Kabinettsumbildung 
zur Mitte der Legislaturperiode, in 
Mitleidenschaft ziehen. 

Der Chef würde am liebsten sei- 
nem Freund Rudi Geil als Nachfol- 
ger des in Pension gehenden ver- 
dienten Heinrich Holkenbrink das 
Wirtschaftsressort übertragen, um 
dafür im Umweltministerium Profes- 
sor Töpfer zum Minister zu machen. 
Aber Geil hat den Ehrgeiz, all das, 
was er im schwierigen Umweltbe- 
reich in den letzten Monaten gelernt, 
angebahnt und begonnen hat auch 
unter eigener Verantwortung wenig- 
stens zu einem vorläufgen Abschluß 
zu bringen. So ist nicht auszuschlie- 
ßen, daß das Kabinettsrevirement 
bei dem außerdem mit Landwirt- 
schaftsminister Otto Meyer auch der 
langjährige Stellvertreter des Mini- 
sterpräsidenten sowie (auch er auf 
eigenen Wunsch) Bundesratsmini- 
ster Johann Wilhelm Gaddum ersetzt 
werden müssen, sich weiter bis zur 
Mitte des Jahres 1985 hinzieht. 

Zunächst aber werden all diese 
Probleme überschattet von einem 
Vorgang, dem der Regierungschef 


nurzuschauen kann. In dieser Woche 
beginnt der parlamentarische Unter- 
suchungsausschuß. der sich mit den 
Parteispenden befassen und insbe- 
sondere prüfen soU, ob und wieweit 
sich rheinland-pfälzische Regie- 
rungsmitglieder in den frühen 70er 
Jahren pflichtwidrig in die steuer- 
liche Behandlung einiger sogenann- 
ter staatsbürgerlicher Vereinigungen 
im Lande eingeschaltet haben, mit 
den ersten öffentlichen Vernehmun- 
gen, Schon jetzt ist eikennbar, wen 
die oppositionelle SPD im Ausschuß 
dabei vor allem im Visier hat den 
damaligen Finanz- und heutigen 
Bundesratsminister Gaddum, von 
dem es in SPD- Kreisen nach fleißi- 
gem Studium der Akten über die Fei- 
ertage bereits heißt, er werde diesen 
Ausschuß möglicherweise nur als 
„politisch Schwerbeschädigter ver- 
lassen. 

All das liegt weit vor Vogels Zeit 
als Ministerpräsident. Freilich hat er 
keinen Grund, den Verlauf der Aus- 
schußberatungen gering zu achten. 
Erstens wird dort der designierte 
neue Oppositionsführer Rudolf 
Scharping (SPD) vermutlich deut- 
lich machen, wie er Opposition ver- 
steht, nämlich als messerscharfe 
Konfrontation bis ins letzte Detail 
hinein. Scharping, der den gesund- 
heitlich angeschlagenen Hugo 
Brandt entgegen den Planungen nun 
doch bereits vor der Sommerpause 
als Fraktionsvorsitzender und im 
September als Landesvorsitzender 
ablösen wird, ist bekannt für seine 
gründliche Vorbereitung und sein 
Gedächtnis. 

Zweitens gibt es aber auch hier 
einen Zusammenhang mit Vogels 
Personalplänen. Gaddum soll be- 
kanntlich Präsident der Landes- 
zen traibank werden. Wie der im 
Grunde über die Parteigrenzen hin- 
weg hoch angesehene Minister aus 
den Verhandlungen des Untersu- 
chungsausschusses hervorgeht, da- 
von wird abhängen, wie glatt das 
große Revirement in Mainz von- 
statten gehen kann. 


Apel grenzt SPD 
von Alternativen ab 

F.D. Berlin 

Mit der Aufforderung an die rund 
1,2 Millionen Berliner Wahlberechtig- 
ten, am 10. März „der Bonner Wende 
die Quittung zu erteilen - , hat der Ber- 
liner SFD-Spitzenkandidat Hans 
Apel die „heiße Wablkampfphase" an 
der Spree eröffnet Apel nutzte ein 
„Republikanisches Fest“ zu scharfen 
Attacken gegen die Bonn» Regie- 
rungskoalition und die Berliner CDU. 
Er warf dem Berliner CDU-Chef 
Eberhard Diepgen vor, „alle Schwei- 
nereien der Bonner Wendepolitik 
mitzumachen". 

Befürwortern von Koalitions- oder 
Tolerierungsgesprächen mit der Al- 
ternativen Liste erteilte Apel bei der 
Wahlkampf-Eröffnung erneut eine 
Absage. Der SPD -Politiker bekannte 
( sich wie in der Vergangenheit zur „fe- 
sten Westbindung“ der Stadt und der 
„vollen Präsenz der Schutzmächte". 
Apel wörtlich: „Da gibt es Sir uns 
keine Kompromisse.“ Ina gleichen 
Atemzug attestierte Apel den Alterna- 
tiven „politpubertäre Träumereien" 
und bezog dies vor allem auf die oft 
geäußerte Forderung nach einer „au- 
tofreien Stadt“. 

Gegendarstellung 

In der Ausgabe vom 27. 12. 1984 
bat „Die Welt“ behauptet, ein deut- 
sches Gericht habe mich aus Mangel 
an Beweisen von dem Vorwurf freige- 
sprochen, „die linksgerichtete japa- 
nische Terrororganisation Rote Ar- 
mee unterstützt zu haben“. 

Diese Behauptung ist falsch. Rich- 
tig ist, daß ein solcher Vorwurf nie 
gegen mich erhoben wurde. Der tat- 
sächlich gegen mich erhobene Vor- 
wurf, die westdeutsche RAF (Rote 
Armee Fraktion) unterstützt zu ha- 
ben, wurde von der Justiz nicht auf- 
rechterhalten. 

Brigitte Heinrich, MDEP 
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Gemischte Reaktionen heim 
Südafrika-Besuch Kennedys 

Keine greifbaren Ergebnisse 7 Proteste von Radikalen 


Israel steht vor strategischer Entscheidung 

Libanon ist der einzige Trumpf in der Hand Syriens / Warum Dschumblatt eine Finigmg verhindert 


M. GERMANI, Johannesburg 

Die Resse yon Senator Edward 
K enne dy nach Südafrika, auf Eiöla- 
düng des Fiiedensnobdpreiärägers 
Bischof Tutu sowie, des Präsidenten 
des Weltbundes der reformierten Kir- 
chen, AianBoesak, hat gemischte Re- 
aktionen bervorgeufeflL Während 
Kennedy bei seiner Ankunft auf dem 

Jan-Smuts-FlugSafen am fisThqtog 
betonte; er - wolle ‘ den „friedlichen 
Wandel“ -fördern, und Bischof Tutu 
nachdiüddich .mitteil^ wie stir er 
Kennedys. Besuch im .Getto“ begrü- 
ße, wurde dieser vor seiner Abfahrt 
nach Soiweto von MitgSedem der ra- 
dikale! „ Amman Peoples Organisa- 
tion“ (Azapo) und . schwarzer- „Be- 
wußtseinsbewegungen“ mit den Ru- 
fen „Kennedy go home“ empfangen. 

Umstritten ist auch, ob die Berei- 
tung des Senators auf Anweisung der 
Sicherheitspolizei kehrtmachte oder 
freiwillig in einem Hotel der Stadt 
übernachtete. Vor dem Hause Tutus 
stationierte Polizisten bestritten der 
Presse gegenüber, vor angeblichen 
Demonstrationen gewarnt zu haben. 


Priester 
in Beirut 
entführt 


dpa/AP, Beirut 

Wenige Stunden nach der Befrei- 
ung des Schweizer Diplomaten Eric 
Wehrii ist gestern morgen in West- 
Beirut der amerikanische katholische 
Priester Martin Laurence Jinco ent- 
führt worden. Sein Auto wurde hach 
Polizeiangaben von Unbekannten ge- 
stoppt, als er zur Arbeit fahren walke. 
Sie fuhren mit ihm in einem anderen 
Fahrzeug davon. 

Der m der vergangenen Woche ent- 
führte Eric Wehrii ist gestern von der 

sflhntisrhgn ArnflUMflis befreit WOT- : 

den. Er war unverletzt Angaben über 
die Identität seiner Entführer konnte 
Wehrii nicht mwlim. Nach den Wor- 
ten des Führers der Amal-Mfliz,Na- 
bih Bern, führt eine Spur in die 
Schweiz. Die Entführer seien Ver- 
wandte jenes Mannes gewesen, der 
im November 1584 versucht haben 
soll, ein Kilogramm Sprengstoff von 
Beirut über Zürich nadi Rom zu 

sfhmiig gpln. 


Kennedy verbrachte die Nacht allein 
im Hause Tutus. Schwerpunkt der 
Reise Edward Kenn e dys; dessen Bru- 
der Robert Südafrika vor 18 Jahren 
besucht hatte, sind Begebungen mit 
Vertretern der Schwarzen und Besu- 
che in den schwarzen Städten des 
■ Landes. Demgegenüber war das Tref- 
fen mit AnßonTwimgtpr Botha durch 
seine „Beiläufigkeit “ gekennzeich- 
net. Botha erklärte, der Presse, bei 
den Gesprächen sei die Frage der 
Kampagne einer Gruppe US-PoIiti- 
kem gegen Investitionen in Südafri- 
ka berübrt worden. Audi habe man 
über die Fortschritte in den Sport- 
und Arbeitsbeziehungen zwischen 
Schwarz und Weiß gesprochen. Sena- 
tor Kennedy war nur bei seinen Besu- 
chen in den schwarzen Vorstädten zu 
Gesprächen mit der internationalen 
Pfcsse bereit 

Die Medien, widmeten dem Besuch 
je nach ihrer ideologischen Ausrich- 
tung mehr oder weniger Aufmerk- 
samkeit Politisch brachte der Be- 
such keine greifbaren Ergebnisse. 


JÜRGEN IjIteiiM SKf ' Bonn 

Mit einem Hubschrauber flogen die 
vier libanesischen Offiziere in das 
Örtchen Nakura im Süden ihres Lan- 
des, um am Abend, nach der Verta- 
gung der israelisch-libanesischen 
Verhandlungen, unverrichteten! mg p 
wieder in Beirut zu landen. Ohne den 
Hubschrauber hätten die Generäle 
des libanesischen Präsidenten Ge- 
mayel nicht an den Verhandlungsort 
in ihrem eigenen Land gelangen kön- 
nen. Ein Minis ter fi emay elK, der DlU- 
senfuhrer Dschumblatt, blockiert seit 
Monaten mit militärischer Gewalt 
den Verkehr zwischen Beirut und 
dem Süden. Er war in Nakura nicht 
zugegen. Dennoch ist er wahrschein- 
lich die Schlüsseffigur, die die Ver- 
handlungen in Nakura im Auftragei- 
nes größeren Bruders und in eigenem 
Interesse zum vorläufigen Scheitern 
brachte. 

Das Hubschrauber-Manöver ist für 
die Einschätzung der momentanen 

Ta gp in T.ihannji und in der Region 
ebenso entblößend wie die Präsenz 
Dschumblatts beim achten Regional- 
kongreß der syrischen Baath-Partei 
dieser Tage in Damaskus. Auf diesem 
Kongreß sagte Dschumblatt in einer 


Rede, er I ebne den Sicberbeitsplan 
seiner Regierung kategorisch ab. Die- 
ser Plan sieht die Entsendung von 
libanesischen Soldaten in das Kü- 
stengebiet südlich Beirut vor, was ei- 
ner Ausdehnung der Autorität der li- 
banesischen Zentralgewalt gleich- 
kommt Deswegen sind die Straßen 
hlocMert und Dschumblatt bekundet 
sein Weigern auf einem Forum, das 
offizieller nicht sein kann. Syriens 
Präsident Assad aber hatte dem liba- 
nesischen Präsidenten versichert, al- 
les zu fam, um den Sicherheitsplan zu 
verwirklichen. 

Das libanesische Verwinstfick hat 
einen gemeinsamen Nenner. Sicher- 
heitsplan und Nakura- Verhandlun- 
gen stehen in einem innwyn Z usam - 
menhang. Damaskus ist an einer 
Stärkung der libanesischen Zen- 
tralgewalt ebensowenig interessiert 
wie an einem Erfolg in Nakura. Die 
Stärkung würde die syrische Präsenz 
überflüssig machen, zumindest dem 
Drängen in der arabischen Wett auf 
einen syrischen Abzug politische Be- 
deutung verschaffen. Vor allem, 
wenn »iwh Israel abzöge. 

Assad weiß, dafl T«r q«»i sich aus 
dem libanesische n Labyrinth zurück- 


ziehen will Ausmaß und Modalität en 
solch eines Rückzugs aber sind in 
Israel Koalitionsmaterie, müssen also 
mit dem Likud-Block aus gehandelt 
werden. Der widersetzt sich einem 
totalen Abzug, weil dadurch die sy- 
rische Hoffnung auf einen Status quo 
ante Juni 1982 erfüllt und nach einem 
Abzug der- Süden sofort wieder von 
palästinensischen Terroristen infil- 
triert würde. Nach zuverlässigen In- 
formationen befinden sich schon jetzt 
mehrere hundert prosyrische PLO- 
Kämpfer im diusfcch kontrollierten 
Gebiet südlich von Beirut Mehr 
noch: Ein totaler Abzug ohne Ver- 
bandlungsergebnis wäre ein Präze- 
denzfall, der die radikalen Friedens- 
gegner im arabischen Lager , allen 
voran Syrien, stärken müßte. Da- 
maskus könnte diesen Abzug und sei- 
ne Blockade-Politik als Argument ge- 
gen jedwede Verhandlung mit Israel 
verwenden, somit auch das Vertrags- 
werkvon Camp David infrage stellen 
und Ägypten wieder zu einer feindse- 
ligen Haltung gegenüber Israel bewe- 
gen. 

Diese Zusammenhänge wird der 
für Sicherheitsfragen zuständige 
Sonderausschuß des israelischen Ka- 


binetts ins Kalkül ziehen, den Mini- 
sterpräsident Peres gestern zu drin- 
genden Beratungen einberufen hat 
Es geht dabei um handfeste strate- 
gische Entscheidungen, nicht nur um 
pmpn Ahmgan« T jhannn Denn Liba- 
non ist heute der einzige Trumpf in 
der Hand der Syrer. Sticht er, dann 
kann sich Damaskus wieder berech- 
tigte Hoffnungen auf eine Fühmngs- 
rolle in der arabischen Welt machen - 
was die Kriegsgefahr nicht gerade 
mindert Geht er verloren, so steigen 
die Chancen für direkte Verhandhut- ' 
gen arabischer Staaten mit Israel 
weil Syrien d*™ in die Isolation ge- 
drängt ist - was die Kriegsgefahr 
ebenfalls erhöht 

Syriens Schlüsselrolle für Krieg 
oder Frieden wird heute von fast kei- 
nem Beobachter der nahöstlichen 
Szenerie bestritten. Angesichts der 
ungewöhnlich massiven Aufrüstung 
Syriens auch mit modernsten Waffen- 
systemen (58 Prozent des Gesamt- 
haushalts für Ha« Jahr 1984 kamen 
den Streilkräften zugute) fallt es 
schwer, den Militärdiktatoren in Da- 
maskus friedliche Absichten zu un- 
tersteHenDie Modernisierung wird 
im Frühjahr abgeschlossen. 


Dauerstreit um Zypern belastet die Südostflanke der NATO 


. E.ANTONAROS, Athen 

Nicht zu Unrecht haben Politiker 
und Diplomaten in Athen und Anka- 
ra seit gut drei Jahrzehnten Zypern 
als das zuverlässigste Stimmungsba- 
rometer für die äußerst schwierigen 
Beziehungen zwischen den NATO- 
Partnern Griechenland und der Tür- 
kei bezeichnet Wann immer es auf 
oder um Zypern gekriselt hat, ent- 
standen Spannungen zwischen Grie- 
chen und Türken. Dies war vor allem 
seit dem Zypern-Krieg im Sommer 
1574 der Fall Umgekehrt haben sich 
Entspannungsphasen auf Zypern 
puph auf Ha« Verhältnis der baden 
Nachbarn zueinander positiv ausge- 
wirkt 

Gerade deshalb bücken viele Be- 
obachter den Gesprächen hoffnungs- 
voll entgegen, die da* zyprische 
Staatspräsident Spyros Kyprianou 
und der türkische Volksgruppen- 
führer Rauf Denktasch nach langer 
Vorbereitung am 17. Januar höchst- 
wahrscheinlich in New York abhal- 
ten wollen. Die beiden Spitzen- 


politiker der seit gut zehn Jahren ge- 
teilten InSehepublik Vnmmen zum 
erstenmal vielen Jahren zusam- 
men. Nie zuvor waren die Aussichten 
anf pmp Fmig un g besser. 

Eine Annäherung auf Zypern wür- 
de ach zweifelsohne auch auf die 
beiden Mutterländer auswirken und 
die seit Jahren angeschlagene Süd- 
ostflanke der NATO, die in den letz- 
ten Jahren wegen der brisanten Nah- 
ost- Problematik, der Situation in 
Iran und des Golfkrieges an geopoli- 
tischer rtedpntiing gewonnen hat, 

wieder f hnlctinnsfähig maeheiv 

An der Bedeutung einer Zypern- 
Lösung für die Griechen läßt Athens 
Regierungschef Papandreou keine 
Zweifel aufkommem Erst letzte Wo- 
che reagierteerauf eine Dialog-Offer- 
te Hiriricrhpn Ministerpräsiden- 
ten özal Tnit der Feststellung, daß 
Gespräche zwischen Athen und An- 
kara erst nach einer Beilegung des 
Zypern- Konflikts aufjgenommen 

werden könnten. Mit anderen Wor- 
ten : Türkische Rnna»«Qinn<>n würde 


Athen als Geste des guten Willens Grunde genommen nicht« andere«, 
betrachten, die es Papandreou er- als die Angst der Griechen vor den 
möglichen würde, mit Ankara zu re- Türken für seine innenpolitischen 
den. Ziele auszunutzen. 


An fipn stehen den Tnag da« grie- 
chische Gerede vom „türkischen 
’BSr par>BinmsTTiM« M — übrigens ein 
Ausdruck, der von alten griechischen 
Parteien benutzt wird - übertrieben 
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erscheinen. Aber in der historischen 
Perspektive ist diese tiefsitzende 
Angst verständlichen 400 Jahre lang 
lebten die Griechen unter türkischer 
Okkupation. Ihren Befreiungskrieg 
führten sie gege n da« O smanemeieh, 
und die Besetzung von Nord-Zypern 
vor »»hn Jahren durch türkische 
Truppen macht sie skeptisch. 

Papandreou, im Westen oft als 
Moskau-Sympathisant verteufelt, 
was angesichts- von zahlreichen Äu- 
ßerungen kein Wunder ist, macht zm 


In westlichen Hauptstädten - vor 
allem in Washing ton - scheinen die 
Außenpolitik-Planer endlich zur Ein- 
sicht g elang t zu sein, daß ohne eine 
Beilegung der bestehenden Proble- 
me zwischen den beiden NATO- 
Nachbam die NATO nicht funktio- 
nieren kann . Daher sind die Ameri- 
kaner, aber auch die Deutschen in 
letzter Zeit in Sachen Zypern offen- 
bar besonders aktiv geworden. Mit- 
telfristig könnte dies eine Korrektur 
des Amerika-Bildes bewirken und 
auch Papandreou den Wind aus den 
Segeln nehmen. 

Rein theoretisch ist die Südost- 
flanke der Allianz intakt Seit Ende 
1980 ist Griechenland wieder im mili- 
tärischen Teil der NATO integriert 
Aber der Streit über die Insel Lem- 
nos verhindert, daß Manöver stattfin- 
den: die militär ische Planung wurde 
lahmgelegt D enno ch wül es Papan- 


dreou nicht auf einen Bruch ankom- 
men lassen. 

Ankaras Einstellung gegenüber 
der NATO ist klarer Nie haben die 
Türken ihre atlantische Zugehörig- 
keit in Frage gestellt Die Veröffentli- 
chung eines gemeinsamen Kommu- 
niques nach den Gesprächen des so- 
wjetischen Ministerpräsidenten Ti- 
chonow letzte Woche in Ankara 
scheiterte unter anderem daran, daß 
die Türken die sowjetischen Positio- 
nen in der Raketenfrage - anders als 
die Griechen - und im Zusammen- 
hang mit Afghanistan nicht gutbei- 
ßen wollen. 

Auch die Türken müssen aller- 
dings Rücksichten nehmen, w enn ih- 
re Politik nicht mit der ihrer NATO- 
Partner identisch sein kann. Dies 
trifft vor allem beim Umgang mit ara- 
bischen und anderen islamischen 
Ländern zu. Griechen und Türken 
wollen hier anders Vorgehen. Auf die- 
se neuen Realitäten muß sich die 
NATOeinsteUen. (SAD) 


Erneut Streit 

Rumänien/ 

Ungarn 

CARL GUSTAF STRÖHM, Wien 

Zwischen Ungarn und Rumänien 
ist es zu einer neuen Runde von pole- 
mischen Auseinandersetzungen über 
die Frage nationaler Minderheiten 
und Volksgruppen gekommen. 

Offenbar als Antwort auf eine Rede 
des rumänischen S taats - und Partei- 
chefs Nicolae Ceausescu, in der die- 
ser die nationale Frage in Rumänien 
für endgültig gelost erklärt batte, 
schrieb jetzt die Budapester Zeitung 
„Magyar Nennet“ , die Ausübung „de- 
mokratischer nationaler Rechte“ 
stelle eine grundlegende Vorausset- 
zung dar, um die „gewaltsame Assi- 
müierung? von Nationen und Natio- 
nalitäten in Mittel- und Osteuropa zu 
verhindern. Zugleich sprach „Magyar 
Nemzet“ von der Notwendigkeit die 
„nationale Identität“ der Völker zu 
bewahren. 

Es besteht kein Zweifel daß die 
ungarische Zeitung, die als Organ der 
patriotischen Volksfront eine wesent- 
liche offiziöse Stimme darstellt, hier- 
mit auf die Lage der zwei Millionen 
zahle nden un gari sche 
Volksgruppe im rumänischen Sie- 
benbürgen angespielt hat 

„Magyar Nemzet“ erklärte ferner, 
daß Sprache und Kultur in Mittel- 
und Osteuropa eine besondere Be- 
deutung besäßen und übte damit in- 
direkte Kritik an der Kulturpolitik 
des rumä nisch en Regimes. Bukarest 
will seit geraumer Zeitden Gebrauch 
der ungarischen Sprache in Rumä- 
nien einschränken. 

Ceausescu hatte wiederum die un- 
garischen Anfeindung en als Einmi- 
schung in die inneren Angelegenhei- 
ten seines Landes verurteilt Vor Ver- 
tretern der deutschen und der ungari- 
schen Minderheit hatte der rumä- 
nische Staats- und Parteichef scharfe 
Angriffe gegen nicht näher genannte 
Länder gerichtet, die sich in die ru- 
mänische Nationalitätenpolitik „ein- 
mischen“ wollten. 

Ceausescu sagte, daß die „reak- 
tionären, imperialistischen, neo-fa- 
schistischen und Horthy-Kreise* eine 
Verleumdungskampagne gegen Ru- 
mänien führten. Regimefreue Vertre- 
ter der ungarischen und deutschen 
Volksgruppen erklärten aus gleichem 
Anlaß,- ausländisc he Kreise würden 
die Nationalitätenfrage in Rumänien 
absichtlich auf heizen. 
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von reinhart pjcKER Vom Recht des Bürgers, alle Programme, deren Empfang möglich ist, zu nutzen 


rechtliche Veranstalter tnsättiiche 
Sendenwgbcfakeiteft bnagt. Könnte 
«r. Laad durch sein .Veto: jfie Hyr. J. ' 
zurig dieses Mediums gunriich v». * ’* [ ; '' 
hindern, so würde die positive Ent- 
scheidur^ der übrigen Läbder durch „ . . 
die negative Einstellung eütesLandes ' 

majonsiert Es fragt sich, ob dieses 1 l »-■ 
Veto unter Berufung auf den Grund. . 
satz fcundesfrcur.dlichen Verhaltens . f , 
wirksam wäre, oder ob der Einspruch 
des Verweigerer^ ndes‘ hier nicht ' • 
einen Mißbrauch darstellt. 

Der Grundsatz bundes&eundli- 
eher. Verhallens verlangt in erster Li- 
nie die Mitwirkung der Länder. So- ' 
fern eine Regelung, die alle Lände- 4 
an geht, nur länderübergreiiend ge- , 
troffen werden kann, darfder Wider- ' 

Spruch eines Landes nicht dazu füh- 
ren, daß ctese Regelung völlig Wok 
ldert wird. Sc aber wäre es hier Die ■ . 
übrigen Länder waren an der. Aus- 
Übung ihrer Rundfunkhoheit gehin- 
dert, wenn das Veto des Landes Hes- ; 
sen wirksam wäre. Deshalb . wäre - 

nach der Rechtsprechung des 
BVertG zum Grundsatz bundes- 
freundlichen Verhaltens ein solcher - 
Widerspruch mißbräuchlich und da- 
her unbeachtlich. Er konnte das Zu- • 
standekommer. einer -änderübergrei- • • 
fenden Einigung nicht verhindern. 

Die Länder müssen daher, wenn si* - 
sich ihre Gestaltungsfreiheit im Rah- 
men der Ründfunkordnung erhalten - 
wollen, den Kompromiß über die 
Nutzung anstreben. 

Was aber ist zu tun. wenn der Ab- - ' 

schluß eines Staate Vertrages sehet- ^ n- 
tert? - Können dann d:e Abwägungs- f* - - 
gnmdsätze, die für die Nutzung des 
Rundfunksateiliten gelten, auch auf 
die übrigen rundüinkrecr.tlichen Fra- g 
gen angewendet werden" - Dürfen 
die B-Länder ihre eigene Rund- • 
fixnkpolitik machen? 

Die Rundfunkhoheit des Landes, 
das eine negative Entscheidung aun 
privaten Rundfunk getroffen hat, darf 
die Rundfunkhoheit derer, die sich - 
positiv - entschieden haben, rächt ma- - ; 
jorisieren oder ganz außer Kraft set- 
zen. Die föderalistische Kooperation 
in Rur.dfunkfragen :sl zwar ein wich- 
tiges Gut. Sie sicher; die Einheitlich- '• . 

keit der Lebensverhäitnisse, was ge- 
rade für den Rundfunk, der sich be- ■' 
kannüich nicht ar. Länder grenzen • 
hält, von wesentlicher Bedeutung ss- •-* 

Zudem verhindert der notwendige 
Kompromiß der Länder, dao Psrtiku- 
larinteressen bei der Regelung über- 
hand nehmen. 

Wenn aber der Bruch unvermeid- 
lich geworden ist. dürfen und brau- ' " j 
eben die B-Länder nicht davor zu- 
rückzuschrecken, im Rahmen ihrer 
Rundfunkhoheit eigene Wege zu ge- - 
hen. 


D en Ländergesetzgebern 

steht es grundsätzlich frei, 
privaten Rundfunk einzu- 
führen. Wenn aber ein Land 
diesen Schritt vollzogen und sich für 
ein privatwirtsehafthehes System 
entschieden hat so erwächst für den 
Einzelnen ein individuaLnechtUcher 
Anspruch, im Rahmen des Art 5 GG 
selbst aktiv zu werden. Er ist also 
berechtigt, die Rundfunkfreiheit aus- 
zuüben. Aus diesem individualgrund- 
rechtlichen Anspruch wiederum er- 
wachsen dem Staat spezifische 
Schutzverpflichtungen. Ihnen hat der 
Staat, das heißt, der die Rundfunk- 
ordnung ausgestaltende Gesetzgeber, 
Rechnung zu tragen. 

Der erforderliche Schutz des Indi- 
vidualrechts drückt sich darin aus, 
daß privater Rundfunk, dem der Ge- 
setzgeber das Tor geöffnet hat, auch 
eine realistische Existenzchance er- 
halten muß. Dies ist kein bloßes me- 
dienpolitisches Postulat, sondern ei- 
ne rechtliche Feststellung. Denn auf- 
grund des Rechtsstaatsprinzips ist 
auch der Gesetzgeber, an Recht und 
Gesetz, vor allem an die Grundrechte 
gebunden. 

Deshalb sind Regelungen rechts- 
widrig, die ein Grundrecht zwar theo- 
retisch effektiveren, es aber in der 
Praxis leerlaufen lassen. Daraus folgt' 
Wenn der Gesetzgeber die Ausübung 
der individuellen Rundfunkfreiheit 
regelt, so müssen diese Regelungen 
aus Gründen der Rechtsstaatlichkeit 
verläßlich und für den Einzelnen vor- 
hersehbar sein. Werden auf diese Wei- 
se individuelle Rechtspositionen ge- 
schaffen, so muß auch ihre praktische 
Realisierung gesichert sein. Das 
Rechtsstaatsprinzip beschränkt da- 
her den Handlungsspielraum des 
Rundfunk gesetzge bers auf folgende 
zwei Wege: 

• Wenn er privaten Rundfunk will 
so muß er ihm eine Ausgangsposition 
schaffen, die dessen Lebensfähigkeit 
sichert 

• wenn er ihn nicht will, braucht er 
ihn nicht einzuführen. 

Vor diesem Hintergrund ist die Be- 
stands- und Entwicklungsgarantie 
für den öffentlich-rechtlichen Rund- 
funk zu problematisieren, die die Mi- 
nisterpräsidenten in ihren Bremerha- 
vener Beschlüssen ausgesprochen 
haben. Die öffentlich-rechtlichen An- 
stalten beanspruchen einen angemes- 
senen Platz in der Medienlandschaft 
von morgen. 

Entscheidet sich aber .ein Land für 
ein duales System, so treten die Fort- 
bestands- und Entwicklungsgaran- 
tien für den öffentlich-rechtlichen 
und die für den privaten Rundfunk in 
Konkurrenz. Für die Existenzfähig - 


„Der Staat muß den Privatfunk schützen“ 


keit beider Medienträger ha; der 
Staat Verantwortung üb-emom Hier- 
in diesem Zielkonflikt muß ein ange- 
messener Interessenausgleich gefun- 
den werden . . . 

Wo dieser angemessene Interessen- 
ausgleich liegt, möchte ich an Einfüh- 
rung von Werbung im Dritter. Fern- 
sehprogramm des Hessischen Rund- 
funks erläutern: 

Obwohl die Bremerhavener Be- 
schlüsse die Beschränkung der Wer- 
bung im öffentlich-rechtlichen Rund- 
funk auf den bisherigen Umfang vor- 
sehen. wurde dieser Entschluß zu: 
Ernährung von Werbung im Dritten 
Hessischen Fernsehprogramm in die 
Tat umgesetzt. In diesem Zusammen- 
hang sind zwei faktische Umstande 
von Bedeutung: Zum einen hat der 
HR erklärt, die neuen werbepiätze 
seien für 1985 bereits völlig ausge- 
bucht; m 2 n erwartet etwa 10.5 Millio- 
nen Mark an Einnahmen. Dieser Be- 
trag entspricht ziemlich genau dem. 
den die privaten Fernsehgesellschaft 
EPF für ihr90mmütiges Regionalpro- 
gramm im Kabelpiiotprojekt Lud- 
wigshafen jährlich benötigt. Das zeigt 

99 Schon die gering- 
fügige Ausdehnung 
der Werbung im öf- 
fentlich-rechtlichen 
Rundfunk kann exi- 
stenzbedrohende Aus- 
maße für die privaten 
Veranstalter anneh- 


m. E., daß bereits geringfügige Aus- 
weitungen der Werbung existenzbe- 
drohende Ausmaße für den privaten 
Rundfunk annehmen können. 

Wo Rundfunk gemacht werden 
darf, ist nicht allein für die Veranstal- 
ter von Interesse, sondern auch und 
vor allem für den Bürger. Dies wird 
gelegentlich nicht deutlich genug ge- 
sehen. Gerade hier erscheint es mir 
besonders wichtig, daß die Länder 
einheitliche Lebensverhältnisse 
schaffen. Denn warum soll der Bür- 
ger in Hessen, Nordrhein-Westfaler. 
oder Berlin sich nicht aus der glei- 
chen Fülle von Quellen informieren 
können, wie derjenige in Rheinland- 
Pfalz oder Niedersachsen. Nach dem 
Grundgesetz ist der Bürger nicht Ob- 


Soli der private Rundfunk nur „geduldet“ 
werden - wie es offensichtlich der SPD vor- 
schwebt - oder gibt es ein verfassungsrechtli- 
ches Gebot, ihn dauerhaft zu sichern? Der 
Mainzer Medienrechtler Professor Re inhar t 
Ricker weist darauf hin, daß Privatfunk „eine 
realistische Existenzchance“ erhalten muß. 
Ricker wendet sich aus juristischer Sicht ge- 
gen eine Politik der Verweigerung, wie sie 
beispielsweise Hessen praktizieren will und 
nennt die Grenzen der Kooperationspflicht 
der Länder. Seine Ausführungen basieren auf 
einem Vertrag, den er Ende vergangenen 
Jahres vor der CDU-Fraktion der Bremer 
Bürgerschaft gehalten hat. 
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iekt staatlicher Informationspolitik, 
sondern dazu in der Lage und aufge- 
rufen. sich ein eigenes Urteil zu bil- 
den. Um ihm dies zu ermöglichen, 
steht ihm das Grundrecht der Infor- 
mationsfreiheit zu, die Freiheit, sich 
aus allen allgemein zugänglichen 
Quellen ungehindert zu unterrichten. 

Allgemein zugängliche Quellen 
sind nach der Rechtsprechung des 
3 V erfG vor allem die Massenkommu- 
nikationsmittel wie Presse und Rund- 
funk. Es besteht insoweit ein prinzi- 
piell umfassender Zugangsanspruch 
zu allen Rundfunkprogrammen, de- 
ren Empfang möglich ist 

Den wesentlichen Maßstab für die 
Frage, wo Programme empfangen 
werden können, setzt also das Grund- 
recht der Informationsfreiheit des 
Kabelteunehmers. Jede Regelung der 
Frage, was und in welcher Reihen- 
folge in Kabelanlagen ein gespeist 
Yvird. hat sich hieran zu orientieren. 

Gemäß den früheren Beschlüssen 
der Ministerpräsidenten sollen die 
Programme in der Reihenfolge ihrer 
Empfangsfeicstärke eir.gespeist wer- 
den. Diese Anknüpfung an eine meß- 
technische Größe bringt zwar eine ge- 
wisse Objektivität des Verfahrens. Es 
ist aber zu berücksichtigen, daß es 
hier um die Informationsfreiheit des 
Rezipienten geht Sein Grundrecht 
umfaßt auch das Recht der Selektion 
unter denjenigen Quellen, aus denen 
sich der Einzelne informieren wilL 
Die neuen Kommunikationsmög- 
lichkeiten erlauben es. daß der Me- 
chanismus von Angebot und Nach- 
frage, der im Pressebereich seit jeher 


als sogenannte „Abstimmung am 
Kiosk“ in Kraft ist, nunmehr auch 
beim Rundfunkempfang stärker zur 
Geltung kommt Deshalb ist m. EL au- 
ßer im Bereich der Basisversorgung 
altem die Entscheidung der Mehrheit 

der Kahelteilnphm or HiisgrKla ggm. 

bend für die Reihenfolge der einzu- 
speisenden Programme. 

Diese Aus wahtentsrhpirinng ist in 
dnem formalisierten Befragungsver- 
fahren zu ermitteln, das in regelmä- 
ßigen Abständen von etwa 3 Jahren 
wiederholt wird, um die Auswahlent- 
scheidung stets aktuell zu halten 

Auch hinsichtlich der ausländi- 
schen Programme trifft der Bremer- 
havener Bes chluß keine Regelung 
Insbesondere wurde offengelassen, 
ob und wann ausländische Program- 
me wegen rechtswidriger Inhalte von 
der Einspeisung ausgeschlossen wer- 
den dürfen. Eine solche Regelung 
müßte aber in den noch abzuschlie- 
ßenden Staatsve rtr ag aai feenonuneD 
werden . . . 

Der regelnde Gesetzgeber muß 
sich vergegenwärtigen, daß der 
Adressat von auffeichtlichen Sanktio- 
nen in erster T.inte der Veranstalter 
sein muß, nicht der Rezipient. Ein- 
schränkungen der Em p fan gsfräiheit 
sind daher stets die ultima ratio“. 
Sofern sie aber zum Schutz höherran- 
giger Rechtsgüter unumgänglich 
sind, wird auch hier eine Güterabwä- 
gung notwendig. Dabei ist die Stärke 
des Zugangsanspruchs des Km»»lnpn 
zu dem jeweiligen Programm aus- 
schlaggebend. Wie stark der Zu- 
gangsanspruch ist, richtet sich da- 


nach, in welchem Umfang ein Pro- 
gramm bereits allgemein empfangbar 
ist Dies ist im breitesten Umfang bei 

dpnjAnigpn Pmg rammpn dpr Fall, die 

bereits h eute mit riinr»hgrhntttlich piw 
AntennAnaniagpn von jedermann 
empfangen werden können; man 
spricht hier von den „in der Luit be- 
findlichen Prog rammen 11 . Da hter der 
grundrechtliche Zugangsanspruch 
besonders stark ausgeprägt ist, sind 
Eingriffe nur in krassen, not- 
standsähnlichen AusnahmefaBen (et- 
wa einer Sendung „Wie bastele ich 
wnp Atombombe - ) zulässig. 

Müssen die Signale hing p g wn erst 
mit Kahrfn, Richtfunk oder Satellit 
herangefuhrt werden, so sind sie zwar 
immer m y»h allgpmpin zugängliche 
Q uellen. Denn sie sind nicht uner- 
reichbar für den Rezipienten, son- 
dern können technisch empfangen 
werd en - Ihre Allgpmpinzugänglifh - 
keit ist aber geringer, so daß hier das 
Pendel stärker in Richtung Rechtsgü- 
terschutz ausschlägt Herangeführte 
Programme können als» weiterge- 
henden Fm p fa nytegphrä nln i npm 
unterworfen werden, als die in der 
Luft befindlichen . . . 

Besonderes Augenmerk richtet der 
Mmisterpräsidenten-Bescfaluß vom 
19. 10. auf die Verbreitung durch den 
dizektstrahlenden Rundftinksatelli- 
ten. Die Tatsache, daß auf liipyw Sa- 
telliten zunächst weniger Femsehka- 
näle bereitstehen werden, als es Län- 
der in der Bundesrepublik gibt, 
macht eine Lösung erforderlich, bei 
der möglichst alte TänHw ihre medi- 
pn poli tischen Ziele verwir klichen 


können. Denn sie alle sind Inhaber 
(ler Runfunkhoheit Diese können sie 
aber nur dann realisieren, wenn sie 

auf eine g ewqemgarrte , d. h. 

gruppenweise Nutzung der Kapazitä- 
ten einigen. Eine solche „pool"-Lo- 
sung liegt dem Bremerhavener Be- 
schluß zugrunde. Sie ist auch sachge- 
recht, damit nicht einige wenige Län- 
der „das Romen unter sich ausma- 
chen“, und die anderen leer ausge- 
hen. 

Was aber geschieht, wenn es doch 
nicht zu einer pool-Lösung kommt, 
etwa, weil der Staatsvertrag doch 
scheitet? - Denkbar wäre dann, daß 
Hessen seine verlautbarte Ankündi- 
gung wahimacht, gegen die Ab Strah- 
lung von privaten Satellitenprogram- 
men verfassungsrechtlich vorzuge- 
hen- Dies könnte auf die Begründung 
gestützt werden, würde in Hessen pri- 
vater Rundftink etabliert, ohne daß 
ein entsprechendes hessisches Pri- 
vatfunk-Gesetz verabschiedet wor- 
den wäre... 

Technisch ist es nicht möglich, aus 
der Sendekeule des Rundfunksatelli- 
ten ein Landesgebiet „herauszustan- 

99 Es fragt sich, ob ein 
Veto unter Berufung 
auf den Grundsatz 
bundesfreundlichen 
Verhaltens wirksam 
wäre, oder ob der Ein- 
spruch des Verweige- 
rerlandes nicht einen 
Mißbrauch darstellt 99 


zen“. Die Nutzung des Satelliten wird 
also dazu führen, daß seine Program- 
me auch in Hessen empfangen wer- 
den können. Es fragt sich, ob dann 
der Grundsatz bundesfreundlichen 
Verhaltens die übrigen Lander dazu 
zwingt, auf die Nutzung des Satelliten 
für privaten Rundfunk ganz zu ver- 
zichten. Müssen sie sich, wenn es 
nicht zu einer Einigung kommt, auf 
das schonendere Mittel der Kabel Ver- 
breitung beschränken, die an der 
Grenze des „Verweigererlandes“ un- 
terbrochen werden kann? 

Ich meine, hier zeigen sich die 
Grenzen der Kooperationspflicht der 
Lender. Der Rundfünksatellit ist ein 
wichtiges Medium, das nicht nur für 
private, sondern auch für öffentlich- 



a) hi dar Bundesrepublik Deutschland 
einschließlich Berlin fWest) bei den 
nachstehend aufgeluhrten Banken und 
deren Niederlassungen; 

Dresdner Bank Aktiengesellschaft 
Bank für Handel und indusine 
Aktiengesellschaft 
Cotninerzbank Akbengesellschaft 
Beniner Commarztunk 
Aktiengesellschaft 
Bayerische Hypotheke n- 
und Wechsel- Bank Aktiengesellschaft 
Berliner Handels- 
und Frankfurter Bank 
Deutsche Bank Aktiengesellschaft 
Deutsche Bank Berlin Aktiengesellschaft 
DG Bank Deutsche Genossenschafts- 
bank 

Deursche Girozentrale 
- Deutsche Kommunal bank - 
Westdeutsche Landes bank Girozentrale 


Frankfurt am Main, 
im Januar 1985 


b) au Be maß) der Bundesrepublik 
Deutschland bei den Hauptniederlassun- 
gen der nachstehend aufgeführten Ban- 
ken unter den in den Amethobedmgun- 
gen genannten Bedingungen - 
AHgemene Bank Nedertand N. V. 
Kansallis-Qsake-Pankki 
Postipankki 

Union Bank of Finland Ltd. 
Schweizerische Bankgeselfschaft 
Banca Nationale dal Lavoro 
Banque Bruxelles Lambert S. A. 

Banque Internationale 
4 Luxembourg S.A. 

Banque Nationale dePans 
Österreichische Länderbank 
Aktiengesellschaft 
Die Verzinsung der gekündigten Teil- 
schuldverschreibungen endet mit dem 
Tage, an dem sm zur Rückzahlung fällig 
werden. 

Für noch nicht fällige Zirescheine die 
bei der Einlösung nicht mitemgereich* 
werden, wird der Kapitalbetrag der em- 
ge lösten Teilschukfverscnreibungen um 
den Betrag der rehlanden Zinsscheine 
gekürzt. 


Im Auftrag 

Dresdner Bank 


Akne ngesellscha!; 


/ Unfal/fod- x f 
/ Kindermord? \ j 

/ De r Winnie Punkt! \ 

/ Was mit Kindern auf unseren Totschlag! Was Kinder auf \ 

I Straßen tagtäglich passiert Fahrrädern betrifft müssen \ 

' liest sich schlimmer als Mord und Eltern, Schule und Behörden \ 
^ nach enger Zusammenarbeiten, \ 

um diese sinnlosen Blutopfer zu 
vermeiden. Wer in unserem j 
[ 1 . ar etwss fö* Kinder tut / 

s// \ sWi ^ ^ estB ^ ^' s j 
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Republik Finnland 

10% Anleihe von 1981/89 

- Wertpapier-Kenn-Nummer 467 645 - 

Kündigungsbekanntmachung 

Sämtliche Teilschuktverschreibungen werden hiermit gemäß § 4.1 der Anieihebedin- 
gungen zum 1 Mai 1985 gekündigt. 

Alle Teilschuldverschreibungen weiden vom t. Mai 1985 an mit 10t v a% des Nennwer- 
tes zurückgezahlt. 

Die gekündigten Teitechuldverechreibungen (mit Zinsscheinen zum 1. Mai 1966 utf ) 
werden den Inhabern gemaB §5 der Anleihebedmgungen kostenlrai eingelöst 


Exklusiv: 




2. November 1984 ■ «aas 


7. November 1984 





GESUNDES 
SITZEN 

SYNCHRON- 

TECHNIK 

und 

SiO FEEDBACK 
ab 

dm299,~ 

(unverbindliche 

Preisempfehlung) 




Wiede 




8. November 1984 Hetanfc 


T" : 


sahijatib 

A fCHAWST AN 






■ y 

r - • • 


das v/ia* 

1. Dezember 1984 







... erhalten Sie 
beim guten 
ßOROFACHHANDEL 


Seit 5 Jahren führr die Scwjetiuucn 
Krieg gegen das afghanische Vtfc Um 
die xnedünnache zu isite:- 

binden, hat die Rote Armee fas: alle 
Hospitale: außerhalb Kabuls durch 
Lnaäognfie zennert. Hundarimusende 
Afghanen haben Unwuüdtctoen, 
leiden unter Seuchen und KranfchffitQn. 
ohne daß ihnen medsL-usch geholfen 
werden kann. 

Seit Fhüijahr :??4 fctl.-oibt ehe ÄktroQ 
..Samtaier für Afgh i.-uctar.“ cL-?i k!< me 
: HospiSaJec die von ejiera detascl^n 
[ ÄJtd betreul werden. 

Damit noch mehr Ande leid Helfer ai 
diesen nofleidardo.t 
geschieh, noch mehi HnsphSler 
errichtef werden können, brauche* 
wir Jhre Dhe Epcad-sn äni 

steaerabrugsfarilc 
Weitere Wormasäncn- 

Bonn er flfi|!ijir ^in Koositee. 
Kcntezstz. 167. 5300 Bau: 1 


Konto 9019 Sparkasse Bonn 

sanhlcslzah:. 

380=0-: c: 




Fragen Sis uns - wir W!bb wsiror. FH irr. 
auch Sic mit - durch Ihre Sc>'ndr "SrhJr- 
München. Kfn-Hr. 4^0 S39. /r. 

Deutsches Kindethiit5*er:-. e v > 
Langwieder Hauptsh. 4. 

" 3000 München 5(1 Hi ifll 


Das Oeutsche Kimterfrilfswedc e. V. dankt fiir die kostenlose Einschaltung dieser Aiueige. 




WELT 


für den täglichen 
Gebrauch. Eine 
i Marktübersicht - 
zusammen- 
gestellt vom 

HfffHninel- 

dipflst de« 


für behinderte 
Menschen » 

l Q ^ "| AJphabetisc 


Alphabetische 
Übersicht 
kostenlos mit 
an hängendem 
Coupoa : 

^ Persönliche Aus- 

n kunft. Hersteüer- 
y ^nd ungefähre 


UNABHÄNGIGE TAGESZEITUNG FÜR DEUTSCHLAND 


Möchten Sie diese Interviews noch einmal nachlesen? 

Soweit der Vorrat reicht, schicken wir Ihnen gern die betreffenden WELT-Exemplore zu. 

Bitte wenden Sie sich an= DIE WELT, Vertrieb, Frau Kuhlmonn, Im Teelbruch 100, 4300 Essen 18, Tel. (02054) 101-541 


< JveU l ^i_® IjlX / 5 






9. Januar 1985 FORUM 


Briefe an DIE • WELT 

' DfEWELT, Göä«bargw Allee 99. Postfach 200866, 

5300 Bonn 2. Tel. 0228/30 41. Telex 8 85 714 

Rauschgifthflndler, und sie kämpfen 
-p c .- . . . mftveremten Kräften dagegen. 

Jwr} TSr^riim T^in mrrr”* 1 *^ 1 ^* • vorzüglicher Hochachtung 

Luis Gonzälez B&rios, 

Sehr geehrter Herr Conrad ■ . . Botschafter von Kolumbien in- der 
für Ihren Artikel möchte icfr Ihnen Bundesrepublik Deutschland 




#• " .'£V3* Ä 
; ’C. 


; £ 
- 4 . 







.Wte. nWH W; Oe Oder-NeUe^U- 
jbWTj WBOTvom M. Dezember . . 

Bot Gwüii ‘ ■ 

jür Open Artikel möchte icjx Emen 
\ uameiis des Berliner Landesverban- 
des der Vertrieböien herzEch dan- 
y. ken. Ich fam» nrprh, rfoflps die WELT 
■ unter Ihrer FedßrfOhrang untemom- 

- . men hat, die. Fakten dieses brisante 
./Themas m so objektiver und herror- 

-Tagender Weise danüstdten. Viele 
Bürger,, aber auch FQ&tiker unseres 
\ : Landes haben in der Tal die histori* 
sehen und völkerrechtliche Grund- 

- lagen der deutschen Ostgeb iete ver- 

- gessen bzw. wollen diese nicht mehr 
wjtoftalen und’ berichtigen uns 
leichtfertig des Revanchismus^, nur 
weil wir uns für emengerechten Frie- 
den auch für unser Volk 

: "Wir., brauchen dffh e r aufrechte Mit - 
- Streiter; gerade auch in den Zdtungs- 
redäktionen! Urnen dafür Bank und 

- ^nwkpnnimg zu sagen, ist mir : ein 
echtes Bedürfnis. 

Mit freundlichen Grüßen 
Gerhard Dewitz, 
Bahn 61 


„im Gegenteil“ 


■ Dieser Ar tikel hehanrielt ripn Hern, 
inschmuggel per diplomatischen Ku- 
rier aus dprp An ßenministerf um zur 
Botschaft meines Landes inMadrid. 

Wie aus der internationalen Fresse 
hervorgeht, haben der Staatspräsi- 
dent von Kolumbien, und- der spa- 
nische Ministerpräsident sofort ge- 
handelt, um Untersuchungen eihzu- 
leäten und jedeBauschjpftsehdung zu 
unterbinden. Im zweiten: Absatz, drit- 
te Spalte des Artikelsheifites aller- 
dings: „Trnhpnhi^i« Botschafter in 
Madrid halt es ffir.unwahrschemKdi, 
aber nicht ausgeschlossen 1 , daß auch 

ande re ~Mi««tiyrpen Beine« Landes in 

Buropa mit Koks-Sendungen aus 
dem Staatspalast bedacht wurden.“ 

Jedoch hat der Botschafter von Ko- 
lumbien in Madrid die von ihrer Zei- 
tung als Zitat veroflfenfhehte Äuße- 
rung nicht gemacht Ganz im Gegen- 
teil hat er am 28. Dezember 1984 in 
der Tageszeitung „El Pais“ in Madrid 
folgemies gesagt „Laut Informatio- 
nen, die mir meine Regierung zugelei- 
tet hat; besteht überhaupt keine Mög- 
lichkeit, daß in irgend einer unserer 
Botschaften in der Welt dieser un- 
glaubliche Pall sich hätte wiederho- 
len können.“ . 

.Staatspräsident TtetmWmr eh emn 
wie die gesamte Regierung und die 
Öffentlichkeit verwerte! aufs sebärf- 
ste die Angriffe und Taten der 


Wort des Tages 

59 Gegen den Strom der 1 
Zeit kann zwar der ein- 
zelne nicht schwimmen, 
aber wer Kraft hat, der 
' halt sich und laßt sich ' 
nicht fortreißen. 99 

Johann Gottfried Seume; deut- 
scher Autor (1763--1B1D), . . 


Vergebung? 

Jlim ibdlU wfll tefer rieht wnd i u "; 
' WELTwmSLDenBber 

Sehr geehrte Dajnen und Herren, 

' jeden Tag rasseln diese Leute es 
, herunter; »...vergib uns unsere 
Schuld, wie auch wir vergeben un- 
sem Schuldigem.“ Liebet eure Fein- 
de! Alles nur Geschwätz. - Und soll 
dann für die von italienischen Parti- 
sanen erschossenen Deutschen auch 
keine Vergebung erfolgen? Wie weit 
sind wir doch noch vom Frieden ent- 
fernt! “ 

Mit freundlichen Grüßen 
HRaO, 
Freudenstadt 

Ideologieanfällig 

JiMHtiteft Kutente «der ruUmUtT; 

VKLT vtaSL Dcaembcr 

Sehrgeehrteflerren, 

Herr Dr. Dr. Sojka schreibt „Wer 
die Fähigkeit des Bürgers zur Rege- 
lung seiner eigenen Belange leug- 
net . . . rauft . die Demokratie als 
Staatsform durch eine bessere erset- 
. zen“, und erg änzt dies durch die zu- 

- gesetzte Bemerkung vom „ausgewo- 
gen informierten“ Bürger. 

Wer ist schon ausgewogen infor- 
miert? Die einen 'glauben blind dem 
Fönsehen, bestreiten alles, was „die 
Springerpresse“ berichtet und an 
Mein u n g sbildung anbietet, die ande- 

- ren ersticken in der Flut der verfüg- 
baren Informationen; jeder siebt auf 
seine Weise aus, was er an Informa- 
tion an sich heranläßt und was nicht 
Hinzu knmmf- die Tatsache* daß Me- 
dien- legitimerwöse! - Tendenzbe- 
triebe sind. 

Und was will Herr Dr. Sojka unter 
»Demokratie“ verstehen? Sein Leser- 
brief läßt an Basis-Demokratie den- 
ken — aber das ist nicht die rfnzigp» 
Form, in der Demokratie existieren 
kann Daher übersieht er, daß das 
Gnindgesetz seine Folgerung .die” 
Demokratie - nämlich dkjemge, die 
er sich erstellt durch eine bessere 
zu er setzen, bereits seit Jahrzehnten 
erfüllt hat Unsere Verfassung hat an- 
stelle der i mpraktikahTen BasiS-De- 
mokratie die bidang bestens bewahr- 
te repräsentative Demokratie ausge- 
yahlt Tn ihrlrarip mnB ) gw»h Hat 

Wähler Abgeordneten und anderen 
. Staatsträgem anvötrauqt, solange er 
davon überzeugt seindar^ daß die 
Btäatliffhpn Institutionen sach- und 
fachgerecht entscheiden; solange Ab- 
georifaete, Beamte, Richteriembereit 
und nicht ideologieverblendet tätig 
sind, dürfen wir uns ihnen in dieser 
Weise an vertrauen und fahren besser 
dabei, als warn wir unser Schicksal 
in die Hände einer plebisrffären 
Mehrheit legen, die weit weniger km- 
bereit und wesentlich starker ideolo- 
geanfiPjg wäre. 

Mit freundlichen Grüßen 
K. Kroymann, 
Hamburg 36 


Personalien 


PRJtelDIALÄMT 

Bundespräsident Richard von 
Weizsäcker hat seinen Weihnachts- 
urlaub in Wackersberg bei Bad Tölz 
beendet und ist nach Bonn zurück- 
gekehrVum die Amtsgeschäfte wie- 
der aufzunehmeru In Wackersberg 
besitzen die von Weizsäckers ein 
Haus. Den Urlaub nutzte der Präsi- 
dent ZUm Skilanglauf und »u , m Le- 
sen. Sein Buch Nummer eins war 
von - Thomas Nipperde?, die 
„Deutsche Geschichte“, 1800-1866. 
Der Personalrat des Bomtespräsi- 
dialamtes und .sein Vorsi t zende r . 
Hont Arnold hatten dem Präsi- 
denten das Buch geschenkt. Es war 
ein persönlicher Buch wünsch von 
Weizsäckers gewesen. 

KIRCHE 

Papst Johannes Paul 11 hat Ge- 
neralvikar Bruno Eresing für s e i n e 
Verdienste in den zehn Jahren als 
Paderbomer Generalvikar zum 
Apostolischöl Protonotar erna nnt 
Bei dar Übergabe der E rn e nn u ng » 
urkunde sprach frzbischof Degen- 
hardt seinen Dank für die „oft un- 
bequeme und nnangenrfime“ Ar- 
beit aus, die der Generalvikar in 
vertrauensvoller Zusammenarbeit 
mit dem Erzbischof in stets seelsor- 
gerlicher Ausricbhmg erfüllt habe. 
Erzbischof Degenhardt hatte ihn 
Am 10. April 1974 zum Generabrikar 
. berufen. Ebenfalls seit J974 gehört 
•er ; dem Metropolitankapitel an. 
Äpst Paul VL ernannte ihn 1976 
■ zum Päpstlichen Ehrenprälaten. 

GEBURTSTAG 

Der international bekannte Pflan- 
angenetiker Professor Georg Mel- 
chers feierte in Tübingen, seinen 80. 
Geburtstag. Melchers gelang vor 
über »kn Jahren als erstem die. 
heute verbreitete Pflanzpnaichtaus 
Protqplasten, den. ihrer Zellwand 


beraubten Zellkernen. Weltweit 
Aufsehen erregte er mit seiner auf 
der Verschmelzung von Zellkernen 
und Gen-Gruppen beruhenden 
Neuzüchtung vonTomofMn (auch 
Karmaten ynahnQ aus Tomaten 
und Kartoffeln. Der aus der Lüne- 
burger Heide stammende Melchers 
wm vor über 50 Jahren in Berlin an 
das heutige Miw-Plmck-Institut für 
Biologie gegangen und mit dem vor 
Kriegende verlagerten Institut 
nach Tübingen gekommen, wo er 
Später eine eigene Abteilung er- 
hielt Professor Me lc her s, der auch 
lange Jahre engagiert politisch tätig 
war, ist vor wenigen Monaten in' 
Anerkennung seiner Verdienste in 
die drei großen nationalen Akade- 
mien der Wissenschaften Frank- 
reichs, Japans und der USA beru- 
fen würden. 

ERNENNUNG 

Abdid Waheed, Pakistans neuer 
Botschafter, in Bonn, bat gestern 
Bundespräsident Richard von 
Weizsäcker . sein Beglaubigungs- 
schreiben überreicht Botschafter 
Waheed ist ein guter Kenner der 
politischen Verhältnisse in der 
Bundeshauptstadt, in der er schon 
zweimal auf Posten war. Der junge 
Diplomat, der dem Auswärtigen 
Dienst seines Landes seit 1960 ange- 
hört, zuvor hatte er Wirtschaft und 
internationales Recht studiert, wur- 
de 1963 zum erstenmal an die Bon- 
ner Botschaft versetzt Er blieb bis 
1967. Danach erfolgten Verset- 
zungen unter anderem nach Tan- 
sania, nach Wiöi und Thailand. Von 
1977 bis 1981 arbeitete er zum zwei- 
ten Mal an der Botschaft in Bonn, 
dipgn^fl! im Bange eines Ministers. 
Seit 1981 war er Botschafter in Itali- 
en. Es versteht sich, daß Botschaf- 
ter Waheed fließend deutsch 
spricht. . 


RWE 

UMWELT-BILANZ 1985 
TEIL 15 
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UMWHTSCHU1Z 
IM UND AM KRAFIWBHC 


UMWELT-BILANZ 

oder: Umwelfschufz Schwarz auf Weiß. 


Das RWE zieht Bilanz. 

In einer Broschüre infor- 
mieren wir Sie Ober Um- 
weltschutzmaßnahmen in 
unseren Kraftwerken. In 
Worten, Zahlen, Bildern und 
Tabellen,Schwaiz aufWeiß. 


Die RWE Umwelt-Bilanz ist 
eine umfassende Bestands- 
aufnahme, die Probleme und 
Wege aufzeigt. Sie eröffnet 
Perspektiven, gibt Auskunft 
über wirksame praktische 
Maßnahmen und mögliche 
Lösungsmodelle. Lösungen, die 
viel Geld, Zeit und einen 
enormentechnischen Aufwand 


erfordern - denn Umweltschutz 
ist nicht umsonst. Aber jeder 
Pfennig, den wir - und damit 
Sie - für den Umweltschutz am 
Kraftwerk ausgeben, ist eine 
sinnvolle und notwendige 
Investition in die Zukunft. 

Die RWE Umwelt-Bilanz infor- 
miert Sie über den aktuellen 
Stand von Wissenschaft und 
Technik ebenso ausführlich wie 
über rechtliche und ökono- 
mische Aspekte. 

Sie liefert Ihnen Daten, Fakten 
und Argumente für die wichtige 
Diskussion über Energie und 
Umwelt. 





Name; 


Straße: 


PLZ/Wohnorh 


RWE 

Rheinisch-Westfälisches 
Elektrizitätswerk AG 
Kruppstraße 5, 4300 Essen 1 
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Wie der Umwelt konsequent 
geholfen werden kann, steht 
nkht in den Sternen, 
sondern in dieser Anzeige: 


Die richtigen neuen Automobile sind 


die für das umweltfreundlichste Fahren: 


BMW318I Katalysator 2 türig/4türig. 


325e Katalysator 2 türig/4türig. 


525e Katalysator, 535i Katalysator, 


M 535i Katalysator, 635CSi Katalysator, 


735i Katalysator - 


alle mit neuester europäischer 


Katalysator-Generation. 


Alle Modelle sind auch mit Automatic sowie ?ur spateren Umrüstung vorerst-ohne Katalysator lieferbar. 


Messen Sie die Zukunftssfcherhelt eines Auto- 
mobil-Programms an seinen Umwertqual Käten. 
Prüfen Sie - auch bei neuen Modellreihen - 
inwieweit hier höhere Ansprüche erfüllt werden: 
durch modernste elektronische Triebwerks- 
Steuerungen, durch ein umfangreiches Angebot 
an Katalysator-Modellen neuester Generation, 
durch genügend Fahrzeuge, die vorgerüstet 
für einen spateren Katalysatorbetrieb angeboten 
werden oder auf der Basis leistungsfähiger 
Triebwerks-Elektronik für das Nachrüsten 
anderer emissionsabsenkender Maßnahmen 
geeignet sind. 

Während die Katalysatortechnik noch diskutiert 
wurde, haben wir sie bereits perfektioniert. 

Ein Vorsprung, der sich vielfach auszahlt 
Denn ganz besonders, wenn man gesteigerte 


Ansprüche an die Leistungsfähigkeit von 
Automobilen stellt, muß die Katalysatortechnik 
höchsten Anforderungen genügen. 

Und hier hat BMW praktisch einzigartige Erfah- 
rung: Bereits weit über 300.000 BMW wurden 
erfolgreich mit dieser Technik ausgerüstet 
Als Ergebnis dieser überlegenen Erfahrung 
bietet BMW In der Bundesrepublik die neueste 
europäische Katalysator-Generation. 

Sie können sicher sein, daß die Katalysator- 
technik von BMW sorgfältig auf die Bedingungen 
und Geschwindigkeiten unseres Straßen- 
verkehrs abgestimmt ist 
Und wennSiesich noch nichtfür ein Katalysator- 
Fahrzeug entscheiden wollen -alsTechnologle- 
Führer für modernste elektronische Triebwerks- 
Steuerungen gibt Ihnen BMW alle Voraus- 


setzungen, sich auf beste Weise die Optionen für 
nachträgliche Um- und Nachrüstungen offen- 
zuhalten. Mit BMW Katalysatortechnik gehen 
Sie kein Risiko ein. 

Was die Umwelt jetzt am meisten braucht, sind 
Menschen, die entschlossen handeln. 

Lassen Sie sich nicht vertrösten - übernehmen 
Sie die Initiative als Autofahrer und Autokäufer. 
BMW gibt Ihnen die Sicherheit, im ökolo- 
gischen Sinne richtig und im ökonomischen 
Sinne klug entscheiden zu können. 

Der Fortschritt braucht Vorbilder. 

Geben Sie eins, indem Sie eins fahren: ein BMW 
Katalysator-Modell. 


Kauf» Finanzierung, Leasing - Ihr BMW Händler 
ist immer der richtige Partner. 




/i 
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NACHRICHTEN 


Otto nfldi Xtafien 

. Berlin (sid) - Frank Otto, TorschnU 
«mfcnnig des sedemaligen ■ deot* 
scheu WasserbaOmeisteFS Spandau 
04 Besfin, hat beim ifaüenisdiaiEr^ 
hgaklub Bari Nantes Camogi einen 
Vertrag inrtoschrieboh Da 27jatai- 
ge erhält für ein halbes Jahr em Brut- 
t^gehalt von 17 000 Dollar.- ' 

Grüner nach N ü rnb er g . 

Nürnberg (dpa)- Torirüter Roland 
Grüner (21) wird in' der Rückründe 
den 1. FC Nümbeg (Zweite Liga) 
verstärken. Darauf und auf dne Leih- 
gebühr von nmd 30 000 Maris einig- 
ten scb die Nürnberger mit Grünen 
bisherigem Klub 1. FC Kaiserslau- 
tem. 

Sieg für Olga Nemes 

San Marin» (sid) - Die für den 
MTV Stuttgart spielende rumänische 
Tischtennisspielern! Olga Nemes (16) 
hat in San Marino das eiste europäi- 
sche Jugend-Banglistentunuar .Top 
12“ gewonnen. In zwölf Begegnungen 
siegte Olga Nemes dfiiiaL 

Kinshofer macht weiter 
gawatein (sid) - Christa Einsho- 
fer, die für Hollan d startende 
deutsche Sto-Bmuläuferinj will trotz 
einer Knieoperatkm auch weiterhin 
Rennen fahren. Christa Ttmsbofer 
hatte eine Trainingsverietamg ver- 
schleppt und muß nun . nach einer 
0hrer zweitenj Operation eine vierwö- 
chige Rennpause ein legen. .. 

Claudia Kobde gescheitert 

Washington (UPI) - Die Saarbmk- 
kener Tennisspielerm Claudia Kohde 
scheiterte in der ersten Runde des 
Turniers von Washington. Sie unter- 
lag der Amerikanerin Katby Rinaldi 

53,7:8, TA, 1:8. 


ZAHLEN 


PUMUU 

iBMamMt: Laak» 
Rom - AC WnOäiMi 0:1. — Fretmd- 
Rennes — Ham- 
burger SV1:1. 

GEWnmOUOTEN 
Lotto: 1: 1 018 123,10t 2: 82 205,20, 3: 
757840, 4: 1384», 5: 8,40. -TOto. Elfer- 
wette: 1:95026,60,2:1657,40.3:134,40.- 
6 aus 45: I: unbesetzt. Jackpot 

18718740. 2: 823804». 3: 2210,60, 4; 
49.00, 5. 440. - InwWttt,, Reuten 
A: n 244440. 2: 407.40, Reuten B: 1: 
88540. 2:5840.- Kb ntbht a ttonse ew ln n: 
unbesetzt, Jackpot 194489^0. (Ohne 
GewÄhr) 


EISHOCKEY / Verein rückt von seinem Arzt ab 

Doping- V orwürfe sind 



DW.l 


DttöfEenÜk^Didaisskmüberdtt 
Bratahtat im deutschen Eishockey 
führt jetzt offensichtlich zu Reaktio- 
nen des Verbandes. Der Kontroüaus- 
schiiß des Deutschen Eshocfeey- 
BundesCDEB) hat deftige Sperren für 
drei LandshuteruiuieinenRosenhei- 
mar Spieler beantragt, die nach smner 
Ansicht ghu» MassenScülägereL beim 
Spiel beider Khibs am 25. November 

m vwryntyArtgm fa>hen Am Samstag 

wird'. über folgende Anträge, verhan- 
delt Manfred Ahne (Rosenheim) soll 
als Anstifter ,18 Spiele gespart wer- 
dwi, d te . Lendshut cr Alois Schinder 

pari Rq prt 'Pn gThrorht für acht rmd 

sedis Spirie für Fouls mit Veriet- 
zungafolge. Erich Kühnharid erwar- 
tet eine Sperre für vier Spiele, weil er 
einen Ltofenricbter' bedroht haben 
wdL 

Diese deftigrat Strafanträge stehen 
vor dem Hm tergnmd des Fouls von 
Roy Roedger (Mannheim), der den 
Kölner Steve. ■ Mc Nefl am Auge 
schwer verletzte (die WELT berichte- 
te). Auch hier scheint da Kontrolle 
ausschuß bereit, Klage zu erheben, 
obwohl da wicht auf 

einen Regelverstoß entschieden hat- 
te. 

Diese - mögliche - harte Wette 
lenkt etwas ab von den Vorwürfen, 
einige Spider putschten sich mit Am- 
phetaminen auf; die da Kölner 

Ifemw'hafaonvt Bwhwt Plnm erhrv 

bai hatte.. Plum muß jetzt sogar um 
seinen Posten fürchten. Kotes Ge- 


schäftsführer Helmut Ba uer („Wir 
sind stocksauer über die Art, wie der 
Doktor vorgegangen ist“) sprach von 
Jnm nen ver g ift ung " und distanzier- 
te sieh von den Angriffen des Arztes 
.total 8 . Im Namen des Vorstandes 
hat sich Bauer telefonisch bei den 
vier vnnPhmi gpnnnntpn KTiih affiTio. 

seldorf, Mannheim, Landshut, 
Schwenningen) von den Waten des 
Arztes distanziert Bauer. .Wir wer- 
den uns darüber untexhaltesi, ob Dok- 
tor Fhim water im Amt- bleiben 
kann.“ 

Fhim erhielt dagegen Unterstüt- 
zung vom n jtnrm ti ^wil aneikannten 
Schiedsrichta Josef KompaDa. Ani»h 
er berichtete von Spidern „mit er- 
starrten Gesichten wie von Wachsfi- 
guren wnrf ffl j f Schaum vor det r 
Mund 8 . Plum selbst („Die Drohun- 
gen, die ich in den letzten Tagen er- 
hielt, sind sehr massiv 8 ) reagierte ge- 
lassen: »Erstens bin ich. kein Offiziel- 
ler, und zum anderen verstehe ich die 
Aufregung m'cM Da Doping im Eis- 
hockey nicht vertraten ist, werfe ich 
rein formaljuristisch auch nieman- 
dem ein Vergehen vor. Mir geht es 
nur darum, rfaB das fad fl» Hiwi an. 
gepackt wird.*. 

Für einen Vereinsvertreter ist das 
Eisen wohl eher zu teuer als zu heiß. 
Tandshuta Geschäftsführer Walter 
Rankte „Doping-Kontrollen sind ja 
gut und schön. Aba wer soll denn die 
2500 Mark für die T TnfcprininhiiTigpn 
da Urinproben pro Heimsp iel bezah- 
len?“ 


FUSSBALL / Raducanus Kampf um die Familie 

Frau und Sohn durften 
Rumänien verlassen 


suUDW.Dertnmd 
Vor zehn Tagen erhielt Marcel Ra- 
ducami (30) einen Anruf von'seiner 
Frau Nicolina aus Bukarest Das Ge- 
spräch war kurz: „Sei am Ram^faig 
Um halh neun auf dem P phnhnf in 

Dortmund. 8 nicht, keine Erklä- 

rung. Raducanupng hin, eine Woche 
lang hatte er zwischen Hoffen und 
Bangen gelebt Irgendein nunäni- 
7 ‘”ryi gTrinT| H l der in fa Bundes- 
republik ausreisen durfte, mit einer 
Nachricht von da Familie? Oda 
doch Frau und Sohn, die er nicht 
mehr sff he« durfte, wH[dem er sich 
am 3L Juli 1981 in Hannover von 
semaMannsdiaft,demmehnnaligen 
Landesmeister Steaua Bukarest, ab- 


Alt-Bunde^jräsidßnt Kail Carstens 
hatte sich für die FtanfliefoZusam- 
menführang eingesetzt, Willy Brandt 
ebenso wie Berthold Beitz, da wegen 
seine- guten Ost-Kontakte zum Vize- 
präsidentei des Internationalen 
Olympisdien Komitees gewählt wur- 
de. Stets vergebens. Am letzten 
Samstag aba stiegen tatsächlich NL 
cofina Raducami und Sphw Andr6- 
Phihp mm dem Zu g MnTyv > ] Rnd^ic o- 
nu, der bei Borussia Dortmund sein 
Geld verdient und technisch eina da 
besten Spiele da FuBbaH-Bundes- 
liga ist, sagt: Jlkolna imrf i ch fa>fa*w 
auf dem Bahnsteig geweint wie 
glück-liche Kinde. Mriw SnTiw c tand 
mit großen Augen dabeL Er hat sei- 
nen Papa nicht .erkannt Schließlich 
war aja nicht einmal zwei Jahre alt, 


als. er midi zum 
hat" 

. Die» Szene auf dem Dortmunder 
Bahnhof beendet eine Situation, die 
den 26maligen rumänischen Natio- 
nalspieler immer wieder in tiefe De- 
pressionen gestürzt hatte; „Maneh- 
mal war ich so verzweifelt daß ich 
sogar mit dem Gedanken spielte, frei- 
willig nach Rnmfinton zurückzukeh- 
ren.“ Er bot sich an, für Rumänien zu 
spielen, schlug den Bukarest«- Be- 
hörden vor, einen Teil seines Gehal- 
tes (etwa 350 000 Mark imJahr) abzn- 
hefiem, um einen Status zu oreichen 
wie Tennis-Ster Die Nastase. Verge- 
bens. Raducami, Major da rumäni- 
schen Armee, war nach seina Flacht 
zn fünf Jahren und acht Monaten Ge- 
fängnis verurteilt worden. Wmie und 
Auto wurden beschlagnahmt 

Raducanus Leistungen waren stets 
abhängig von seinen Gefühlen. In 
griten der Hoffhung, nach wwm 
neuen Ausreiseantrag für Frau und 
Sohn, erhielt er das Prädikat „Welt- 
klasse", warn er Heimweh und wie- 
der «nmai fan g» mit Nicottna telefo- 
niert hatte CTekfbnrechnnng bis 1000 
Mark im Monat), ließ er Kopf und 
Schultern hang en nnd lief müde d?*» 
Ban hinterher. 

Warum die nnnänischen Hrtyfrifon 
Frau und Sohn plötzlich mm doch 
ausreisen ließen, bleibt rin Rätsel Ni- 

enlrna HmhiMiTm: , ,Trft hriram maman 

Paß und die Ausirise-Auffintlerung, 
durfte aba in eine Reisetasche nur 
das Notwendigste einpacken." 


STANDTUNKT//mfoA:g im Fußbaü - sanfter Weg oder Härte? 


A ls er noch auf da Matte stand, 
damals, als «hn die Japaner den 
hlnnA»» Samurai nannten , «ier hWff fa 
■'er durch zweieriri Dinge: durch üba- 
fall a i tig e At te dren oda durch zähes 
Gerangel - dem Gegner Mteb dabei 
meist die Puste weg. Aha Funktio- 
när Im Deutschen Judo-Bund (DJB) 
wurde, glich seine Tfcktik auf dem 
steten Weg nach oben der auf der 
Matte. Die Methode hatte Sinn: Klaus 
Glahn, 42 Jahre alt und noch iwmwr 
Deutschlands renommiertester Ju- 
doka aller Zeiten, erklomm die Posi- 
tion eines Vertiahds-VizepriUiden- 


ten. Nun hat er das Metier gewech- 
selt: Glahn wurde Mawagw des - ab- 
stiegsbedrobten Fußbatt-Bundesli- 
gaklubs aus Biaunschwdg. 

Magenbitter-Mast, Glahn« neuer 
Dienstbar, hat gesagt, wanim er den 
Judokämpfer an die Spitze seina 
FtaßbaUabtaDung stritt: „Glahn ist ei- 
ne sportliche Kapazität Ich bin si- 
cher, bei ihm ist die Tour da Strei- 
ebdemheiten durch unsere Mann- 
schaftsleitung vorbei 8 Ob sich da 
T Jkdr- I ieferant da geirrt hat? Glahn 
schlug ganz andere Töne zur Amts- 
übernahme an: „Mit dem Knüppel 


werde ich nicht dazwischenschla- 
gen.“ Der sanfte .Weg als langer 
Marsch? 

Man aottte rieh da nicht täuschen. 
Glahn hat nämlieh so ganz beiläufig 
auch gesagt „Bisher sind nicht alle 
sportlichen Substanzen ausgereizt 
Die Mannarfa aftfiKpiripr müssen fer- 
nen, wie ein Emzdkämpifer sich bis 
zuletzt auszugeben.“ Das genügt fürs 
erste als Programm, denn da große 
Blonde- müd in da Art, aba hart in, 
da Tat - wird den Braunschweiger 
Spidern demnach emhimnen , was er 
als Judokämpfer gelernt hat Wenn 


schon mal ko, dann wenigstens ste- 
hend kjx 

Ob das rekht? Ob die alte Judo- 
Wdsheit ^rst ach sdba besiegen, 
dann den G^ner 8 ein Rezqit fiir den 
Abatfegskampf von Fußballprofis 
«wn kann? Gfahn« Ensatz, so 
schanfs, verdient auf alle Fülle 
Respekt, denn verlieren kann er da- 
bei viel Aba auch das kann täu- 
schen. Denn Glahn hat nip V&nban- 
que gespielt Er hat zwar oft alles auf 
eine Karte gesetzt, doch war er dann 
auch im Besitz des höchsten Trump- 
fes. KBL 


SCHACH /WM - - 

Karpow ahmte 
nurKasparows 
Spiel nach . . . 

LUDEKP ACHMAN, Beim 
Zwei Dinge sind an da 39. Partie 
da Schach-Weltmeisterschaft zwi- 
schen Titelverteidiger Karpow und 
Gam Kasparow erstaunlich: Karpow 
ahmte in da bereits »um Überdruß 
wiederiioitai Tartakowa Variante 
mft eina unwes ent li chen Zugumstel- 
hmg den Aufbau seines Gebers aus 
da 38. Partie nach, ohne Neues ent- 
deckt zu haben. Und er setzte die 
Partie ohne reale Gewinnchancen 
fort, obwohl beide Gegoabisha ge- 
wöhnlich sehr schnell ein Remis ak- 
zeptierten. Ring neue Taktik? Die 
Partie wurde im 4L Zug abgetan- 
.eben. - 

Me Notation (Weiß Karpow, Da- 
mengambit): LSß dä, %M Sfß, 3x4 
eS, 4JLgS Le7 f 5JSc3 h6, 6Xb4 M, 7x3 
M, &Le2 Lb7, 9JLxfS Lzffi, 18xxd5 
exd5,lLM... . « 

In da vorangegangenen Partie 
setzte Kasparow sofort mit b4 fort. In 

mrinwi Anm<»Tknngffn erwähnte ich, 

daß Weiß diesen Vorstoß verzögern 
kann. Nur «MT}«*™ pingignn Zug hält 
sich Karpow an diese „Empfehlung“. 
lL...Sd7, 12JM... 

Nun kommt es zur selben Stellung 
wie in da vorigen Partie. Die mög- 
liche A lter n ativ e ist 12.TcL 

12.. .. e5, 13.brc5 bzcö, Z4.Tbl 
1x6, 15Xb5Dc7, 16J)c2 Tfd8, n.TTd 
Tabg, 18x4 Dd6, 19Axc5 ■ SxcS, 
26Xxc6Dxc6,2LSb5Le7,2SJSxa7... 

Erst jetzt weicht Karpow von 
Kasparows Spiel in da letzten Runde 
ab -seine Fortsetzung ist noch harm- 
loser als Kasparows 22. PS. 

22.. ..D&61 

Besser als sofort Daa4, 23X)xa4 
Sxa4, 2LSc6 Txbl, 25.Sxe7+ Kfö, 
26.Sg6+ fiegfi, 27.Txbl und Schwarz 
hat im Endspiel Schwierigkeiten. 

23J5b5 DxmA, 21Dxa4 Sxa4, 
25 lS£U Td7, 26JSc6 Tb6, 

Trotz des isolierten Damenbauers 
hat Weiß keine ernsten Gewinnchan- 
cen. Nach Eroberung dieses Bauern 
wäre ein Remis bei 43 Bauern an 
ernenn Flügel unwahrscheinlich. 

27.Sbd4 US, 28.Tzb6 Sxbß, 29.Tbl 
Sal, 3lg3 Se5, 3LKg2 gfi, 3&SD Td6, 
33JSed4 Se6, 34-Tb8f Kg7, 3S.Sb3 
Td7, 38.ThS 1x3, 375cl SgS, 3&Se2 
Sei, S9.Tb3 Tc7, 4A.T!>5 Td7, 4LS« 
abgriwochaa. 

Zwar geht rum 41 d4 nicht - 

wegen 42xxd4 Lxd4, 43.Tb4 mit Figu- 

rengewina Aba 41 SfB ist eine 

völlig ausreichaide Verteidigung. 


RALLYE 

Porsche richtet wl - 
Luftbrücke für 
Ersatzteile ein - 

sid, Tamanrasset 
Porsche scheut keine Mühen, um 
seinen von Defekten gebeutelten 
Werkteams bei da Rallye Paris-Da- 
kar zu helfen. Vorstandsmitglied Hel- 
mut Bott hat mit einer kurzfristig ein- 
gerichteten Luftbrücke Speziaheile 
nach Tamanrasset (Algerien) ge- 
bracht Es handelt sich um die Bolzen 
da oberen hinteren Dreieckslenker. 
Weil diese Fahrwerkteile der zu 
schwachen Hinterachse mehrfach 
brachen, wurden die erstmals einge- 
setzten Wagen des vierradgetriebe- 
nen Typs 959 von Jacky Ickx (Bel- 
gien), Ren£ Metge (Frankreich) und 
Jochen Mass (Bad Dürkheim) weit 
zuiückgewor&n. 

Bei Porsche las sich die Serviceli- 
ste wie eine Aufzählung von Total- 
schäden. Ickx 1 Wagen meldete zwei 
abgerissene Qualenkerbefestigun- 
gen, Metge Bolzenschaden am Quer- 
fenker, Mass beidseitig abgerissene 
Hmterachsträger und einen komplet- 
ten Bruch des Hinterachsquerträgers. 
._ Die von Bott mitgefuhrten Ersatz- 
teile yinrf im Porsche-Versuchszen- 
trum Weissach in Sonderschichten 
angefertigt worden. Statt Aluminium 
wurde Stahl als Werkstoff verwendet 
Porsche-Rennchef Peter Falk: „Beim 
Tasten sind immer die hinteren Len- 
ker gebrochen. Die haben wir ver- 
stärkt Jetzt brechen uns die Bolzen, 
weil wir feida die zweitschwächste 
Stelle nicht gefunden haben." 

Nach Behebung da Schäden be- 
gann die Aufholjagd da Porsche- 
Teams. Ickx gewann die 239 km lange 
Sonderprüfung von In Aroguel nach 
Tamanrasset Da französische Vor- 
jahressieger Renö Metge belegte hin- 
ter Jean-Pierre Jarier (Frankreich/- 
Mercedes 280) Platz drei Jochen 

Mn « m; fa-nm alfarriingg nicht nwtPT die 
ersten zehn. 

In da Gesamtwertung behauptete 
da belgische Opel-Fahrer Guy Col- 
soul die Führung. Da ehemalige 
deutsche Rallye-Meister Erwin Weber 
(Opel Manta) fiel vom dritten auf den 
fünften Platz zurück. Sein Rückstand 
auf Colsoul beträgt 44 Minuten. We- 
ben „Die Pisten sind brutal hart, mit 
unseren Wagen aba gut zu fahren. Im 
Wüstensand wird das auch mit Zwei- 
radantrieb weitergehen, solange man 
nicht den Schwung verliert. Notfalls 
muß man so lange im Kreis 
hierumfahren, bis man die beste Pas- 
sage gefunden hat" 





Wegen Aufgabe unserer Möbelabteilung 
vermieten wir In 

Pforzteifn 

neben unserem Warenhaus den 

Verkaufspavillon 

* von 700 m* in der FüBgflngerzone. 

Das Objekt ist besonders für gastronomische 
Zwecke geeignet Auch eine Anmietung der halben 
Räche von ca. 350 m 2 ist möglich. 

Mietpreis ca. DM 50,- pro Quadratmeter. 

Schriftliche Anfragen erbeten an: 

HORTEN AKT1EMQESELLSCHAFT, 
Liege nscha ften 

Am Seestern 1 , 4000 Düsseldorf 
Tel. 02 1 1 / 5 99 07 77 Oder 5 99 07 57 


UntonnhnmisvBfiitliiluny 

■SonmetNr. 06743/2688, Oben* II 
6533 BacteHOCh, Telex 42327 


Ihren Betrieb 


Von Privat 

Wohnten« ■ in unvertwubarer 
Hanglage, zentral gelegen (zw. 
Köln - Bonn) zu verkaufen (3 n 
Woh nungen m Bg itcta )- Bvötn 
audi auCatt oder Reatanrant zn 
flihre n. 

Angeb. erbeten unter Y 12333 an 
WELT-VeriM, Postfach 100884, 


Cosftq Rteö 

Die Schweiz in Bflttebnnerika! 
Seil 1948 kein Mffittr, immer 
Frühling, fai»» Doppelbe- 
steuerung. Sichern Sfe »^Ih- 
ren zweiten Wohnsitz oda op- 
timale GeschMtsvertrindun- 
gen. 

Zasc hr. e rbeten unter C 11 877 
an' WELT-Veriag, Postfach 
-• 10 06 M, 4300 Rasen. 


KapH ala n l e gcr 


Z w — o wm ils lu a— g w 5 Mp 
«fH— ä Tl n rt inbe ct , WM 


gern fa 


7 b— I. 

WohnDScbe jeweils 70,47 m 1 , 

1 Bruttomiete p.a.]eweflB ca. DM 
gerichthch festgesetzte Verkehnwerte DM 120000,- bis 138 000,-. 
Die Wohnungen sind langfristig vermietet und können einzeln u. U. 

...günstig erworben werden. •' • 
Versteigerungstermin beim Amtsgericht Hameln, Zehnthof L, Saal 
120,am8.3.1S85,9Ulxr.- 

Auskftafte «teilt erstra n gige Hypo thekenb ank unter Telefon 
02 21/ 57 21 -4 94, Montag bis Freitag von 9 bi« 15 TJhr. 


■Ov 9eM maß vsnüomi! ■ 

Wir tßbeB fl mwi konkrete Tips und E nt - 
■WgPtfUai Ste un«f Ein ko- 

■ JVr*e<jhoEß«nent vt» 


aMdHaet 

Mkda 

. Beftör 


fir Sie bereit 


Potfacft 148. am Hftmrtmg 


faküDKMU, 8BKLDL T#L 00 43 / 52 U H 
20m 41 SB; 0D43/32 22/2 MB. 


Gaben Sie bitte die 
Vorwahl-Nummer . mit an, 
wenn Sie in Ihrer Anzeige 
eine Tetefon-Nummer 
nennen. 



niranZo/Verwait-Lefter - 
BetHebswirt (58) 

B J. in ungek. Pos. (Mnz.- Volhn.), davor 8 J. EDV OrgajTrogr. bei ED V- 
HcRtdfer. geL Kfm. L Steuer-, WirtmL-Beratung, umt Ite i m t nfa ae im 
Aihtcgi. HeAl, Arb.-s Sozialrecfat. Pinanzierung P echt, t l rfier in Pera.- 
AuswahL Zum 1. 4JL 7, 85 stwhe fch dne neue Anfgabe. 

Angeb. unterD 12 338 an WKLT-Verfag. Postfach 10 08 84, 4300 Kssen. 


CtesiehÄ^Kiliref 

des T i' M j i ito Hw towMi hi HiwBi «derer ji iM «BHn li »rt en dectrefaen Cro fai ll ig wnh a u ert 
mv< . iwpui ty irt JwM jg ftp fTtitow meh erfolgreicher T Bu f krü neue sn- 

aprocfaiTOae Anftwt- and PTte WIginnf g ab i« hn ln- oder ibalna 
43 Jshre.Afaalenilla, Dt «ttnaU besonders hewB^eb und bda«tt«r. 

Senettfae ntkkdt: Letttmc aBer Pire h J * sowie mUn « Bg fflr 

Jiwp .faM w w Vfrtef. mb besten J tofmriw« . 

- Sgradsm: Detrfyh. ftigHirh. PcrtogtesfacfatSpsnlscfal - 
Ans^wVnmnirSLT-Verfag,PWtfMfat0reM.4»O 


mit fiber 20j^^^BeSedUt- 
nmg in Wrnwwg , Pw ^HMmg 
und Bau a usf ü hr u ng von adtiffis- 
seUotigen Industrieanlagen (In-' 
dien, GB, D, Südamerika), sucht 
geeignete Stelle Im Anlagenbau 
oda m. Bau- und Consultingfir- 
imrf schreibt ffir 
BendlBngBsch mid Spanisch. 

7whrpen an- 

MM Seda St 

M 


O — ehö ftf c u w, It l> 

lefat ang sodentierter Madrar 
frei für neue Aufgaben, wm 
wi eder aktiv werden, ev. auch 
abHUarbetta. 

Ans. u- T 13372 an WELT-Ver- 
lag,PostllO 08 84, 4300 Essen 


ORGANISATION / RECHNUNGSWESEN 

Kaufmann, 45 Jahre, unternehmerisch geprägt, kostenbe- 
wußt, Führungserfahrong, seit 15 Jahren erfolgreich in der 
Entwicklung und Realisierung komplexer ED v -Anwendun- 
gen im SB-, C + C- und Versandhandel mit 'Schwerpunkt 
Waren Wirtschaf tss ysteme/ Ibdu mwgw tt M i, ungekimdigt, 
sucht Ges am t vounlwu rtung Orga.-EDV und/öda Rechnungs- 
wesen/Verwaltung im Raum Hamburg/Lübeck. 

Angebote erbeten unter B 12 336 an WELT-Veriag, 
Postfach 10 0864, 4300 Essen. 


Bankdirektor 


FIHallezter, DipL-Kfux-, Anfang 40, verh_ versiert in allen Sparten 
des Bankgescbäftes mit dem Scbwerpunkt der Betreuung und Ak- 
quisition anspruchsvoller Flnnenkunaichaft, sneht neue Aufgabe in 
ratende* Position im Kreditge w erbe (Batun Hannover, Hamburg, 

’ Schleswig- Ho l stein ). 1 

7.mn-hr. erb, unt P 13 347 an WELT-Veriag, PostL 10 08 64, 4300 Essen 


Verkehr und Infrastruktur 

DDNw-INCL, 48, mdbr^aadiig, hmgffibrige Ansjandserfahnmg. 

• CONSULTING Verkehrswege und intexdiszipiin&re 
Infrastrukturprojekte, 

• Projekt-Management und technische Hilfe 
sneht neue A u fg abe . 

Zuschr. u. E 12339 an WELT-Veriag, Postfach 100884, 4300 Essen. 


Houptmami / DipL-Pfldogoge 

Zeitofftzier; 32, crfolgrrfch in Fflhrung, Organisation. Ans- n-Weiter- 
bOdung, kooperations- u. begeüsterungBllfilg, flexfbel, höbe Bundes- 
whm ihtpIi4hii » n^ gute KogUich- myj m i fhn n flMp AansBsiscli- 
kenntnisse, sucht ab L 7. 85 (Einarbeitimg unter Nutzung von 
Ffedexungteo^icfakeiten durch (fie Bundeswdir ftb sofort möglich.) 
v e ra n t w ort u ngsvolle und ^fordernde Tätigkeit, die neben pädagogi- 
i Geschick anc 


■ehern 


atkmstalent and 


Angeb. unter V 12 284 an WKLT-Verlag. Postfach 1008 84,4300. 


Dipf.-Wirtsch.-lng. / KapHäitspatent AG 

Seit 1968 bei gr. int. ÖlgeseUschTReederei, Erfahrung mit Rohöl- und 
Produktt ankern sowie Entwurf/Einbari/Betricb/Klassen abn a hm e 
wm COW-/CBT-Systemen nach. MABFOL 73/78, sucht neues Betäti- 
gungsfeld. EngL fL Wort u. Schrift, gute FnmzBsischkenntnlsae. 

Angebote erbeten unter X 12 266 an WELT-Veriag, Postfach 10 08 64, 
4300 Essen. 


Marke ti ng- 0. 
Vertriebtlelter 

DipL-VoIkSw. U staatl gepr. 
Übersetzer, 41 J-, aeft 10 J. MttgL 
dL Gesqhöftaleitung in mittei- 
gtänd. ■ Konimngatenintenirii- 
men ridt breitem Aufgabe 
bfcct, iwebrjiihr Rrfahm ng in TlK- 
ICarkenartikel-Wettfirina, 
fließend in Wat n. Schrift (2 Ji 
ze PSA/Engfarad), Franz, sucht 
für Jetzt od. dritter neue Füh- 
vor z ugB w eise 
Hessen. 

Zuschr. u. W 13 353 an WELT- 
Veriag, Postf. 10 08 84, 4300 Essen 


. - Aküvan ffaaubkr 

Kaufmann 

Abitur, 32 J. 

AadandseEfelünig 

fthrungin: 

— iw d wiiBi'it.l Akqnixüion 
-Befrachtung Operatfng, Shipmana- 


-P-fc 

henr Enrflsch (perfekt), Frxnzö- 
unil Tfn H^ rvW h n wwi k4- 

Iqusten Wrkungstreii. 
Angebote unter V Ö3» an WKLT- 
Vafag, Postfach 10 08 94,43W> 


DIpL-Kfm. 

Dr. rer. pol. 

Anf. 30, ungek, nmfax^hrige Er- 
fahrung in verantwartL Position 
auf den Gebieten Beteüfgnngs- 
controlüng, UntenaehmenÄe- 
nrtung, Flarmng. verhand- 
—Jlgsridere 
sticht anspruchsvolle nette Auf- 
■ gäbe. 

Zuschr. bl G 12363 OB WELT- 
Veriag, Postf. 10 08 84, 4300 Essen 


mit Erfahrung fan AuSendleiist, enga- 
wnH SUCfat SBICU, 

Branchen)l 

Aageb, erb. unter C 12399 an WELT- 
V«b* POStfKh 100964, 4300 “ 


DobmucM 
vlelswltige PwWOi 

Kennte, pt fe» 1 med. Fariuichfamg. 

- perl Hausfrau u. K&chin-flex. 

- kün. versiert - Bindernarr. 
tieri. - P fe rdev e n rt . - pa sofort. 
Ang. n. W 12285 an WELT-Valag,; 

Postfach 10 08 84, 4300 Eoen 


USA 

Dr^ng, 41, varti^ sucht FÜhrunua- 
autgabe In ainani MMtslbetrM) an 
Südosten dar USA. 

Erfahrung: Aufbau von Fabrikant» 
gen von dar Planung bis zur Pro- 
duktion. Lattung dM VMcaufa, dar 
Administration, Finanztamng und 
Produktion. - 
IMgML- 14 Jahr» Füfmmgspoattk>- 
nan In Deutschland. Südafrika, 
Brasilien -und USA bi dort 
Werkzeugindustrto. 

Sprachan: Englisch, Portugiesisch, 
Französisch. 

Ang. erb. u. H 12364 an WELT-Veriag, 
Postfach 10 08 64, 4300 - 


Ratioiialltiomiagt- 
tochofktr 

lang). Rrf- , ZBVIn AV bl IE. AdÖ-| 
qute Aufgabe per sofort gesucht. 

erbeten unter K 12343 
I- Verlag, Postf. 100884J 
4300 Essen. 


A ttBm i h m n h Udm , wrtbl 

(27), EngL FtauL, SparL, mehrj. 
Ans hmd s w t in Frankreich u. 
USA. Fachkenntn. in Kode yl 
T extil' jurisüsrfie ' ' itwintni«.. ' 
Vielseitig interess^ flexibel und 
belastbar, unnhhflngig. Suche in-j 
toessantes Aufgabengebiet vor- 
zufinden oder aufzubauen. So- 
fort oder später. 

Ang. u. L 12344 an WELT-Veriag, 
Postfach 10 08 64, 4300 Essen 


■ EHPOSTKAUFMANN ■ 

53, engl verhendlungarfchar, nach 
|H|retemm Tätigkeit im Anlaijen- 

■Mdiift inÄSOm 


mgfitc 


und Asien, z. Z. im An lagenexport 
tätig, sucht interessante Bescbafti- 

gwng Im i mfa iiil 

Ang u. Y 12287 an WELT-Veriag 
Postfach 1008 84, 4300 Essen. 


fefriu 


rii 


48 qualifiziert, gewandt im Um- 
gang mit mit OrgBnlSB- 

tfamstalent, sucht adäquate Stel- 
lung. . 

b. unt. M 12345 an WELT-Ver- 
Fostf. 10 OB 64; 4300 Essen. 




Suchen Sie den Mann für die 
USA als 

Nle dw Iq m iBgofelttr 

für den Anstian des vorhandenen 
Vertriebsnetzes, oda suchen Sie 
für die Produkteinführung den 
Mann der .ersten Stunde mit ent- 
Kenntntoen und 
ngen sowie nachweisba- 
ren Erfolgen im US-Marfel? 
Dann schre iben Sie unter C 12337, 
an WELT-Veriag, Postfach 
10 08 64, 4300 Essen. 


. MpL-lag. 
ArcMtefctW-HocUtt» 

38 J-.verfa, Betonbauer, 10 J. Beruf-! 
serfahrung, bisherige TSUgkaeit 5 J. 
Türkei, ca. 1 J. Saudi-Arabien. PJa- 
nung u. Bauleitung im Wohnung^ u. 

Verwaltungsbau, Fearibility-Stu-J 
djr-Isoüergtasproduklion, sehr gute' 
türkische u. cngL Sprachkennl 
»cte neuen Wirku n gs k r e is. 
unL N 12346 an WELT-Ver- 
PostL 1088 6i 4300 Essen. 


Baktionikftf 

(AhcchlnfiitsetLxepcüfterTediiuker}, 
ArabEtcb, Deutscb, 
deutsche StaatsugahBrirfiatt. 34 J„ 
FBteersch. EL HX, sucht Arbeit fan 
Seim H a mb u rg n. Si-hU« mtg.TtnM*tw 
Angeb. erb. unter P 13390 $n WELT-I 
Vertag. Postfach 10« 84. 4300 


LOGISTIK 

32- J-, WL-teg- promoviert, mehrjührige UniversitStstiitlgkeit im 
Bere i ch Eemehuw»inach»ft/T 2 Jahre Stab in Warenvertei- 

hmgarganlsation (angekündigt), sucht neue vera n t w ortungsvolle 
Angabe im VextrieMrarrfdi oda im tectedsch-kBufinanniscfaen 
Bereich rfne« logistisdien Betriebes. 

Angeb, p. F 12362 an WELT-Valag; 10 0864.4300 Essen 


FÜHRUNGSKRAFT 

47 Jahre. ■ vezta- mit laiigJilirigR UGnosni den Gebieten Materialwirt- 
schaft, Av Fertigung; Montage, Service rnttEDV-Anwunhmg interessan- 

• ten Wirkungskreis. Ortsgebunden im GzoSratun Hamburg-Holstein. 

Aageb. erb. u. X 12334 an WELT-Veriag, Postfach 100864, 4300 Essen 


Logistik- u. Org.'Fachnumn 

Ifittc 40, drnuäsch n. brtaithr. sucht reuuSwotlao g w elle F&hrtmrsjmigabc. FtwBerte 
tedMAte toaW M r faftaiaagB.Owaroatovw Ws iret»wrtellnntnyst«neBCfttet< Hens t f l 
in Vnn««w™ he<t mit ladnst r ie- u. Venandmodd. PenonslfQliRings-, EDV- tmd Kunden- 
ia»»i«t»rf «iiwTin Kicfal w mcbu alea 

Angeb. n. Z 12» an WELT-VerhgJaitfmh »QBM, OW Ebko 


fembefef VBricMer 

fiir Spezteiproduirle (Invcsttttonsgöter 
myl >hwwlä«t# Produkte), DipL-Kfm, 
29 J, gute Befezemsn, internationale 
Erfahrung engL 

sucht nach zweijähriger Selbständig- 
Mt Wffhw™lp Anntrilmig. 

Angeh. u. N 12388 an WELT-Veriag, 
Postfach 1009 94, 4300 Essen 

Geschaftsstellenlelter 

da Text- and Informationsvier- 

ändern. Hegion: Nordrhein- 

Westfalen. Branchenerfahrung: 
12 Jahre. Managementaufgebe: 4 
Jahre. Atta: 35 Jahre. 

Ang. u. E 12361 an WELT-Veriag, 
Postf. 10 08 64, 4300 Essen 


ENpL- Betriebswirt/ 
Bikmzbuchhalter 

37 Jahre, langjährige Erfahrung im 

Rechnungswesen und in da Ver- 
waltung, sucht neue verantwor- 
tungsvolle Aufgabe. 

Ang. u. S 12 371 an WELT-Veriag, 
Postfach 10 08 64, 4300 Essen 

■ RuAmkidi 

mit Auto u. Triefen sneht im Groß- 
raum Hannover noch Wartungsanf- 
trflge f. jOgtomaschinen etc. 
Zuschr. u. B 12304 an WELT-Veriag, 
POstf 10 08 84, 4300 Essen 



NpL-firafflc-OesteBrin 

sacht Arbeit, Englisch- u. 
Schreibmaschinenkenntnfsse. 
Zuschriften a P 12 303 an 
WELT-Veriag, Postf 100884, 
4300 Essen. 



34, mehrjährig «ndl erfolgreich 
tätig als EDV-Vertriebsbeauf- 
tragter, gute 

se, sucht neue verantwotungB- 
voQe Position. 

Angeb. erb. u. 0 12 373 an 
WELT-Valag, Postfach 

= 10 08 6474300 Essen. 

Architekt 

mit langjähriger Berufserfahrung, ab- 
gMChlom TlschlezausbOdung, bisher 
selbständig sucht dringend Tätigkeit. 
Besondere Stärken: RenovJSanfenmg. 
fmwmiitMii, Planung «wvt WnntfUwng 
Angeb. erb. unter A 12337 an WELT- 
Veriag. Postfach 1008 64. 4300 Essen. 


Bewerber auf 
Chiffre-Anzeigen. . . 


. . ; bitten wir, die Chiffi^^Nnmmer auf jeden Fall deutlich 
sichtbar außen auf dem Umschlag zu vermerken. 

.Gelegentlich erreichen uns Zuschriften ohne Angabe 
der Chiffre-Nummer. Um sie an die Inserenten weiter- 
leiten zu können, müssen wir sie öffnen. Das kann zu 
Mißverständnissen führen. 

Also daran denken: Nicht nur innen im Anschreiben, 
sondern schon außen auf.dem Umschlag die Chiffre- 
Nummer angeben! 

Herzlichen Dank. - 


DIE • WELT 

OHBBAKICE «CBUUTW« PC* DEUTSCHLAND 

Anzeigenabteilung 
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Diskussion 
‘über die 
Kontaktsperre 

■ Fortstttzong von Seite 1 

begrüßte der rechtspolitische Spre- 
cher der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion, Fritz Wittmann, ausdiücklich 
die Wemitz-Überk^ungen. Sie stün- 
den allerdings „in krassem Wi- 
derspruch" zu einem jüngst von 'der 
SPD vorgelegten Gesetzentwurf. 

Fast genauso wie heute verliefen 
auch die politischen Fronten im 
Herbst 1977 bei Erlaß des Kon- 
taktsperre-Gesetzes, das wie die übri- 
gen Regelungen zur Bekämpfung des 
Terrorismus endgültig unter den 
Eindruck des Mordes an Hanns-Mar- 
tin Schleyer und dessen Begleitern 
entstand D amals gab es im Bundes- 
tag breite Mehrheit aus Union 
und SPD mit abweichenden Voten 
«ner so zialdemo k ratischen Minder- 
heit und in der Koalition mit der SPD 
noch verbundenen FDP-Abgeordne- 
ten. 

Das jetzt aus der Vergessenheit ge- 
holte Gesetz ermöglicht es, inhaftier- 
te Personen befristet von jeglichem 
Kontakt mit der Außenwelt und mit 
inhaftierten Gesinnungsgenossen ab- 
Misnhneirien, wenn „eine gegenwär- 
tige Gefahr für Leben, Leb oder Frei- 
heit einer Person“ von einer terrori- 
stischen Vereinigung ausgeht Wah- 
rend der generell auf 30 läge einge- 
schränkten Frist dürfen auch keiner- 
lei Besuche der Anwälte ermöglicht 
werden. 

Gerade dieser letzte Punkt war da- 
mals strittig. Die FDP hatte wahrend 
der zweiten Lesung des Gesetzes 
überraschend den Antrag einge- 
bracht, Pflichtverteidiger von dieser 
Kontaktsperre auszu nehmen. Sie 
wurde jedoch gemeinsam von Union 
und SPD überstimmt Zu dm Sozial- 
demokraten, die 1977 ihre Ablehnung 
. des Gesetzes durch Stimmenthaltung 
ausdrückten, gehörten fest alle Ver- 
treter des linken Flügels, u. a. Peter 
Conradi, Harald Schäfer und Heide 
Simonis. Bundestagsvirepräridentm 
Annemarie BengCT mahnte damals in 
einem Zei tungsartikel ihre Parteige- 
nossen: „Wehret den Anfängen!“ Es 
sei felschlich der Eindruck erweckt 
worden, als ob „der Rechtsstaat aus 
Gründen der Tenozismusbekämp- 
fung unterhöhlt“ werde. An dieser 
Argwnentationslinie entlang wird 
voraussichtlich auch jetzt wieder 
argumentiert werden. Die Regierung 
hat Justizminister Engelhard den 
Auftrag zur Überprüfung des Kon- 
taktsperre-Gesetzes gegeben. 


Delors will vor allem das 
EWS weiterentwickeln 

„WährungspolMk eng mit Arbeitslosigkeit verbanden" 


u m.Tm .mttadt.fr, Brüssel 

Die Weiterentwicklung des Euro- 
päischen Wähnmgssystems (EWS) 
zählt zu den wichtigsten Zielet, die 
sich der neue Präsident -der EG-Koro- 
mission, Jacques Delors, gesetzt hat 
In seiner ersten Pressekonferenz in 
Brüssel lieft Delors jedoch erkennen, 
daß er nicht an spektakuläre neu e 
Initiativen denkt , sondern an gedul- 
dige Überzeugungsarbeit mit Bonn 
und anderen Hauptstädten. 

Die Gründung des EWS sei die ein- 
zige bedeutende Neuerung in Europa 
im letzten Jahrzehnt gewesen, sagte 
der frühere französische Finanzmioi- 
ster. Es dürfe schon deshalb nicht in 
ein „Museum für Entdeckungen“ ge- 
steckt werden. Die Gemeinschaft 
könne es auch nicht mtassen, daß 
sich die private Verwendung der Eu- 
ropäischen Währungseinheit (Ecu) 
„in anarchischer Weise“ entwickle. 
Als deren Schöpferin habe die Euro- 
päische Gemeinschaft direkte 
Verantwortung. 

Nach Meinung von De lors w ürde 
eine Konsolidierung des. EWS nicht 
nur einen wesentlichen Beitragzu ei- 


ner staMeren internationalen Wäh- 
nmg riargtpTUm, sondern 
anfhlKnorhaTh (fer Ge meins chaft das 
Wirtschaftswachstum fördern. Es ge- 
he zwischen den Problemen der Wäh- 
rungspolitik und der Arbeitslosigkeit 
„eine engere Verbindung als man 
glaubt“. Davon müsse er allerdings 
die Regierungen noch überzeugen. 

. Insgesamt steht Delors seine Ein - 
flu RTnSgKrhketo»n realistisch. Er wol- 
le weder ein Schau steifer sein noch 
unüberlegte Versprechungen ma- 
chen, noch werde er einem „Euiopes- 
simigmus“ verfallen. Die Aufgabe der 
Kommission sei es vor allem, als Mul- 
tiplikator zu wirken. Eine program- 
matische Erklärung will Delors, der 
gestern eine Delegation von Unter- 
nehmern empfing am 14. Januar vor 
Ham Straßburger Europapariamaat 
abgeben. - - 

Von den 14 Mitgliedern der EG* 

tCnmmisginn haben pur drei (der 

Deutsche Karl-Heinz Naijes, der Rar 

iieppr IjO renTn Nntnli und der Hollän- 
der Frans Andriessen) schon bisher 
der Europa-Exekutive angehört. 


Weiter Schweigen in Genf 


• Forta» turog von Seite t 

mit befaßten B eamten imd Politiker 
einen Revers unterschreiben, in dem 
sie sich verpflichteten, jede Mittei- 
lung an AnBpnstPhendp hn Zusam- 
menhang mit derVerhandlungsmate- 
rie tu unterlassen Dahinter gtand das 

Motiv, den Sowjets diesmal weder 
propagandistische Vorwände noch 
w rhandliinpdaktigchp - Vorteile 
durch in Washington sonst weit ver- 
breitete Indiskretionen zuzuspielen. 
Diese Aktion hat, bisher ausgezeich- 
net funktioniert 

So kam es, daß im amerikanischen 
Pressenzentrum im Geifer Intercon- 
ti-Hotel gestern nachmittag noch nie- 
mand wußte, ob und wann eine Un- 
terrichtung der akkreditierten Kor- 
respondenten über Verlauf und Er- 
gebnisse der zweitätigen Außenmini- 
stergespräche stattfinden würde. . 

. 

DW, Moskau 
Die sowjetische Presse hat gestern 

di» flwita’ fanun he. 

achtet Das Parteiorgan „Prawda“ 
und alle ander en überregionalen Zei- 


tungen veröffentlichten lediglich eine 
vier Zeiten lange Meldung der amtli- 
chen NaehrieM»nag«rtin ‘ TaSS, die 
Gespräche über Rüstungskontrolle 

hatten begonnen Tn de n Fe mseh- 

nachrichten wurden die bdden Au- 
ßenminister nur kurz zusammen in 
der sowjetischen UNO-Botschaft ge- 
zeigt 

Unterdessen wurden in der ^Praw- 
da“ . die Ang riffe auf die amerika- 
nische Rüstungspolitik und vor allem 

auf Präsident Ttnnald feagans Pläne 

für ein im Weltraum stationiertes Ra- 
ketenabwehrsystem fortgesetzt Pro- 
fitable Verträge, die die US-Luft-und 
Haiimfehrtmdngfarip erhalten habe, 
fehlten bei den HereteDem zu einem 
großen Interesse, das System auch zu 
entwickeln: „Es ist völlig absurd, an- 
zunehmen, daß j emand in den Chef- 
etagen der Korporationen des militä- 
risch-industriellen Komplexes auch 
nur für einen Bruchteil einer Se- 
kunde «if die Tde» kommt, bei der 
Lösung des drän gends ten Prob lems 
der Menschheit freiten - das Wett- 
r üsten emwisrhranlren. “ 


Gesamtmetall setzt 



PETER GILLIES, Bern 

Im Rechtsstreit um die Zulässig- 
keit von Warnstreiks wollen die Ar- 
beitgeber der Metallindustrie keines- 
wegs anfgebeh, sondern mit aller 
Fneigje eme korrigierende Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts 
erwirken. Aus Gründen dar Prozeß- 
Ökonomie zogen sie jedoch ihre Revi- 
sionen vor dem Bundesaibeitsge- 
richt, wo sie gegen die IG Metall un- 
terlagen, zurück. 

Durch verwirrende Meldungen war 
in dieser Woche der -unzutreffende - 
Findrnrir ents tanden, als würden die 
Arbeitgeber in dies»- Frage vor der 
IG Metall rechtlich kapitulieren. Die- 
sem Findmrfr widersprach der Ge- 
samtverband der TnetaTHnrins t rfeTien 
Arbeitgeberverbände (GesamtmetalD 
gestern ausdrücklich. 

Der Erste Senat des Bundesarbeits- 
gerichts (BAG) hatte am 12. Septem- 
ber 1984 überraschend deutlich Warn- 
streiks für zulässig erklärt Ferner 
sprach das Gericht den Arbeitgeber- 
verbänden ein vearbandliches Klage- 
recht ab. Damit setzte sich die IG 
Me fe»Ti gegen Gesamtmetall durch, 
und die gewerkschaftliche Taktik der 
„neuen Beweglichkeit“ war arbeits- 
rpo hjliph l egitimier t 

In der Klag » ging es* um Warn- 
streiks des Jahres 1981 mit Schäden 
von rund 110 Millionen Mark. Das 
Gericht wies die Klagen der Arbeitge- 
ber mit der Begründung fehlenden 
rechtlichen Interesses zurück. Unbe- 
gründet sei auch dar GesamtmetaQ- 
Antrag, Warnstreiks vor dem Schei- 

Sowjetkreuzer für 
Indischen Ozean 

rtr, Hongkong 

. Die sowjetische Marine will offen- 
bar »men großen atomgetriebenen 
Schlacfatkra it«- der neuesten Bau- 
klasse im Indischen Ozean stationie- 
ren. Nach Angaben ans westlichen 

Mil i fc ä rir r eisen handelt es neb riah ei 

um den 24 000-Tonnen-Kreuzer 
„F mnse “, der in die kampfstäzkste 
sowjetische Flotte im Pazifik einge- 
gliedert werden soH Das Schlacht- 
sehiff sei im letzten Halbjahr sowohl 
m der Ostsee als ? nch im Nordatlan- 
tik getes tet worden. Nur die sowjeti- 
sche Marine verfugt unter den atom- 
getriebenen Kreuzen und Flugzeug- 
trägern über eine solche schwere 
Schiffsklasse. Der neueste US-Kreu- 
zer „Ticonderoga“ hat 9500 Tonnen. 


tem von Tarifverhandhmgen zu ver- 
bieten. Auch Lehrlinge hätten, so die 
Arb eitsrichter , grundsätzlich ein 
Streikrecht.- Der Senat bekräftigte 
zwar seinen Grundsatz vom Streik als 
Mittel eines Arbeitskampfes 
(„ulthna-ratio-ftin^“), freilich gelte 
er. nicht unemgeschränkt Warn- 
streiks seien zulässig, wenn mft ihnen 
em „milder Druck“ ausgeübt werde. 

Während die IG Metall den BAG* 
Sprach mit „großer Befriedigung“ 
zgr Kenntnis nahm, reagierten dieAr- 
beitgeber mit Empörung. Organisier- 
te Arbeitsniederlegungen während 
laufender Taiifverhandlungen ver- 
schöben das Gleichgewicht zwisebeu 
den Tariftwrtnem auf gefährliche 
Weise. Noch bevor aQe friedlichen 
Mi ttel eines Tarifkampftes ausge- 
schöpft seien, könne die Geweak- 
schaft risikolos die Arbeitgeber unter 
Druck setzea Das sei eine Art neuen 
Erzwingungsstreiks, gegen den die 
Arbeitgeber über keine Waffe verfüg- 
ten. 

Der RAG-Spruch hatte noch im 
September eine politische Debatte in 
Bonn über die Frage ausgelöst, ob 
nicht der Gesetzgeber seine Zurück- 
haltung ^ iffe phen imd das Arbeits- 
kampfrecht gesetzlich regeln sollte. 
Vor «fern Hintergrund des schweren 
Arbeitskampfes 1984 befürchteten 
nic ht nur die Arbeitgeber, daß die 
Gewerkschaften mit dfe»»ni „Frei- 
brief“ die Wirtschaft nach Beheben 
mit Streiks überziehen könnten, was 
d«»n snrialgn Frieden nicht sichere, 

■enuriem ge fahrrie. 

Bürgerrechtlerin 
droht Verbannung 


DW, 

Der 39jährigen russische Burger- 
rechfterin Irina Griwnina drohe die 
Ausweisung aus Mnslran imd mögli- 
cherweise erneute Verhaftung. Ihr 
Mann, Wladimir Neptechowitsch, ha- 
be zumindest mit dem Verlust des 
Arbeitsplatzes zu rech nen, da nach 
Aiiffegamg der sowjetischen Behör- 
den Frau Griwnina mit ihrer Tochter 

ille gal m M oskau h»i ihr em Mann leb t 

und somit gegen das Paßgesetz ver- 
stößt Dies teilte jetzt die Menschen- 
rechtsorganisation „Kontinent" mit 
Irina (h^wnina hatte fünf Jahre in der 
Verbannung verbring« müssen. Ih- 
rer Fhznihe wird seit über einem Jahr 
(Re Ausreise in den Westen verwei- 
gert 


Die Aibritjgeber legten Revision 
«n, woaüber das BAG am 15. und 29 
Januar 19% erneut verhandeln soläe. 
Da jedoch der gleiche Erste Senat 
darüber befinde, scheint Gesamtoe- 
tall das Ergebnis -eine erneute Nie- 
derlage - absehbar. Deshalb zogen 
die Arbeitgeber die Revision zurück, 
dwm „da kommen doch nur erheb- 
liche Kosten heraus“, meinte Werner 
Glaubitz, Justitiar von Gesamtmetall 


Die Metall-Arbeitgeber setzen dar 
her ihre Hoffnung jetzt auf das Bun- 
desverfassungsgericht. Sie argu- 
mentieren, mft der Duldung von 
Warnstreiks habe das Bundesarbeits- 
g^rteHt das Ultima-Ratio-Prinzip, das 
es einst selbst ausgestellt habe, auf 
gefehdkdie Welse durchlöchert und 

damit die Tarifs ntnnnmte gefährdet. 

Von den Kckpfritem des Arbeits- 
kampfrechfa - Friedenspflicht, Ulti- 
ma-Ratio-Grundsatz des Streiks, Ur- 
abstimmung vor einem Aibeöskampf 
— sei einer brüchig geworden. Durch 
die Duldung van Warnstreiks sei in 
der Realität ein neues Kampfinstru- 
ment entstanden. Dies müsse vom 
Bundesverfassungsgericht korrigiert 
werden, meinen sie. 

In ihrem verbandlicben Selbst ver- 
ständnis fühlen rieh die Arbextgeba' 
getroffen, weh ihnen das BAG ein 
ei genes Klagerecht absprach. Sie 
dürften mit den Gewerkschaften 
zwar Verträge schließen, Verhand- 
lungen fehlen und Absprachen tref- 
fen, nicht jedoch als Rechlspersön- 
lichkeit vor Gerichten auftreten. 

London schließt 
zwei Konsulate 

äpa,Bonn 

Bei einer Neuordnung der briti- 
schen konsularischen Vertretungen 
in der Bundesrepublik sind das Gene* 
räDmnsuM in Stuttgart und das Kon- 
sulat in Hannover geschlossen wor- 
den. In beiden Stärken werten künf- 
tig Qonorkr-Generalkonsuln amtie- 
ren, teilte gestern die Botschaft Groß- 
britanniens in Bonn mit Zum Hono- 
rar-Generalkonsul in Stuttgart er- 
nannte der britische Botschafter in- 
zwischen den Vorsitzenden der Stan- 
dard Elektrik Lorenz AG, Helmut 
Lohr. Zum.Honorazknnsul in Frei- 
burg wurde Adolf McCarthy ernannt 
Der bisherige britische Generalkon- 
sul Brian Rose wird Stuttgart am 
Freitag verlassen. 


Worms macht 4 
Wirtschaft zum 
Wahlkampfthema 

WILMHERLYN, Dfiaetderf 
Die CDU in Nordritem-Westfefen 
will mit einem betont auf die Wirt- 
schaft bezogen« Programm in den 
Landeswahlkampf ziehen. -Ihr Spit- ' 
zenkardidat Bernhard Wonns rech- 
net damit, daß erdamit das Vertrauen 
der^ Fabier in die größere Kompetenz 
der Union inaDen ökonomisch« Fra- 
^n, wie sie sich in den letzten Umfra- 
gen dokumentierte, in einen Wahlsieg 
seiner Partei ummiinzen kann. 

Die CDU wolle „ein« Weg zeigen, 
um die politischen Fehlleistungen . 
d« letzten Jahre zu überwinden, und . 

den Burgern Vertrauen in eine besse- . 
re Zukunft vermitteln“, erklärte 
Worms. Nonlrhedn-Westfaten habe 
rach fast 2 Qjähriger SFD-Herrechaft 
yhw» führende Rolle in der Bundes- 
republik verloren. Der sozial* 
denokratischen Landesregierung, 
warf er vor, die Chance des techni- 
schen Wacdels aus ideologischen , 
Grund« erschwert und blockiert zu ; 
häben. Dies sei nicht nur an der jüng- 
sten Entwicklung in der Medienpoli- 
tik ablesbar. Unter dem Motto „Ar- 
beit schaffen , Umwelt schützen, Auf- ' 
schwang stchem: Die Zukunft gewin- 
nen“ folgt die Landes-CDU den Ziel- 
setzungen der Bundesrepublik, hn 
^««immen w i tk fi n mit Bonn *wiB 
Worms vor allem die Rahmenhedm- 

S en für unternehmerisches Han- 
verbessern. Dabei lehnt rieh sei- . 
ue Partei eng an die Thesen des Vor- 4> 
si tzenden der rheinischen Wirt- 
5 ^M>ftc i» i »iTiig un g , Peter ' Jung«, 
(WELT v. 20.12.1984). Ohne die Säu- 
len Knhte, Stahl, Maschinen- und An- 
lagebau zu vernachlässigen, setzt die 
CDU auf „regionale Kraftfelder“, auf ; 
g^htiii«i»lt»»riinn lngien durch ver- 
stärkte Forschung und vereinfachten 
Technologietransfer zwischen Hoch- 
schule und Wirtschaft sowie auf eine 
pwi» „Gründerwelle“ durch verein- 
fachte Steuergesetzgebung. 

Worms erneuerte sein« Vorschlag 
für eine Landesstrukturbank, die als 
Rrifco-Fin anzi c nm griank beim Wirt» 
sefaaftsminister angebunden werden 
soll Die Union wird auch ernst mit 
ihrem Versprach« madien, Subven- 
tionen nur noch als „Hilfe zur Selbst- 
hilfe“ zu gewähren. Äße bestehenden 
Subvention« soll« zunächst linear 
um fünf Prozent gekürzt werden. 
Worms baut darauf; daß das Konzept 
„Bond und Tand, Band in Hand“ 
zum Wohle von NRW besser greift als 
die Obstruktionspolitik der SPD ge- 
gen Bonn. 



Wir sind die deutsche Tochtergesellschaft eines weltweit 
tätigen Konzerns der Nahrungsmittelbranche. Die von uns 
produzierten und im in- und Ausland Vertriebenen Marken- 
artikel haben einen hohen Bekanntheitsgrad. Für die dem- 
nächst freiwerdende Position des 


Group Accwnüng Manager 

(Leiter Rechnungswesen) 


suchen wir einen Mitarbeiter, der sowohl fachlich wie vom 
Führungspotentiaf her in der Lage ist, das Rechnungswe- 
sen eines international ausgerichteten Großunternehmens 
verantwortlich zu führen. 

AUFGABEN: Verantwortliche Leitung des gesamten Rechnungswesens 
(Rnanzbuchhaitung, Verkaufsabrechnung, Kostenrech- 
nung). Verantwortung für die zeitlich und sachlich korrekte 
Erstellung der Quartals- und Jahresabschlüsse nach 
US-amerikanischem und deutschem Recht Unmittelbare 
Mitarbeit bei der Entwicklung -und. Implementierung neuer 
Systeme zur Rationalisierung der Accounting-Abläüfe. Ver- 
antwortlich für das Rechnungswesen der Tochtergesell- 
schaften. 

AUSBILDUNG: Betriebswirtschaftliche Basisausbildung. Mehrjährige 
praktische Erfahrungen im Rechnungswesen von Großun- 
ternehmen in leitender Funktion. Sehr gute Kenntnisse der 
US GAAP und der deutschen handeis- und aktien rechtli- 
chen Vorschriften. Gute Englischkenntnisse, Verständnis 
für die : Möglichkeiten und Grenzen .moderner EDV- 
Systeme. 

POSITION: Direkt dem Controller unterstellt. Enge Zusammenarbeit 

mit dem Bereich Finanzplanung und Kontrolle. Die Dotie- 
rung entspricht den hohen Anforderungen. Entwicklungs- 
möglichkeiten sind gegeben. Standort ist Bremen. 

IHRE Bitte senden Sie Ihre vollständigen Bewerbungsunterlagen 

BEWERBUNG:an unsere Personalabteilung. 


HAG GF Aktiengesellschaft 
Postfach 107940 
2800 Bremen 1 



KAFFEE HAG 
SCHONKAFFEE M 
ONKO 
MAXWELL 


KABA 

CEFRISCH 

QUENCH 

REIS-FTT 



auf den 
Inseln 


sucht 


Anbnafeur/in 

mit entsprechender Animationserfahrung, Im 
After zwischen 20 und 35 Jahren, für bestehen- 
des Animationsteam per sofort 

Bewerber mit Visum oder Resldenda werden 
bevorzugt 

Aussagekräftige Bewerbungsunterlagen an 

Inter Club AMontic . 

San Agustin, Jazmines 2 , Gran Cana ria/Spanien 
(bitte per Luftpost) 



Mittelstäitdiscbfta Unterwohreon - 
steht ab Januar 1985 vertriebsorieatiertes 

Zeitmanagement 

zur Verfügung, für Problemlösungen wie z. B_- 

• Vorübergehender Ausfall einer FOhrungskraft 

• Beaßstemng der Strategie für Uarktanpaasnngsma Baahmen 
9 IHgcfaaetzangerstrebter Produktivitätssteigerung 

• Einführung neuer Artikel, Zweigleisigkeit auf Zeit etc. 
M«pa ging C. Soe., W*fetstr. 2 . 4SM Cl oppen i H irg, T, t i 4 71 / 


COMECON / YUGOSLAWIEN 

Deutscher, Schweiz. Aufenth., sucht Geschäftsverb, t 
Arzneisektor/Cbemie bevorz., Kfahrung imd Verg- 
angen nnerfifillcb. EvtL Fianengründung. 

Chiffre J 10728 IVA AG, Postfach, CH-8032 Zürich 


Ächtung! Ein mal ige Gelegenheit! 

Da nk dnes vafflg nemrU gen . pstenMertm Verfahren» können ^ wir 
nea von weltberühmten Kdxtezwerkai wie Bank, Branche!, vmi 
atreng' 4 adtkrter Auflage an&ieten. die yaai Origtaal wkM j 

ÜPaere Satets wentea nicht tmr von Pi hat y myiwi miton. 

aacb xar Aosstattnng von Arztpraxen, ga tiBraU naw. 

Wenn Sie Interesse baten. «Oese absolut konkurrenzlosen Mdrtemcxte aol der 
Bas» ei ner danerhalten Zasammenartieh an — i* »n« wi and evtl Konnte xa 
SÜImabel-fanwm. Ealdwiv-Aaatattem, HMdausstattem, Arztpcexen, 
Kanzleien oder dcrgL haben, sollten Sie mit ans sprechen. Attraktive Provtto- 
nen and GeUete- oder SundenacfauUdnd ae&MtvendSailBch. 
JhrfenSle ans an, oder schreiben Sie ans - wtr reagieren rcotaaL 

- imw . J t rn I 21 . Tel k»/ 7 iÜV,.Mn 
• 214772 


Dipl.-Inq. 

j s a g ghqs im Baekh Hanstedank 
trdbenrfEch tätig, übernimmt Keprf- 
ae atiTu Ikrea ÜnSernehmcg» in Bertt» 
Kont a kt anfnatimr erb. unter M 12387 
an WELT-Vedag, Fostbch 100684 , 
. . 4300 Essen 


LAG« 

1000 m z , in zentraler 
Hbttefns Büro n. 
evtL zu verpachten bzw, kSonen Spe* 
dlttena- o.. AusUefmmedefatungen 
übernommen wernen. 

Anfr. u. Z 12334 an WELT-Veria«. 
Postt 10 06 64. 4300 Böen 


Dynamische Firma 

mit Füialbüro + Telex, sucht) 
exkL GeneralrVertretung, gg£; 
auch für Export/Import - 

Zuschriften erbeten unter U 
12263 an WELT-Verlag, Post-! 
fach 10 08 64, 4300 Essen. 


WirBbonrobiai 

Aoslkrf enin g iln g er 

gM«ae*iae tn. He hrtitfKiv- w <u»A« 

EttfansrnpntcKe 

7867 Bad Waldsee y7S30 Smuen 
TeL 075 24/7633 




beschäftigt rund 1500 Mitarbeiter und 
baut luft- und wärmetechnische Anla- 
gen sowie Textilveredlungsmaschinen. 

Energiesparende Strahlungsheizung 

Wir suchen zur Forcierung dieses Produktes mit Anwendung in Produktions-, 
Lager-, Ausstellungshallen und dgl. 

Industrie-ZHandelsvertretungen 

Sie sind unser Partner, wenn Sie in diesem speziellen Kundenkreis bereits 
Erfolg haben. 

Die nachweislich hohe Energieeinsparung und technische Reife des Systems 
geben die Grundlage für überdurchschnittliche Provisionsaussichten. 

Die gesamte Angebots- und Auftragsbearbeitung erfolgt vom Stammhaus aus, 
welches Sie auch akquistiorisch unterstützt. 

Ihr Vertretungsgebiet innerhalb der Bundesrepublik und Westberlins würden 
wir je nach Ihren Möglichkeiten mit Ihnen abstecken. 

Senden Sie bitte Ihre schriftliche Bewerbung mit Referenzen ein oder wenden 
Sie sich vorab an Herrn Bosten. 

H. Krantz GmbH & Co. 

Luft* und Wärmetechnik 

Postfach 20 40j 5100 Aachen, Telefon; 02 41 /4 34- 204 


Was tun» wenn die 
Sirenen heulen? 

Der K a gphchu fa b mka: jSecnds“ 
aus Betop-rerbgteflen für 10 Ptxx. 

m *M uri,£ni il S3 

genehmigt jl v. d. 

probt - biMet größte Sicherheit -| 
gffgen LuftdruastüSe, K entnm en-' 

il O ammp^TnMimg fq (Btfl mm .n- 
dloaküve u. thermische) sowie dae- 
mlscbe u. biologische r 
außerdem ein sicherer 
Feuer- hl Umwe 

bau im Garten 

Hanszogang od. sep. Bnstieg. Allei- 
niger Her st eller a. Vertrieb: Unl- 
eersaJ GmbH. 3 S 00 Kassel 
Bera t ung u. Verkauf: •• 
YeileRflMre Ftankfiut 


6666 nmktot 5 * 

TeL: • W / 51 21 Z 7 


__ mit Stein 4300 Essen. 

und konkurrenzlosem Konzept sucht zum Ausbau geschäftsführenden , 
Vertriebsorte nberten Teifhaber. Bgenkapital: 60000,- bis 150 000.- i 
DM. Voraussetzung: .Erfolgsnachwas. 

Angeb. erb. u. K 12365 an WELT -Vertag, Postfach 10 08 64, 4300 Essen 


GmbH oder KG 

mind. 10 Jahre existent, zu- kau- 
fen gesuchL Handetefirmen) 
bevorzugL 

Angebote unter S 12281 

WELT-Verlag, Fostfadi 100884, 

' 4300 


MManhanfaettteh. Baum Nortktenlsch- 
tend,. Sperisl gebtet Treppen and 
Sdmdedeeisen. konkurrenzlos, da bn 
DcsilT von me hrer e n Bunde^mtenten, 
< s acht einen 

ütigea Tedhaber 

mit Bendkerfafanuig. Er soll io abseb* 
.barer Zeit das GescbSft führen. Kapt- 
Kaleinsatz nicht unter DK 200 000 - 
(keine Saniezung). 

Bitte wenden Sie sich vertrauensvoll 
am TM endaead i l U a u jenen p. 
i MaUk(ltti 2a, Z9M 
OMenborr 


Vertriebskonzoote 

Suchen Sie nach Absatzmögbcb- 
ketten, für Ihre Produkte oder 
Dienstleistungen? Fragen . Sie! 
uns! 

Informationen unter T 12282 an 
WELT-Verlag. Postfach 1008 64. 
4300 


h K to-Jun k arodorf 

Ot>«w , *«i»a aasr BdroWatuagen. TdiftaH 
d»«»L SdintebaMa eie. 

TeL OS 27/46 87634 


BawodiabaR - Portugal 

• Fortug. Architekt, z. Z. ln BRD 

• lanej. Erf. In beiden Lfindern, 

• sucht Partnerschaft bei poten- 
tiellen Bauherren. 

Kontakte n. L 12386 an WELT- 
Vertag. Porti U) 08 64, 4300 Essen 


Übernehme sofort 

Vertriebs- nd. 
Ikga&isattoBsaafbaH, 

auch Umstellungen, für Produkte und 
Ldram g cn mit mfigBcber Uamta- 
praatie and KSpttalvernatttang, 

BubtaBfakae erbeten tetefoniseh 
02 01 / 70 « 24 , oder sÄrittSSnaS« 

3 ohum-Wl Becker. 
Lobadate. 41. 43 faset l. 


^Menanieigenin 
Deutsch- 
land 


Die Große! 
ftombrngtio n j 

i Sielenaizeigen I 

ID1E m WEIT] 



i ■■■ 








